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Sehr geehrte Damen und Herren,
liebe Leserinnen und Leser,

der Jahresbericht 2004 des Bundesamtes für Strahlen-
schutz beschäftigt sich ausführlich mit zukunftswei-
senden Überlegungen zum Strahlenschutz.

Das gegenwärtige System des Strahlenschutzes ver-
fügt über eine solide Wissensbasis. Für die Zwecke
des praktischen Strahlenschutzes liegen differenzier-
te Konzepte und Regelungen vor, die den Schutz der
Bevölkerung sowie des Einzelnen am Arbeitsplatz
sicherstellen. Eine Weiterentwicklung dieses Systems
ist im Wesentlichen aus zwei Gründen erforderlich:
Einerseits droht wegen der Komplexizität der Rege-
lungen die innere Logik des Systems sowie die Hand-
habbarkeit für die Praxis verloren zu gehen. Ande-
rerseits wird zunehmend deutlich, dass der bisherige
Ansatz für einen geringen Teil der Bevölkerung
möglicherweise keinen hinreichenden Schutz garan-
tiert.

Das Bundesamt für Strahlenschutz hat seine Position
zu den Grundsatzfragen des Strahlenschutzes in den
Leitlinien Strahlenschutz zusammengefasst. Der
Bericht untersucht die Grundlagen zum Schutz von
Mensch und Umwelt vor den Gefahren und Risiken
ionisierender und nicht ionisierender Strahlung und
erweitert diese angesichts neuerer wissenschaftlicher
Erkenntnisse und gesellschaftlicher Entwicklungen.
Eine öffentliche Diskussion dazu ist für 2005 vorge-
sehen.

Aber auch auf anderen Gebieten hat das BfS 2004
dazu beigetragen, Möglichkeiten und Notwendigkei-
ten zur Reduzierung der Strahlenexposition der Be-
völkerung aufzuzeigen. So wurde z. B. als Ergebnis
der Auswertung der bisher in Europa zu Fragen der
Exposition durch Radon durchgeführten Studien vom
BfS ein Konzept für Strahlenschutzmaßnahmen zur
Verminderung der Strahlenexposition durch Radon
in Aufenthaltsräumen entwickelt und vorgestellt.

Ob nun ein Konzept zur sicheren und dauerhaften
Entsorgung radioaktiver Abfälle, ob Empfehlungen
zur Minimierung des Radonrisikos oder zum Ge-
brauch von Handys, das BfS ist auch 2004 seinem
Leitspruch „Verantwortung für Mensch und Umwelt“
treu geblieben.

Allen, die uns bei der Erfüllung dieser Aufgabe tat-
kräftig unterstützt oder durch Fragen unsere Auf-
merksamkeit auf Probleme gelenkt haben, möchte
ich an dieser Stelle herzlich danken.

Mein besonderer Dank gilt aber allen Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern des BfS, die mit ihrem Engage-
ment die Grundlage für die erzielten guten Ergeb-
nisse geschaffen haben. In diesem Zusammenhang
muss darauf hingewiesen werden, dass die Perspekti-
ven des Strahlenschutzes zu einem wesentlichen Teil
auch davon abhängen, wie es gelingt, den Wissens-
transfer in die nächste Generation zu organisieren
und die bereits klar erkennbaren Probleme in einzel-
nen Bereichen des Strahlenschutzes zu lösen. Das
beinhaltet auch, dass der zurzeit zu verzeichnende
dramatische Verlust von fachlicher Kompetenz ge-
stoppt werden muss.

Ihr
Wolfram König
Präsident des Bundesamtes für Strahlenschutz
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Wolfram König

Die ersten Erkenntnisse, dass die Anwendung ioni-
sierender Strahlung nicht nur von großem Nutzen
für die Diagnose und die Therapie bestimmter Krank-
heiten, sondern auch mit gesundheitlichen Gefahren
und Risiken für Patient und Arzt verbunden sein
kann, sind über 100 Jahre alt. Sie stammen aus der
Anfangszeit der Anwendung von Röntgenstrahlung
zum Ende des 19. Jahrhunderts. Systematische Unter-
suchungen der Radiobiologie zur Aufklärung der Me-
chanismen, die Grund für die Gefahren und Risiken
sind, werden seit Mitte der 30er Jahre des zwanzig-
sten Jahrhunderts durchgeführt. Epidemiologische
Untersuchungen an Überlebenden der Atombom-
benabwürfe in Hiroschima und Nagasaki führten zu
weiteren, vertieften Erkenntnissen über die Risiken
ionisierender Strahlung.

Es dauerte aber bis in die 50er Jahre, bis die Prinzi-
pien des Strahlenschutzes – das sind die Notwendig-
keit zur Rechtfertigung jeder Strahlenanwendung,
zur Begrenzung der damit verbundenen Dosis und
zur Minimierung jeglicher Strahlenexposition unter-
halb von Dosisbegrenzungen – allgemeine Anerken-
nung auf internationaler Ebene fanden und mit der
Strahlenschutzverordnung und der Röntgenverord-
nung in nationales Recht überführt wurden. Das bis
heute ständig weiterentwickelte und inzwischen sehr
komplexe System des Strahlenschutzes wird sowohl
dem wissenschaftlichen Erkenntnisstand als auch den
gesellschaftlichen Anforderungen an die Beteiligung
bei Regelungsprozessen gerecht.

Die letzte umfassende Empfehlung der Internationa-
len Strahlenschutzkommission (ICRP) zu den Grund-
lagen des Strahlenschutzes (ICRP Publikation 60)
stammt aus dem Jahr 1991. Derzeit wird an einer
Aktualisierung dieser Empfehlung gearbeitet, die die
inzwischen vorliegenden neuen wissenschaftlichen
Erkenntnisse berücksichtigen und darauf abzielen
soll, die Vielzahl der Einzelregelungen im Sinne einer
konsistenten Gesamtbewertung nach übergeordne-
ten Gesichtspunkten zusammenzuführen und zu ver-
einfachen. Auf diesem historischen Hintergrund stel-
len die vom BfS erarbeiteten Leitlinien Strahlenschutz
eine Bestandsaufnahme der aktuellen Erkenntnisse
dar. Sie legen den Rahmen behördlichen Handels
fest und zeigen Schwerpunkte des Strahlenschutzes
im nationalen Kontext auf. Außerdem zeigen die Leit-
linien den fachlichen Handlungsrahmen für die Be-
teiligung des BfS an den internationalen Diskussio-

nen zur Fortentwicklung des Strahlenschutzes auf.
Die Schwerpunkte beinhalten nicht nur den Strahlen-
schutz bei ionisierender Strahlung sondern auch bei
nicht ionisierender Strahlung.

Der Strahlenschutz steht zu Beginn des 21. Jahrhun-
derts vor großen Herausforderungen. Zum einen 
ist festzustellen, dass die Wissensbasis – verglichen
mit der Situation in anderen Bereichen, in denen
ebenfalls die Notwendigkeit zum Schutz von Mensch
und Umwelt besteht – aufgrund jahrzehntelanger
intensiver Erforschung der Wirkungen und Risiken
ionisierender Strahlung solide ist. Für die Zwecke 
des praktischen Strahlenschutzes liegen differen-
zierte Konzepte und Regelungen vor, die den Schutz
der allgemeinen Bevölkerung in unterschiedlichen
Situationen sowie des Einzelnen am Arbeitsplatz
sicherstellen. Auch für die in Zukunft verstärkt an-
stehenden Fragen des Strahlenschutzes, z. B. im
Bereich der Stilllegung von Anlagen der Kernbrenn-
stoffver- und -entsorgung und der Endlagerung, liegt
eine gute fachliche Grundlage vor. Die Ausdifferen-
zierung der bestehenden Regelungen des Strahlen-
schutzes hat allerdings inzwischen einen Stand er-
reicht, bei dem die übergeordneten Grundlagen und
Prinzipien in der Komplexität der Einzelregelungen
unterzugehen drohen und Stimmen laut werden, die
eine Vereinfachung des bestehenden Systems für die
praktischen Belange des Strahlenschutzes einfordern.
Dem stellt sich z. B. die ICRP, die für ihre neuen
Grundsatzempfehlungen den Anspruch erhebt, die
große Zahl der Dosisgrenz- und Richtwerte auf eine
überschaubare Zahl von Werten zurückzuführen. 
Der damit eingeschlagene Weg sollte in Zukunft im
Rahmen der europäischen und der nationalen Ge-
setzgebung konsequent weiterverfolgt werden.

Auf der anderen Seite mehren sich die Hinweise aus
der Wissenschaft, dass die bisher als unumstößlich
geltenden Grundprinzipien des Schutzes vor den Wir-
kungen ionisierender Strahlung, die global mit der
Grundhypothese einer linearen Dosis-Wirkungs-Be-
ziehung ohne Schwellenwert charakterisiert werden
können, die Realitäten möglicherweise nicht voll-
ständig beschreiben. Außerdem wird mehr und mehr
deutlich, dass der bisherige Ansatz im Strahlen-
schutz, der auf Mittelwerten des Strahlenrisikos auf-
baut, für einen geringen Teil der Bevölkerung mög-
licherweise keinen hinreichenden Schutz garantiert.
Beim derzeitigen Erkenntnisstand zur individuellen
Strahlenempfindlichkeit sind bezüglich der sicheren
Charakterisierung dieser besonders empfindlichen
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Personengruppe noch viele Einzelfragen offen. Unklar
ist auch, wie die Gesellschaft nach Lösung der noch
offenen Sachfragen mit diesem Sachverhalt praktisch
umgehen wird – hier gilt es, in den nächsten Jahren
schwierige ethische Fragen zu beantworten.

Im Bereich der nicht ionisierenden Strahlung (NIR)
stellt sich die Situation völlig anders dar als im ioni-
sierenden Bereich. Der Bereich NIR umfasst einen
großen Teil des elektromagnetischen Spektrums, vom
ultravioletten Licht über die hochfrequenten elek-
tromagnetischen Felder des Mobilfunks bis zu den
niederfrequenten elektromagnetischen Feldern der
Stromversorgung. Fragen des Strahlenschutzes in die-
sem Bereich sind – ausgelöst durch den rasanten
Ausbau der Mobilfunktechnologie – in den letzten
Jahren immer mehr ins Zentrum des öffentlichen
Interesses gerückt. Verglichen mit dem Bereich der
ionisierenden Strahlung sind die Strahlenschutz-
grundsätze und die Regelungsdichte hier weit weni-
ger entwickelt. Es mangelt auch für viele Frequenz-
bereiche an Basiswissen über Wirkungsmechanismen
und an quantitativen Risikoschätzungen. Zentrale
Konzepte des Strahlenschutzes, wie z. B. der Dosis-
begriff, existieren nur ansatzweise im Bereich der
UV-Strahlung. Die im Bereich der ionisierenden
Strahlung lange etablierten Grundsätze des Strahlen-
schutzes, die Rechtfertigung, die Dosisbegrenzung,
die Minimierung und die Vorsorge werden im Be-
reich NIR national und international kontrovers
diskutiert. Um hier zu einem vergleichbar kohären-
ten System des praktischen Strahlenschutzes zu
kommen, bedarf es weiterer Anstrengungen, sowohl
im Bereich der Forschung als auch im Bereich der
Rechtsetzung.

Kompetenzerhalt als Herausforderung 
für die Zukunft
Eine existenzielle Herausforderung für den Strahlen-
schutz in der nächsten Dekade ist der andauernde
dramatische Verlust an fachlicher Kompetenz. Dies
zeigt sich am deutlichsten an der Altersstruktur der

im Strahlenschutz Tätigen, am starken Rückgang der
Anzahl einschlägiger Lehrstühle an den Hochschu-
len, dem Rückgang an Angeboten für die fachliche
Aus- und Fortbildung sowie an der stark rückläufigen
Zahl von Studenten in den einschlägigen Fächern.
Die zukünftigen Perspektiven des Strahlenschutzes
hängen zu einem wesentlichen Teil davon ab, dass es
gelingt, den Wissenstransfer in die nächste Genera-
tion zu organisieren und die bereits klar erkenn-
baren Probleme in einzelnen Bereichen des Strahlen-
schutzes zu lösen. Die Probleme sind seit langem be-
kannt, Vorschläge zur Behebung gibt es in großer
Zahl. Es ist allerdings bisher nur in Ansätzen zu er-
kennen, dass diese einer Lösung näher gebracht
werden konnten. Einen Beitrag zur Linderung der
Probleme des schleichenden Kompetenzverlustes im
Bereich Biologische Dosimetrie haben im Jahr 2004
das BfS und die Strahlenschutzbehörden in Frank-
reich (IRSN) und Großbritannien (NRPB) geleistet,
indem sie sich im Rahmen eines institutionellen
Kooperationsabkommens zur Zusammenarbeit und
Unterstützung verpflichtet haben. Außerdem gelang
in Zusammenarbeit mit dem Bundesumweltminis-
terium (BMU) und dem Bundesministerium für Bil-
dung und Forschung (BMBF) die Einrichtung einer
Stiftungsprofessur, die vom Forschungszentrum für
Umwelt und Gesundheit (GSF) weitergeführt wird. 
Dies ist die Voraussetzung für den Erhalt der Kom-
petenz im Bereich Strahlenbiologie an der GSF und
ein erster wichtiger Schritt, um dem Verlust von
Lehrstühlen bzw. strahlenbiologischen Instituten an
Universitäten entgegenzutreten. Erfolg versprechen-
de Lösungsansätze existieren auch bei der gezielten
Nachwuchsförderung im Rahmen nationaler und
europäischer Forschungsförderprogramme und
durch die Schaffung von Netzwerken für Forschung
sowie für die Aus- und Weiterbildung. So wird der-
zeit – gefördert durch das 6. EU-Rahmenprogramm
EURATOM – ein Netzwerk der Ausbildungsstätten 
in den Mitgliedsstaaten aufgebaut, das die Aus- und
Fortbildung im Strahlenschutz auf europäischer
Ebene zu organisieren gestattet. 
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Ansprechpartner:
Gerald Kirchner (0 18 88/3 33-41 00)
Wolfgang Weiss (0 18 88/3 33-21 00)

Das Bundesamt für Strahlenschutz hat sich im Jahr
2004 umfassend mit den zukünftigen Fragen an den
Strahlenschutz auseinandergesetzt und seine Position
zu den Grundsatzfragen des Strahlenschutzes in dem
Bericht Leitlinien Strahlenschutz zusammengefasst.
Der Bericht untersucht die Grundlagen zum Schutz
von Mensch und Umwelt vor den Gefahren und
Risiken ionisierender und nicht ionisierender Strah-
lung und definiert diese im Kontext neuerer wissen-
schaftlicher Erkenntnisse sowie vor dem Hintergrund
gesellschaftlicher Entwicklungen neu. Er setzt sich
dabei explizit mit den Überlegungen auseinander,
die im laufenden Jahr unter aktiver Beteiligung des
BfS u. a. von der Internationalen Strahlenschutzkom-
mission (ICRP, www.icrp.org) angestellt wurden. Die
fachlichen Hintergründe werden in den Leitlinien
Strahlenschutz angesprochen. Die Positionen des BfS
werden in Form von Thesen dargestellt und begrün-
det. Im Folgenden werden die zentralen Aussagen
der Leitlinien zusammengefasst. Nicht eingegangen
wird dabei auf die in den Leitlinien enthaltenen
Positionen zu Einzelfragen wie der Dosis-Wirkungs-
Beziehung, dem Dosis- und Dosisleistungs-Effektivi-
tätsfaktor (DDREF), den Gewebe- und Strahlungswich-
tungsfaktoren für Photonen, Neutronen und Proto-
nen, der Kollektivdosis und den unterschiedlichen
Verfahren zur Expositionsbestimmung der Bevölke-
rung. Dagegen wird eine besonders bedeutende Ein-
zelfragestellung, die „Radonregulation“, in diesem
Bericht noch ausführlich behandelt .

Zur Vorstellung und Diskussion der Leitlinien ist eine
Diskussionsrunde mit allen einschlägigen Institu-
tionen geplant. Dies schließt eine Veröffentlichung
u. a. auf der BfS-Homepage ein.

Die Grundsätze des Strahlenschutzes 

Das System des Strahlenschutzes baut auf den
Grundsätzen Rechtfertigung, Dosisbegrenzung
und Minimierung auf. Daran wird sich auch in Zu-
kunft nichts ändern. Allerdings haben die intensiven
Fachdiskussionen in den letzen Jahren zu Fortent-
wicklungen, Präzisierungen und Modifikationen der
bisherigen Festlegungen zu diesen Grundsätzen ge-
führt. Die folgende Erläuterung dieser Grundsätze
unterscheidet fallweise verschiedene Anwendungen
(planbare und genehmigungsbedürftige Tätigkeiten
und Arbeiten und die sog. „Interventionen“ (Unfall-
situationen, faktische Situationen)) sowie die spezielle
Situation in der Medizin. 

Der Grundsatz der Rechtfertigung
Die Anwendung ionisierender Strahlung und radio-
aktiver Stoffe in Wissenschaft und Technik sowie in
der Medizin bedarf der Rechtfertigung. Dies sicher-
zustellen ist eine primäre Aufgabe des Staates. Ein
wichtiger Aspekt ist hierbei die Abwägung zwischen
dem Nutzen einer Anwendung und dem damit ver-
bundenen Strahlenrisiko. Die Begründung und Quan-
tifizierung des Nutzens ist in der Regel nicht originäre
Aufgabe des Strahlenschutzes, sondern eine gesell-
schaftliche Aufgabe, die eine interdisziplinäre Zusam-
menarbeit erforderlich macht. Dies ist allerdings noch
immer nicht allgemein anerkannt, geschweige denn
akzeptiert. Rechtfertigung setzt einen aktiven Prozess
der Abwägung zwischen Handlungsoptionen voraus,
der Verweis auf niedrige Expositionen allein ist nicht
hinreichend für die Rechtfertigung einer Anwen-
dung. Die Ermittlung und die Bewertung eines 
„Nettonutzens“ ist nicht trivial und muss zum Teil
qualitativ erfolgen. Es sind z. B. alternative Verfahren
ohne die Anwendung ionisierender Strahlung in den
Überlegungen mit zu berücksichtigen. Die Rechtfer-
tigung erfolgt in vielen der hier einschlägigen Situa-
tionen im Rahmen gesamtgesellschaftlicher Prozesse,
die den Strahlenschutz mit einbeziehen. 

Der Prozess der Rechtfertigung muss durch Fest-
schreibung von Standards nachvollziehbar und trans-
parent sein. Dabei müssen die Handelnden ein-
schließlich ihrer Funktionen eindeutig identifiziert,
die erwogenen Handlungsoptionen benannt und die
jeweils damit verbundenen Risiken und der Nutzen
aufgezeigt werden. Es ist dringend erforderlich, die
Verfahren der Nutzen-Risiko-Abwägung, vergleichbar
der Risikobewertung, stärker auf eine fachlich-
wissenschaftliche Grundlage zu stellen. In vielen Fäl-
len können hierbei bestehende betriebs-, volks- und
versicherungswirtschaftliche sowie gesellschafts-
wissenschaftliche Methoden zum Einsatz kommen.
Die Anwendbarkeit und Übertragbarkeit dieser
Methoden für den Abgleich von Handlungsoptionen
ist weiterzuentwickeln und umzusetzen. In Fällen in
denen die Rechtfertigung auf Einzelfallentscheidun-
gen hinausläuft, wie bei der rechtfertigenden Indika-
tion des Arztes, sollte der erforderliche fachliche Ab-
wägungsprozess in Form von anerkannten fachlichen
Standards transparent gemacht werden.

Der Grundsatz der Dosisbegrenzung
Für die Dosisbegrenzung kommen im Strahlenschutz
alternativ zwei Vorgehensweisen zum Einsatz. Zum
einen kann die Dosis in allen Fällen, in denen die
Strahlenquellen kontrolliert bzw. Anwendungen ioni-
sierender Strahlung und radioaktiver Stoffe geplant
werden können, durch Grenzwerte strikt begrenzt
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werden. Ist diese Kontrolle im engen Sinne nicht
möglich, so erfolgt die Dosisbegrenzung über Maß-
nahme- oder Richtwerte bzw. Ziel- oder Referenz-
werte. 

Das Einhalten der für die unterschiedlichen Situa-
tionen relevanten Begrenzungswerte und -prinzipien
allein reicht im Strahlenschutz nicht aus. Es besteht
vielmehr immer das zusätzliche Erfordernis zur Opti-
mierung. Bei der beruflichen Strahlenexposition sind
die Expositionen grundsätzlich auf der Basis indivi-
dueller Dosismesswerte zu erfassen und zu bewerten.
Strahlenexpositionen beim Umgang mit künstlich er-
zeugten und natürlich vorkommenden radioaktiven
Stoffen sind gleich zu bewerten. Die Dosismesswerte
sind zentral zu erfassen und die Grenzwerte zentral
zu überwachen. Ein entsprechender Ausbau des
Strahlenschutzregisters des BfS, z. B. im Hinblick auf
die Überwachung des fliegenden Personals und zur
gezielten Übernahme von Altdaten aus den früheren
Zuständigkeitsbereichen der Länder, war Gegenstand
der Arbeiten im Jahr 2004. 

Strahlenexpositionen der Bevölkerung infolge ge-
nehmigter Tätigkeiten müssen abgeschätzt bzw.
berechnet werden. Dabei ist eine messtechnische
Überwachung auf individueller Ebene weder möglich
noch notwendig. Die Überwachung der Dosisbegren-
zung der Bevölkerung muss bzgl. der eingesetzten
Abschätz- und Berechnungsverfahren auf Annahmen
beruhen, die auch außergewöhnliche Lebensgewohn-
heiten abdecken, gleichzeitig  aber nicht  zu kon-

servativ sind. Eine einzelne Strahlenquelle oder
Strahlenanwendung darf dabei nur einen möglichst
kleinen Anteil des Dosisgrenzwerts der Bevölkerung
ausschöpfen. Zur Begrenzung der Dosis aus diagnos-
tischen Anwendungen in der Medizin kommen
Diagnostische Referenzwerte (DRW) zur Anwendung.
Die Unterschreitung dieser Werte ist durch physika-
lisch-technische und durch Verfahren der Qualitäts-
sicherung zu gewährleisten. Dies setzt insbesondere
eine weitere Stärkung der Position der Ärztlichen
Stellen (ÄS) voraus. Die Dosisbegrenzung bei Strah-
lenexpositionen durch Quellen, die nicht kontrollier-
bar sind wie z. B. das Radon in Gebäuden (s. Beitrag
Seite 14 ff), basiert auf Maßnahme- und Zielwerten.
Potenzielle oder tatsächliche Expositionen oberhalb
dieser Werte werden bei der Planung und Ausfüh-
rung von Maßnahmen zur Dosisreduktion berück-
sichtigt. Die konkrete Ausführung von Maßnahmen
erfolgt unter Berücksichtigung der Grundsätze der
Optimierung. Ziel solcher Maßnahmen ist eine 
Unterschreitung relevanter Werte. Ein Beispiel hier-
für ist die derzeit vom BfS aktiv geforderte Regelung
zur Dosisbegrenzung durch Radon in Aufenthalts-
räumen. 

Bei Unfallsituationen wird die Dosis durch sog. Ein-
greifrichtwerte begrenzt, die einerseits der Planung
von Maßnahmen des Katastrophenschutzes dienen
und anderseits die Obergrenzen darstellen, die die
Einleitung und Durchführung von Schutzmaßnah-
men zwingend erforderlich machen.

Der Grundsatz der Minimierung
Der Grundsatz der Minimierung – im internationalen
Sprachgebrauch auch Optimierung (optimisation)
genannt – hat eine erhebliche Bedeutung für den
praktischen Strahlenschutz. Bei der praktischen An-
wendung des Grundsatzes im Rahmen planerischer
Überlegungen werden Strategien gesucht und ange-
wandt, die unter Berücksichtigung der Umstände des
Einzelfalles zur Reduktion der Exposition der Bevöl-
kerung und beruflich Strahlenexponierter führen.
Hierbei ist die Dosisermittlung möglichst realistisch
durchzuführen. Optimierung setzt einen aktiven Pro-
zess der Abwägung zwischen Handlungsoptionen
voraus. Das Erreichen niedriger Expositionswerte un-
terhalb von Grenz- und Richtwerten oder das Unter-
schreiten eines bestimmten Verhältnisses von Auf-
wand (Kosten) zu Ertrag (eingesparte Dosis) allein ist
noch kein Nachweis dafür, dass das Optimum er-
reicht ist. Es ist Aufgabe des „Betreibers“ bzw. 
Antragstellers und Genehmigungsinhabers, Optimie-
rungsüberlegungen anzustellen, transparent zu ge-
stalten und zu dokumentieren. Es ist Aufgabe der
Behörde, diese Überlegungen zu prüfen und bei der
Genehmigung festzustellen, dass dem Optimierungs-
erfordernis Rechnung getragen wurde. Zur Umset-
zung dieser Anforderung sind Handlungsanleitungen
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zu erstellen und verbindlich einzuführen. Dieses Prin-
zip gilt in übertragenem Sinne auch für den Bereich
der Anwendung ionisierender Strahlung und radio-
aktiver Stoffe in der Medizin.

Wie bei der Rechtfertigung sind bei der Optimierung
neben den fachlichen und technischen Fragen des
Strahlenschutzes auch soziale und gesellschaftliche
Prozesse wichtig; der Prozess der Optimierung muss
durch Festschreibung von Mindeststandards nach-
vollziehbar und transparent sein. Die Festschreibung
solcher Standards in Leitfäden ist dringend notwen-
dig. Die Leitfäden sollten insbesondere folgende
Aspekte berücksichtigen: die Definition von Zielhie-
rarchien, Aufzeigen von Alternativen, Präferenzen/
Prioritäten und die Beschreibung des eigentlichen
Verfahrens. 

Im Rahmen verbindlicher Regelungen müssen die
Notwendigkeit zur Ausgestaltung des Optimierungs-
prozesses und Bedingungen für die Durchführung
des Prozesses, einschließlich der Einbeziehung der
Betroffenen („stakeholder involvement“), festgelegt
sein. Zur sachgerechten Umsetzung solcher Stake-
holder-Prozesse müssen sowohl das fachliche Anfor-
derungsprofil der im Strahlenschutz Verantwortli-
chen als auch die Organisationsformen der Strahlen-
schutzorganisationen und -behörden weiterentwickelt
werden.

Das Vorsorgeprinzip im Strahlenschutz 
Der verantwortungsvolle Umgang mit Risiken setzt
ganz allgemein voraus, dass neben die Abwehr von
Gefahren durch das Ergreifen von Schutzmaßnah-
men das Prinzip der Vorsorge als eigenständige
Maßnahme tritt. Hierfür gibt es zwei wesentliche
Gründe. Zum einen herrschen im Bereich niedriger
Expositionen, wie sie im Leben eines jeden Menschen
allgegenwärtig sind, große Unsicherheiten über die
tatsächlichen Risikofaktoren. Im Bereich der ionisie-
renden Strahlung sind die Unsicherheiten dadurch
bedingt, dass die Risikofaktoren durch Extrapolation
von belastbaren Daten bei wesentlich höheren Wer-
ten gewonnen werden müssen. Trotz großer An-
strengungen in der laufenden Forschung kann nicht
erwartet werden, dass die bestehenden Unsicherhei-
ten jemals ganz ausgeräumt werden können. 

Im Bereich der nicht ionisierenden Strahlung gilt
zwar ein durch eine Wirkungsschwelle charakteri-
siertes Schadenseintrittskonzept. Aber auch hier gibt
es Hinweise auf biologische Effekte unterhalb von
erkannten Gefahrenschwellen, deren gesundheitliche
Relevanz derzeit noch nicht abschließend beurteilt
werden kann. 

Zwar sind die Energien nicht ionisierender hochfre-
quenter elektromagnetischer Felder zu niedrig, um

zur Krebsinduktion beizutragen. Es werden aber in
der aktuellen wissenschaftlichen Literatur durchaus
Mechanismen zur Krebspromotion diskutiert. Aus
diesem Grund ist auch in diesem Bereich Vorsorge
angezeigt. Dies gilt insbesondere für Jugendliche und
Heranwachsende, bei denen eine erhöhte Strahlen-
empfindlichkeit bisher nicht ausgeschlossen werden
kann. Im Bereich UV ist die Vorsorge, insbesondere
im Kindesalter und bei heranwachsenden Jugendli-
chen in besonderem Maße erforderlich, da in diesem
Alterzeitraum ein erheblicher Anteil des Gesamtrisi-
kos, an Hautkrebs zu erkranken, erworben wird. Die
Vorsorge stellt beim Umgang mit Risiken neben der
Gefahrenabwehr ein zweites wichtiges Prinzip dar,
das dem Erhalt der Gesundheit dient und deshalb in
den einschlägigen rechtlichen Regelungen als Strah-
lenschutzprinzip verankert werden sollte.

In den folgenden Abschnitten wird auf die Situation
und den Handlungsbedarf in drei Bereichen des
Strahlenschutzes näher eingegangen, denen in der
derzeitigen öffentlichen Diskussion besondere Bedeu-
tung zukommt: die medizinische Strahlenexposition,
die Exposition durch nicht ionisierende Strahlung so-
wie der Schutz der Umwelt.
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Medizinische Strahlenexpositionen

Die medizinisch bedingte Strahlenexposition macht
zu fast 100 Prozent den Beitrag der zivilisatorisch be-
dingten Strahlenexposition pro Kopf der Bevölkerung
in Deutschland aus. Schon deshalb ist aus Gründen
eines effektiven Strahlenschutzes eine intensive Be-
schäftigung mit Expositionen in diesem Bereich
erforderlich. Einen detaillierten Überblick über die
Entwicklung der medizinischen Strahlenexposition in
den letzten Jahren gibt der Beitrag „Erfassung und
Bewertung medizinischer Strahlenexpositionen
zwischen 1996 und 2001“ (s. Seite 21 ff). Um den
Strahlenschutz der Patienten zu verbessern, wurden
im Rahmen der Novellierung der Strahlenschutz- 
(StrlSchV) und der Röntgenverordnung (RöV) die Auf-
gaben und Rechte der „Ärztlichen und Zahnärzt-
lichen Stellen“ (ÄS) erweitert und „Diagnostische
Referenzwerte“ (DRW) eingeführt. Ziel dieser Maß-
nahmen ist es, die Qualität der Untersuchungen zu
verbessern und die Dosis pro Untersuchung mit-
telfristig zu reduzieren. Neben den bereits umgesetz-
ten Maßnahmen zur Qualitätssicherung ist eine
Verringerung der Anzahl der Untersuchungen die
wirksamste Möglichkeit, die Strahlenexposition von
Patienten zu reduzieren. Diese Maßnahmen allein
werden allerdings nicht ausreichen, um eine grund-
legende Veränderung der aktuellen Situation zu
erreichen. Bemühungen zur Reduktion der Strahlen-
exposition der Bevölkerung durch strahlendiagnos-
tische Maßnahmen müssen viel mehr als bisher bei
der rechtfertigenden Indikation ansetzen, die zur
Zeit aus verschiedenen Gründen nicht so restriktiv
gehandhabt wird, wie dies sowohl unter strahlenhy-
gienischen als auch gesundheitsökonomischen Ge-
sichtspunkten wünschenswert ist. 

So könnte nach Einschätzung der Deutschen Rönt-
gengesellschaft etwa auf die Hälfte aller Röntgenun-

tersuchungen verzichtet werden. Um einen weiteren
unkontrollierten Anstieg der Strahlenexposition der
Bevölkerung durch die radiologische und nuklear-
medizinische Diagnostik zu vermeiden, müssen neue
Technologien frühzeitig strahlenhygienisch bewertet
werden. Die Einführung innovativer radiologischer
und nuklearmedizinischer Techniken in die medizi-
nische Routine wird auch in Zukunft neue diagnosti-
sche und therapeutische Optionen eröffnen. Diese
Entwicklung macht es erforderlich, die Regelungen
zum Erwerb und zur Aktualisierung der Fachkunde
im Strahlenschutz in dem jeweiligen Bereich konti-
nuierlich anzupassen (aktuelles Beispiel: Teleradiolo-
gie, d. h. die elektronische Übertragung von radiolo-
gischen Aufnahmen zum Zweck der Befundung an
einen anderen Ort). Darüber hinaus ist die Strahlen-
exposition der Patienten und des Personals beim Ein-
satz neuer Techniken zu bewerten. So ist insbesonde-
re zu vermeiden, dass es durch einen unreflektierten
Einsatz neuer Techniken und die Verwendung von
Verfahren, die die Belange des Strahlenschutzes
nicht optimal berücksichtigen, zu einem nicht ge-
rechtfertigten Anstieg der Strahlenexposition der
Bevölkerung kommt. Aus diesem Grund ist es ent-
scheidend, bereits während der frühzeitigen Evalua-
tion neuer diagnostischer Technologien begleitende
strahlenhygienische Studien durchzuführen, um die
Untersuchungspraxis und die daraus resultierende
Strahlenexposition der Patienten zu erfassen. Basie-
rend auf den erhobenen Daten können dann dosis-
optimierte Untersuchungsverfahren erarbeitet und
angewandt werden. 

Gegenwärtige Gesundheitsstrategien zielen immer
stärker auf Früherkennungsmaßnahmen ab. Hierbei
kommt den bildgebenden Verfahren der radiologi-
schen Diagnostik eine besondere Bedeutung zu. Die
flächendeckende Einführung von Früherken-
nungsmaßnahmen mittels radiologischer Verfahren
erfordert zunächst eine strahlenhygienische Bewer-
tung auf der Basis von Nutzen-Risiko-Analysen. Um
dabei den Belangen des Strahlenschutzes gerecht zu
werden, müssen strukturelle Mindestvoraussetzun-
gen für die Früherkennungsprogramme geschaffen
werden. Während sich das Interesse bislang auf kon-
ventionelle Röntgenaufnahmen konzentrierte, wie
z. B. die Röntgen-Mammographie, zeichnet sich in
einigen Ländern mit einem hohen medizinischen
Versorgungsniveau der Trend ab, auch dosisintensi-
vere Verfahren, wie z. B. die Röntgen-Computerto-
mographie (CT), einzusetzen. Hintergrund ist, dass
moderne CT-Systeme eine räumlich hochaufgelöste
Darstellung großer Untersuchungsregionen des Kör-
pers innerhalb weniger Sekunden erlauben. So kann
z. B. der gesamte Bauchraum und der Brustbereich 
in Atem-Anhaltetechnik ohne Bewegungsartefakte
(unerwünschte Störungen) erfasst werden. Diese
neue Technik kann für Vorsorgeuntersuchungen ein-
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gesetzt werden, z. B. im Dickdarmbereich (virtuelle
Koloskopie zur Früherkennung von Dickdarmtumo-
ren) sowie im Herzbereich (Calcium-Scoring, Früher-
kennung der Verkalkung von Herzkranzgefäßen).

Grundsätzlich ist der Einsatz der CT als Früherken-
nungsmaßnahme nur auf der Basis wissenschaftlich
belastbarer Nutzen-Risiko-Analysen akzeptabel. Zum
jetzigen Zeitpunkt ist jedoch die wissenschaftliche
Datenlage zur Nutzen-Risiko-Abwägung unzuläng-
lich. So liegen zum Nutzen, z. B. zur Mortalitäts-
reduktion durch CT- Früherkennungsuntersuchun-
gen, bislang keine abschließenden Studien vor. Auch
die Abschätzung des Strahlenrisikos stellt eine kom-
plexe Aufgabe dar, da verschiedene Organe expo-
niert werden und bei bestimmten Personengruppen
(z. B. bei Rauchern) andere Strahlenrisiken bestehen
als bei einer „Normalbevölkerung“. Die mit dem Ein-
satz der CT verbundenen effektiven Dosen, insbeson-
dere die Organdosen können durch regelmäßige 
CT-Früherkennungsmaßnahmen beträchtliche Werte
erreichen. Somit ist das daraus resultierende Strah-
lenrisiko sorgfältig in Betracht zu ziehen.

Nicht Ionisierende Strahlung 

Strahlenschutzempfehlungen bei nicht ionisierender
Strahlung (NIR) beruhen im Wesentlichen auf der Be-
grenzung der Exposition auf Werte, die deutlich un-
terhalb von bekannten Wirkungsschwellen liegen.
Für akute Wirkungen sind auch die entsprechenden
Wirkungsmechanismen bekannt. So sind bei ultravio-
letter Strahlung Wirkungen bekannt, die zum Auftre-
ten von Hautkrebs führen können. 

Der Begriff der Rechtfertigung ist im NIR-Bereich bis-
lang überhaupt noch nicht diskutiert worden. Die
letzten Jahrzehnte waren geprägt durch eine rasante
Technisierung aller Bereiche des Alltags. Diese Ent-
wicklung wird sich auch in Zukunft fortsetzen. Eine
Vielzahl der neuen technischen Anwendungen erzeu-
gen dabei nicht ionisierende Strahlen, zum Teil sogar
in erheblichem Umfang. Beispiele sind die modernen
drahtlosen Kommunikationstechniken, aber auch die
Entwicklung neuer, leistungsstarker Lichtquellen. Die
Frage der Rechtfertigung sollte deshalb vor allem bei
der Entwicklung neuer Technologien gestellt wer-
den. Eine Strahlenschutzbewertung neuer Technolo-
gien ist bisher in aller Regel erst nach Marktein-
führung der entsprechenden Technologie möglich,
da die hierfür erforderlichen Daten dem Strahlen-
schutz vorher nicht verfügbar gemacht wurden. Än-
derungen technischer Details, die zu einem verbes-
serten Strahlenschutz führen könnten, sind unter die-
sen Umständen dann meist nicht mehr realisierbar.

Die hinsichtlich neuer Technologien offenen Fragen
des Strahlenschutzes lassen sich in zwei Kategorien

einteilen. In Frequenzbereichen, bei denen Wirkme-
chanismen mit Schwellencharakter bekannt sind, be-
steht die berechtigte Sorge, dass durch die Summe
der stetig steigenden Zahl an Quellen die Schwellen-
werte zunehmend ausgeschöpft werden. Es ist nicht
auszuschließen, dass es durch Interferenzen aus Sicht
des Strahlenschutzes lokal zu bedenklichen Exposi-
tionserhöhungen kommt. Darüber hinaus kann nicht
ausgeschlossen werden, dass sich mit ständig neu
erschlossenen Bereichen des elektromagnetischen
Spektrums, wie z. B. Höchstfrequenzen-Terahertz-Fel-
dern (THz), für den Strahlenschutz neue Herausfor-
derungen ergeben. Bisher gab es auf dem Markt nur
wenige und kostspielige THz-Anwendungen (1 THz =
1000 GHz). Es könnten sich aber künftig eine Viel-
zahl von praktischen Anwendungen dieser Quellen
ergeben, von der medizinischen Diagnostik bis hin
zu Kommunikationssystemen. Mögliche Wirkungen
werden bisher aus den Erkenntnissen für den an-
grenzenden Mikrowellen- und Infrarotbereich extra-
poliert, lassen sich jedoch nicht in jedem Fall wider-
spruchslos erklären. Bisher mangelt es sowohl an For-
schungsansätzen zur Wirkungsforschung, als auch
an Mess- und Rechenverfahren für die Dosimetrie.
Hier besteht Handlungsbedarf.

Die rasante Entwicklung im gesamten Frequenzbe-
reich NIR stellt nicht nur für den praktischen Strah-
lenschutz eine große Herausforderung dar, sondern
auch für den Gesetzgeber. Die derzeit bestehenden
Lücken in den rechtlichen Regelungen zum Strahlen-
schutz im Bereich der nicht ionisierenden Strahlen
können zufriedenstellend nur auf der Basis einer
umfassenden gesetzlichen Ermächtigungsgrundlage
geschlossen werden. 

Schutz der Umwelt

Vor dem Hintergrund der internationalen Entwick-
lungen zum langfristigen Schutz der Biosphäre, aus-
gehend von der Deklaration von Rio 1992 mit ihren
Konzepten der Nachhaltigkeit und Erhaltung der Bio-
diversität, ist in den letzten Jahren verstärkt die Not-
wendigkeit postuliert worden, dass Strahlenschutz-
konzepte neben dem Schutz des Menschen gleich-
wertig den Schutz der Umwelt nachweisen müssen.
Dies hat in Deutschland mittlerweile Eingang in die
Anforderungen gefunden, die an Umweltverträglich-
keitsprüfungen (UVP) gestellt werden. Die Diskussio-
nen zur Einbindung des Schutzes der Umwelt gegen
die Gefahren ionisierender Strahlung in die Strahlen-
schutz-Regularien wurden in der Internationalen
Atomenergie-Organisation (IAEA) und der Internatio-
nalen Strahlenschutz-Kommission (ICRP) in den letz-
ten Jahren verstärkt geführt. Im Bereich der nicht
ionisierenden Strahlung besteht durch die Sonne
eine natürliche Quelle für ultraviolette Strahlung, die
zu einer Exposition der Umwelt in erheblichem Aus-
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maß führt. Die möglichen Schädigungen der beleb-
ten Umwelt, vor allem auch im Zusammenhang mit
den anthropogen verursachten Veränderungen in
der Atmosphäre, sind lange bekannt. Die Frage der
Auswirkungen elektromagnetischer Emissionen auf
die belebte Umwelt sind für alle Frequenzen des
Spektrums bislang nicht nur national, sondern auch
international vernachlässigt worden. Der Versuch ei-
ner systematischen Erfassung des bisherigen Kennt-
nisstandes wurde bisher aber nur in einem vom BfS
in Zusammenarbeit mit der Weltgesundheitsorga-
nisation (WHO) und der Internationalen Kommission
zum Schutz vor nicht ionisierender Strahlung 
(ICNIRP) durchgeführten internationalen Seminar im
Oktober 1999 unternommen. 

Die wissenschaftlichen Grundlagen zu einer belastba-
ren Bewertung der möglichen Schädigung von Flora
und Fauna sind allerdings bislang nicht systematisch
erarbeitet.

Die internationalen Aktivitäten zur Formulierung ge-
eigneter Schutzziele und Erarbeitung wissenschaft-
licher Konzepte zu deren Einhaltung zu unterstützen,
ist auch eine Aufgabe des BfS. Dabei wird auf eine
Harmonisierung der Schutzziele und Nachweiskon-
zepte mit denen für andere Noxen zu achten sein.
Schutzziele und Verfahren sollten auf der Basis einer

breiten gesellschaftlichen Diskussion festgelegt wer-
den. Durch gezielte Forschung muss geklärt werden,
unter welchen Bedingungen eine Schädigung der
Umwelt durch nicht ionisierende Strahlung möglich
ist. Im Rahmen von Umweltverträglichkeitsprüfun-
gen sollten auch die möglichen Folgen der Immissi-
on elektromagnetischer Felder geprüft werden. In zu-
nehmendem Maße verursachen auch großtechnische
Anlagen Emissionen im Bereich der belebten Um-
welt, die dort zu negativen Auswirkungen führen
könnten. Ein aktuell im BfS in Zusammenarbeit mit
dem Umweltbundesamt (UBA) bearbeitetes Beispiel
sind leistungsstarke Offshore-Windkraftanlagen und
die dazugehörigen Seekabel.
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RADON – DIE HAUPTURSACHE 
DER NATÜRLICHEN STRAHLENEXPOSITION
IN DEUTSCHLAND

Radon ist ein natürliches, radioaktives Edelgas, das
durch radioaktiven Zerfall des Radiums entsteht. Ra-
dium wiederum ist ein radioaktives Zerfallsprodukt,
das in den natürlichen Zerfallsreihen der besonders
langlebigen Radionuklide des Urans und Thoriums
auftritt. Da diese Radionuklide allgegenwärtig in der
Umwelt und vor allem in der Erdkruste sind, wird
dort ständig Radon gebildet und in die Luft freige-
setzt. Von den drei Isotopen des Radons ist aus der
Sicht des Strahlenschutzes vor allem das Nuklid
Radon-222 (umgangssprachlich Radon) von Interesse,
das sich auf Grund seiner Halbwertszeit (HWZ) von
3,8 Tagen in der Luft vor allem in Gebäuden zu
höheren Konzentrationen anreichern kann. 

In Deutschland liegt die aus der natürlichen Strahlen-
exposition resultierende jährliche effektive Dosis un-
ter durchschnittlichen Bedingungen in einem Be-
reich zwischen 2 und 3 Millisievert (mSv). Etwa 50 %
dieser Strahlenexposition haben ihre Ursache in dem
in der Atemluft vorkommenden Radon. Die Angabe
eines durchschnittlichen Wertes gibt jedoch keine
Auskunft darüber, dass die Strahlenexposition durch
Radon für einen Teil der Bevölkerung wesentlich
höher ist. 

Ergebnisse epidemiologischer Studien über den Zu-
sammenhang zwischen Strahlenexpositionen durch
Radon und Lungenkrebs
Seit Mitte des 20. Jahrhunderts wurde in zahlreichen
Studien bei Bergarbeitern, die unter Tage hohen Ra-
donkonzentrationen ausgesetzt waren, nachgewiesen,
dass diese Exposition Ursache für die Entstehung des
Bronchialkarzinoms ist. Konsequenterweise stellte
sich die Frage, ob auch geringere Radonkonzentratio-
nen, wie sie in Wohnungen vorkommen, ein Gesund-
heitsrisiko für die Bevölkerung sein können. Seit etwa
1980 wurden deshalb in Europa, Nordamerika und
China mehr als 20 epidemiologische Studien zu Lun-
genkrebs und Radon in Wohnungen – so genannte
Innenraumstudien (indoor) – durchgeführt. Die Er-
gebnisse dieser Studien zeigen übereinstimmend,
dass eine erhöhte Strahlenexposition durch Radon

eine Erhöhung des Lungenkebsrisikos zur Folge hat.
Die in den einzelnen Studien geschätzten Risiko-
koeffizienten schwanken jedoch von Studie zu Studie
und weisen zum Teil große Vertrauensbereiche auf.

Einzelstudien zu Radon in Wohnungen und Lungen-
krebs sind im Allgemeinen in ihrer Aussagefähigkeit
begrenzt. Häufig ist die in einer Studie untersuchte
Zahl von Personen nicht ausreichend groß, um eine
tatsächlich vorhandene Risikoerhöhung statistisch
absichern zu können. Nur sehr große Studien können
somit verlässliche Risikoabschätzungen liefern. Mit
finanzieller Unterstützung durch die Europäische
Kommission wurden deshalb die Originaldaten der
bisher in Europa durchgeführten Studien zusammen-
gefasst und gemeinsam ausgewertet. Die Ergebnisse
dieser weltweit größten Studie, an der das Bundes-
amt für Strahlenschutz beteiligt war, bilden die
Grundlage für die Bewertung des Lungenkrebsrisikos
durch Radon in Wohnungen und sollen deshalb im
Folgenden kurz dargestellt werden. 

Die gemeinsame Auswertung umfasst dreizehn Stu-
dien aus neun europäischen Ländern mit insgesamt
7.148 Lungenkrebspatienten und 14.208 Kontrollper-
sonen ohne diese Erkrankung. Die folgende Tabelle
gibt eine Übersicht über die an der europäischen Aus-
wertung beteiligten Einzelstudien. Darunter waren
zwei vom Bundesamt für Strahlenschutz geförderte
große deutsche Studien. Bei den Studienteilnehmern
wurde in den Wohnungen, die in einem Zeitraum
von 5 bis 35 Jahren vor Interview oder Diagnose
bewohnt wurden, die Radonkonzentration über min-
destens ein halbes Jahr gemessen. Für alle Probanden
wurde ein nach Wohndauer gewichteter Mittelwert
der Radonkonzentrationen in Bq/m3 für die im Zeit-
raum der letzten 5 bis 35 Jahre bewohnten Wohnun-
gen berechnet. Zusätzlich wurden alle Probanden
detailliert nach ihrem lebenslangen Rauchverhalten
und anderen Risikofaktoren für Lungenkrebs befragt.
In allen Risikoanalysen wurden wichtige Störfaktoren
wie Alter, Geschlecht, Studie, Wohnregion je Studie
und insbesondere Rauchen berücksichtigt.

Das Verhältnis der Anzahl Lungenkrebspatienten zu
Kontrollpersonen unterscheidet sich von Studie zu
Studie. In manchen Studien wurden Kontrollen im
Verhältnis 1:1 zu den Fällen gezogen in manchen
4:1. In den statistischen Analysen wurden diese Un-
terschiede berücksichtigt. 

Die Ergebnisse der europäischen Studie belegen den
bisher in Einzelstudien beobachteten Anstieg des

WEITERE ARBEITSSCHWERPUNKTE DES BfS
EIN FACHLICHES KONZEPT ZUR BEGRENZUNG DER STRAHLENEXPOSITION DURCH RADON
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Lungenkrebsrisikos mit steigender Radonkonzentra-
tion. Die folgende Tabelle zeigt die Verteilung der
Fälle und Kontrollen auf verschiedene Expositions-
kategorien von Radon und das zugehörige relative
Risiko für Lungenkrebs. Das relative Risiko (RR) gibt
dabei an, um welchen Faktor sich das Lungenkrebs-
risiko für Probanden in einer bestimmten Expositi-
onskategorie im Vergleich zu Probanden mit einer
fiktiven Radonkonzentration von 0 Bq/m3 erhöht oder
erniedrigt. So hat beispielsweise eine Person, die in
einer Wohnung mit einer Radonkonzentration von
mehr als 800 Bq/m3 lebt, ein zweifach höheres Risiko
(RR = 2,02) an Lungenkrebs zu erkranken als eine Per-
son, die in einer Wohnung mit einer fiktiven Radon-
konzentration von 0 Bq/m3 wohnt. Die 95 %-Vertrau-

ensbereiche geben den Bereich an, in dem der wahre
Risikoschätzer mit 95 % Wahrscheinlichkeit liegt. 

Die Form des Expositions-Wirkungs-Zusammenhangs
zwischen Radon und Lungenkrebs wurde mit Hilfe ver-
schiedener Risikomodelle untersucht. Die Daten wer-
den am besten über ein lineares Modell ohne Schwel-
lenwert beschrieben. Dabei erhöht sich das Lungen-
krebsrisiko um 8,4 % (95 % Vertrauensbereich: 3 % bis
16 %) pro Anstieg der Radonkonzentration um 100
Bq/m3. Berücksichtigt man zusätzlich Unsicherheiten in
der retrospektiven Expositionsabschätzung, wie sie
durch Ersetzen von fehlenden Werten oder starken
Schwankungen der Radonkonzentrationen in einer
Wohnung über mehrere Jahre, bedingt durch bauliche
Änderungen, Änderung der Nutzungsgewohnheiten,
jahreszeitliche Schwankungen der Radonwerte entste-
hen können, so erhöht sich das zusätzliche relative Risi-
ko pro Anstieg der Radonkonzentration um 100 Bq/m3

von 8,4 % auf 16 % (95 % Vertrauensbereich: 3 % bis
31 %). Dies bedeutet beispielsweise, dass eine Person,
die in einer Wohnung mit einer Radonkonzentration
von 100 Bq/m3 lebt, ein 16 % höheres Lungenkrebsrisi-
ko hat als eine Person, die einer Wohnung mit einer
fiktiven Radonkonzentration von 0 Bq/m3 wohnt oder
dass eine Person mit 200 Bq/m3 bzw. 300 Bq/m3 dem-
entsprechend ein 32 % bzw. 48 % höheres Risiko hat
als eine Person in einer Wohnung mit 0 Bq/m3. 

Auch bei Einschränkung der Risikoberechnungen auf
Probanden mit Radonkonzentrationen unterhalb von
200 Bq/m3 wurde eine statistisch signifikante lineare
Expositions-Wirkungs-Beziehung nachgewiesen. Pro-
banden mit Radonkonzentrationen zwischen 100
und 200 Bq/m3 zeigten ein 1,2fach statistisch signifi-
kant höheres Lungenkrebsrisiko als Probanden mit
Werten unter 100 Bq/m3 (RR=1,2, 95 %-Vertrauens-
bereich: 1,05 bis 1,30). Damit konnte gezeigt werden,
dass bereits über 100 Bq/m3 eine signifikante Risiko-
erhöhung beobachtet werden kann.

Anzahl

Studienregion Lungenkrebs- Kontrollpersonen
patienten

Österreich 183 188

Tschechische Republik 171 713

Finnland (landesweit) 881 1.435

Finnland (Süden) 160 328

Frankreich 571 1.209

Deutschland (Ost) 945 1.516

Deutschland (West) 1.323 2.146

Italien 384 405

Spanien 156 235

Schweden (landesweit) 960 2.045

Schweden (Nichtraucher) 258 487

Schweden (Stockholm) 196 375

Großbritannien 960 3.126

Insgesamt 7.148 14.208

Übersicht über die in der gemeinsamen europäischen Auswertung verwand-

ten epidemiologischen Studien zu Lungenkrebs und Radon in Wohnungen

Radon in Bq/m3 1 Lungenkrebsfälle Kontrollpersonen Relatives Risiko 2 95 % Vertrauens-
Anzahl (%) Anzahl (%) bereich

< 25 566 (7.9) 1.474 (10.3) 1,00 0,87 – 1,15

25 – 49 1.999 (28.0) 3.905 (27.5) 1,06 0,98 – 1,15

50 – 99 2.618 (36.6) 5.033 (35.4) 1,03 0,96 – 1,10

100 – 199 1.296 (18.1) 2.247 (15.8) 1,20 1,08 – 1,32 

200 – 399 434 (6.1) 936 (6.6) 1,18 0,99 – 1,42

400 – 799 169 (2.4) 498 (3.5) 1,43 1,06 – 1,92

>_ 800 66 (0.9) 115 (0.8) 2,02 1,24 – 3,31

Insgesamt 7.148 (100.0) 14.208 (100.0)
1 Mittlere zeitgewichtete Radonkonzentration der Wohnungen, die im Zeitraum 5 bis 35 Jahre vor Interview oder Diagnose bewohnt wurden
2 Relatives Risiko (RR) adjustiert für Alter, Geschlecht, Region und Rauchen. Skalierung so gewählt, dass RR = 1,00 bei 0 Bq/m3

Relatives Risiko für Lungenkrebs nach verschiedenen Expositionskategorien der Radonkonzentration (Quelle: Darby et al., BMJ 2004)
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Radon ist ein Gesundheitsproblem 
Das zusätzliche relative Lungenkrebsrisiko durch Ra-
don erscheint mit 16 % pro Anstieg der Radonkon-
zentration um 100 Bq/m3 auf den ersten Blick gering.
Da aber die gesamte Bevölkerung einer Strahlen-
exposition durch Radon ausgesetzt ist und jede noch
so kleine Radonkonzentration eine – wenn auch ge-
ringe – Risikoerhöhung mit sich bringt, stellt Radon
ein wichtiges Gesundheitsproblem dar. Die europäi-
sche Studie schätzt, dass 9 % aller Lungenkrebstodes-
fälle in der Europäischen Union auf Radon in Woh-
nungen zurückzuführen sind. Absolut gesehen wer-
den damit jährlich 20.000 Lungenkrebstodesfälle in
der EU durch Radon verursacht. Aktuelle Risikoschät-
zungen für Deutschland werden momentan im
Rahmen eines Forschungsvorhabens des BfS vorge-
nommen. Basierend auf früheren Abschätzungen ist
jedoch in Deutschland von ungefähr 3.000 durch Ra-
don verursachten Lungenkrebstodesfällen pro Jahr
auszugehen. 

Untersuchungen aus Großbritannien und Amerika
zeigen, dass fast 90 % der radoninduzierten Lungen-
krebstodesfälle bei Personen aus Wohnungen mit
weniger als 200 Bq/m3 aufgetreten sind. Eine Strate-
gie zur Begrenzung der Radonkonzentrationen muss
deshalb das Ziel haben, die Radonkonzentrationen in
Räumen generell und soweit wie möglich zu senken,
vor allem aber in Räumen, in denen sich Personen
nicht nur vorübergehend aufhalten, z. B. Wohnräu-
men. Nur so ist es möglich, die Anzahl der Lungen-
krebserkrankungen nennenswert zu reduzieren. Mit
dem in der Vergangenheit verfolgten Konzept, das
vornehmlich auf eine Beseitigung sehr hoher Kon-
zentrationen ausgerichtet war, ist dieses Ziel nicht zu
erreichen. Darüber hinaus sollten hohe Strahlenexpo-
sitionen durch Radon selbstverständlich so schnell
wie möglich beseitigt werden, um die damit verbun-
denen erhöhten individuellen Risiken zu verringern.

Radonkonzentrationen in Gebäuden – 
Ursachen und Wertebereiche
Wie bereits eingangs beschrieben, entsteht Radon
ständig durch radioaktiven Zerfall im Mineralstoffge-
füge der Erdkruste. Ein Teil davon wird in die Poren-
räume der Gesteine und Böden freigesetzt. Wegen
der geringen Luftvolumina entstehen dort hohe
Radonkonzentrationen. In großen Gebieten Deutsch-
lands liegen die Radonkonzentrationen in der Boden-
luft in einem Bereich  bis zu 30.000 Becquerel pro
Kubikmeter (Bq/m3). Es gibt aber auch Gebiete mit
wesentlich höheren Konzentrationen in der Boden-
luft, z. T. liegen die Werte der Radonkonzentrationen
in der Bodenluft sogar über 100.000 Bq/m3. Durch
Diffusions- und Konvektionsprozesse breitet sich Ra-
don in Richtung der Erdoberfläche aus und gelangt
schließlich in die Luft ins Freie und über die erdbe-
rührenden Bauwerksteile auch direkt in die Gebäude.

Der Transport des Radons im Boden wird durch die
Eigenschaften der Gebäude unterstützt. Bereits ein
geringer Unterdruck in einem Gebäude kann dazu
führen, dass Bodenluft aus einem Umkreis von bis zu
20 m ‘angesaugt‘ wird. Zwar sind die Ausbreitungs-
geschwindigkeiten im Boden und auch die transpor-
tierten Luftmengen unter diesen Bedingungen ge-
ring, bei hohen Radonkonzentrationen in der Boden-
luft reichen aber bereits geringe Bodenluftmengen
aus, um in Gebäuden hohe Radonkonzentrationen zu
verursachen. 

Auch ein Teil des in den Baumaterialien gebildeten
Radons wird in die Raumluft freigesetzt, ist jedoch
meist nicht ausschlaggebend für erhöhte Radonkon-
zentrationen in Gebäuden. Dafür ist in den aller-
meisten Fällen das aus dem Untergrund stammende
Radon bestimmend. Da Radon in Wasser gut löslich
ist, kann hier und da auch eine Wasserversorgung
durch Hausbrunnen als Ursache für erhöhte Radon-
konzentrationen in Wohnungen in Betracht kom-
men. 

Die folgende Tabelle fasst die den genannten Ursa-
chen zuzuordnenden typischen Bereiche und Maxi-
malwerte der Radonkonzentration in Wohnungen
und Aufenthaltsräumen für die Verhältnisse in
Deutschland zusammen. 

Konzentrationsbereiche, in denen Maßnahmen
durchgeführt werden sollten
Der Zielstellung, die Radonkonzentrationen in Wohn-
und Aufenthaltsräumen generell und möglichst weit-
gehend zu senken, sind natürliche Grenzen gesetzt.
Aufgrund der in der Luft im Freien vorkommenden
Radonkonzentrationen, die wegen des Luftaustau-
sches zwischen Innen- und Außenluft auch immer in
den Gebäuden vorkommen, und den Radonkonzen-
trationen, die durch die Radonfreisetzungen aus den

Radonquellen Radonkonzentration in Bq/m3

Typischer Maximum
Bereich

Baugrund 10 – 2 000
Geogen < 10 000
Anthropogen beeinflusst > 30 000
(z. B. untertägige bergbauliche 
Hinterlassenschaften)

Baumaterial < 10 – 70 < 2 000

Außenluft (geogen) < 10 – 30 < 100

Wasser (Freisetzung bei < 10 < 100
Wasseranwendung in
Wohnungen)

Ursachen der Radonkonzentration in Wohnungen und Aufenthaltsräumen
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Baumaterialien verursacht werden und die in der
bestehenden Bausubstanz kaum beeinflussbar sind,
ist eine Forderung nach Verringerung der Radon-
konzentrationen auch in Bereichen deutlich unter
100 Bq/m3 in der Praxis häufig nicht realisierbar.

Oberhalb von 100 Bq/m3 ist das Radon aus dem Un-
tergrund jedoch die dominierende Ursache. In sol-
chen Fällen sind sowohl Maßnahmen, die einen
Transport von Radon aus dem Untergrund in das Ge-
bäude reduzieren oder gänzlich verhindern als auch

Übersichtskarte der Radonkonzentration in der Bodenluft in 1 m Tiefe
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Maßnahmen praktisch möglich, die einen Transport
von Luft mit höheren Radonkonzentrationen aus erd-
berührenden Gebäudeteilen in andere Gebäudeberei-
che unterbinden. Die Konzentration von 100 Bq/m3

sollte deshalb als Maßnahmewert gelten. In Gebie-
ten, in denen in Aufenthaltsräumen mit Radonkon-
zentrationen größer 100 Bq/m3 gerechnet werden
muss, sollten generell Maßnahmen gefordert wer-
den, um bei Neubauten höhere Konzentrationen als
100 Bq/m3 zu vermeiden (Vermeidungsmaßnahmen).
In bestehenden Gebäuden sollten Maßnahmen ergrif-
fen werden, mit denen eine Unterschreitung der
Konzentration von 100 Bq/m3 erreicht werden kann
(Sanierungsmaßnahmen). 

Identifikation von Radonvorsorgegebieten
Im Rahmen von Forschungsarbeiten wurde die ‚Bun-
deseinheitliche Datei Radon in Gebäuden – BuRG‘ ge-
schaffen, in der alle Daten und Informationen zum
Vorkommen und zur regionalen Verteilung von Ra-
don im Untergrund und in Gebäuden zusammenge-
führt wurden, die im Rahmen von umfangreichen
Forschungsarbeiten gewonnen worden sind. Sie ent-
hält auch Karten, die Übersichten über die regionale
Variation der Radonkonzentration in der Bodenluft
oder der Radonkonzentrationen in Gebäuden geben.
Der Aufbau dieser Datei, die im Bundesamt für Strah-
lenschutz geführt wird, ist weitgehend abgeschlossen.

Auf der Grundlage von mehr als 2.300 Messungen
der Radonkonzentration in der Bodenluft an geolo-
gisch repräsentativen Messorten und durch eine ab-
standsgewichtete Interpolation zwischen den Messor-
ten innerhalb vergleichbarer geologischer Einheiten
wurde eine Karte entwickelt, die für Rasterflächen
von 3 x 3 km eine Prognose der Radonbodenluftkon-
zentration ermöglicht. Diese Karte ist in der Abbil-
dung auf Seite 17 dargestellt. 

In die Datenbank wurden auch Verfahren integriert,
mit denen die Gebiete identifiziert werden können,

in denen Maßnahmen zur Begrenzung der Radon-
konzentration in Gebäuden erforderlich sind (Radon-
vorsorgegebiete). 

In Forschungsvorhaben wurden die Transferfaktoren
für den Übergang von Radon aus dem Boden in Ge-
bäude bestimmt. Diese Faktoren variieren beträcht-
lich. Ihre Verteilung kann mit einer logarithmischen
Normalverteilung beschrieben werden. Damit kön-
nen die Wahrscheinlichkeiten für die Überschreitung
von Radonkonzentrationen in Aufenthalträumen
prognostiziert werden (siehe Abbildung unten links
sowie Tabelle auf Seite 19).

Um eine generelle Reduzierung der Radonkonzentra-
tionen zu erreichen, sollten in Gebieten, in denen
eine Überschreitung der Radonkonzentration von
100 Bq/m3 in Aufenthaltsräumen in mehr als 1 % der
Gebäude (Ein- und Zweifamilienhäuser ) zu erwarten
ist, generell Vermeidungs- oder Sanierungsmaßnah-
men in Betracht gezogen werden. Das betrifft nach
den vom BfS durchgeführten Untersuchungen über
den Transfer von Radon aus dem Untergrund in ein
Gebäude jene Flächen, für die in der Bodenluft Ra-
donkonzentrationen von mehr als 20.000 Bq/m3 prog-
nostiziert werden. Diese Gebiete sollten als Radonvor-
sorgegebiete betrachtet werden. 

Je höher die in Neubauten zu erwartenden oder in
bestehenden Gebäuden vorliegenden Radonkon-
zentrationen sind, desto größer muss die Effizienz
der Vermeidungs- und Sanierungsmaßnahmen sein.
Da die Maßnahmen höherer Effizienz in der Regel
auch höhere Kosten verursachen, ist eine Untertei-
lung der Radonvorsorgegebiete hinsichtlich der
Effizienz der erforderlichen Maßnahmen sinnvoll.
Wählt man zur differenzierten Festlegung der Ra-
donvorsorgegebiete Bereiche für die Überschrei-
tungswahrscheinlichkeit von 1 % – 10 %, 10 % – 50 %
und > 50 %, so lassen sich folgende Grenzen für die
Radonaktivitätskonzentration in der Bodenluft ab-
leiten, nach denen die Radonvorsorgegebiete klassi-
fiziert werden können:

Radonvorsorgegebiet I 20.000 – 40.000 Bq/m3

Radonvorsorgegebiet II 40.000 – 100.000 Bq/m3

Radonvorsorgegebiet III über     100.000 Bq/m3

In der folgenden Tabelle sind die Überschreitungs-
wahrscheinlichkeiten für die Schwellen 100 Bq/m3,
200 Bq/m3, 400 Bq/m3 und 1000 Bq/m3 in standardi-
sierten Aufenthaltsräumen (Referenzräumen) zusam-
mengestellt worden.

Daraus ergibt sich z. B., dass in einem Radonvorsor-
gegebiet I in Aufenthaltsräumen Radonkonzentra-
tionen von mehr als 400 Bq/m3 äußerst selten sind. In
einem Radonvorsorgegebiet III muss jedoch damit
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Überschreitungswahrscheinlichkeiten von Radonkonzentrationen in Gebäu-

den in Abhängigkeit von der Radonkonzentration in der Bodenluft
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gerechnet werden, dass in mehr als 50 % der Gebäu-
de Radonkonzentrationen von mehr als 100 Bq/m3

und in mehr als 3 % der Gebäude Radonkonzentra-
tionen von mehr als 400 Bq/m3 vorkommen. Für Pla-
nungszwecke sind die Prognosen von Wahrschein-
lichkeiten für Überschreitungen höherer Radonkon-
zentrationen sehr wichtig. 

Aus der für eine Rasterfläche prognostizierten Radon-
konzentration in der Bodenluft kann nicht generell
auf die Radonkonzentration an einem Baustandort
geschlossen werden, da die Radonkonzentrationen in
der Bodenluft noch kleinräumig variieren können.
Zur Bewertung eines einzelnen Standortes innerhalb
eines Radonvorsorgegebietes und zur Entscheidung
darüber, ob und welche Vermeidungsmaßnahmen
erforderlich sind, sollten in diesen Gebieten daher
immer Messungen durchgeführt werden. 

Da die Radonkonzentration in der Raumluft von 
der kleinräumigen Variabilität des Baugrundes, der
Bauweise, der Bauausführung und nicht zuletzt von
der Nutzung der Räume und den Lüftungsgewohn-
heiten der Nutzer abhängt, sind in diesen Gebieten
bei bestehenden Gebäuden zunächst Messungen er-
forderlich, um im Einzelfall eine Entscheidung über
die Notwendigkeit von Sanierungsmaßnahmen zu
treffen. 

So sollten in Radonvorsorgegebieten III generell
Messungen der Radonkonzentrationen in Aufent-
haltsräumen durchgeführt werden, um jene Fälle zu
identifizieren, in denen Sanierungsmaßnahmen er-
forderlich sind. In Radonvorsorgegebieten II können
die Messungen dagegen auf die Fälle beschränkt
werden, in denen bestimmten Gegebenheiten (z. B.

Errichtung des Hauses vor 1960, keine bewehrte
Fundamentplatte, Gebäudeschäden im erdberührten
Bereich) vorliegen. 

Vermeidungs- und Sanierungsmaßnahmen
Die Effizienz der erforderlichen Vermeidungs- oder
Sanierungsmaßnehmen muss sich nach der Höhe der
festgestellten Radonkonzentrationen richten. Das Ra-
don-Handbuch Deutschland (Herausgeber: Bundesmi-
nisterium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit, Bundesamt für Strahlenschutz, zu beziehen
über Wirtschaftsverlag NW, Verlag für neue Wissen-
schaft GmbH, Postfach 101110, 27511 Bremerhaven)
gibt eine Übersicht über die gängigen Maßnahmen,
deren Effizienz in zahlreichen Anwendungsfällen er-
probt worden ist. 

Begrenzung der Radonfreisetzung 
aus Baumaterialien
In Gebieten mit niedrigen Radonkonzentrationen in
der Bodenluft werden die Radonkonzentrationen in
Räumen auch durch die Radonfreisetzung aus den
Baumaterialien bestimmt. Mit den üblichen Maßnah-
men, die vom Eigentümer durchgeführt werden kön-
nen, ist in bestehenden Gebäuden eine Senkung der
Radonkonzentration nur noch in sehr begrenztem
Maße möglich. Bei Neubauten besteht aber prinzipi-
ell noch die Möglichkeit, über die Auswahl der Bau-
materialien die Radonkonzentration zu begrenzen.
Um sicherzustellen, dass künftig nur Baumaterialien
in den Verkehr kommen, die nicht Ursache erhöhter
Radonkonzentrationen sind, muss bei deren Nor-
mung und Zulassung auch die Freisetzung dieser
Radionuklide beachtet werden. Eine Begrenzung der
spezifischen Aktivität der natürlichen Radionuklide
und der Freisetzungsraten für Radon ist erforderlich.

Radonvor- Überschreitungswahrscheinlichkeit
sorgegebiet 100 Bq/m3 200 Bq/m3 400 Bq/m3 1000 Bq/m3

I 1 % – 10 % < 1 % << 1 % —

II > 10 % – 50 % > 1 % – 15 % >  1 % – 3 % >_ 1 %  

III >  50 % > 15 % > 3 % > 1 %  

Überschreitungswahrscheinlichkeiten für Schwellenwerte der Radonkonzentration in Aufenthaltsräumen
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QUALITÄTSSICHERUNG BEI DER MESSUNG
VON STRAHLENEXPOSITIONEN DURCH RA-
DON IN HÄUSERN UND AN ARBEITSPLÄTZEN

Ansprechpartner: Thomas Beck (0 18 88/3 33-42 11)

Radon kann durch die Inhalation des radioaktiven
Radionuklids Radon-222 eine Gesundheitsschädigung
verursachen. Eine Messgröße, die diese gesundheits-
schädigende Wirkung charakterisiert, ist die Radon-
exposition. Bei beruflich strahlenexponierten Perso-
nen wird aus der Radonexposition die effektive Dosis
berechnet und damit die Einhaltung der festgelegten
Grenzwerte überwacht. Bei Messungen in Häusern
wird aus der Radonexposition unter Verwendung der
Messzeit die mittlere Radon-Aktivitätskonzentration
berechnet, anhand derer der Hausbewohner Ent-
scheidungen über Maßnahmen zur Vorsorge vor er-
höhten Expositionen durch Radon treffen kann.

Für die Messung der Radonexposition empfiehlt das
Bundesamt für Strahlenschutz so genannte „passive“
Messgeräte zu verwenden. Diese Messgeräte sind
preiswert, benötigen keine Stromversorgung und
können unter nahezu allen Umgebungsbedingungen
eingesetzt werden. Die Messgeräte werden von aner-
kannten Messstellen ausgegeben und bei der Über-
wachung von beruflich strahlenexponierten Perso-
nen am Körper oberhalb der Kleidung getragen oder
bei Messungen in Innenräumen an einer repräsenta-
tiven Stelle, vorzugsweise in der Mitte des Raumes,
aufgestellt. Nach Beendigung der Messungen werden
die Messgeräte an die Messstellen zurückgesandt und
dort ausgewertet.

Da die Bestimmung der Radonexposition und die
daraus abgeleiteten Maßnahmen weitreichende Kon-
sequenzen für den Schutz der Gesundheit haben kön-
nen, wurde für die dazu verwendeten Messgeräte ein
System der Qualitätssicherung eingeführt, das sich 
an dem bei Messungen auf anderen Gebieten des
Strahlenschutzes und der Dosimetrie üblichen Vor-
gehen, insbesondere der Personendosimetrie, orien-
tiert. Für die Überwachung von Personen, die wäh-
rend ihrer Arbeiten erhöhten Radonexpositionen
ausgesetzt sind, wird das System der Qualitätssiche-
rung in der Richtlinie für die Überwachung der Strah-
lenexposition bei Arbeiten nach Teil 3 Kapitel 2 Strahlen-
schutzverordnung dargelegt. Für Messungen in Häu-
sern wird dieses System der Qualitätssicherung in
analoger Weise übernommen. Entsprechende Rege-
lungen werden vom Bundesamt für Strahlenschutz
gegenwärtig vorbereitet. 

Das System der Qualitätssicherung basiert auf zwei
Säulen: 
• Die physikalisch-technische Prüfung der Messge-

räte mit dem Ziel festzustellen, ob die Messgeräte
für den Messzweck geeignet sind.

• Den durch die Messstelle zu erbringenden Nach-
weis, dass sie die organisatorischen, technischen
und fachlichen Voraussetzungen besitzt, um die
vorgesehenen Messungen durchzuführen und die
Auswertungen vorzunehmen.

Die Messstelle kann den erforderlichen Nachweis 
für die Messungen durch Akkreditierung bei einer
evaluierten Stelle erbringen. 

Um die physikalisch-technischen Qualitätsforderungen
der Radonmessungen dauerhaft sicherzustellen, führt
das Bundesamt für Strahlenschutz seit 2003 jährliche
Vergleichsprüfungen durch. Während dieser Prüfun-
gen werden die von den Messstellen eingesandten
Geräte Referenzatmosphären mit bekannten und auf
das nationale Normal der Physikalisch-Technischen
Bundesanstalt (PTB) rückführbaren Radon-Aktivitäts-
konzentrationen ausgesetzt. 2004 nahmen insgesamt
11 in- und ausländische Messstellen an den Vergleichs-
prüfungen teil, deren erfolgreiche Teilnahme vom
Bundesamt für Strahlenschutz zertifiziert wird.

Das System der Qualitätssicherung soll denjenigen,
der „passive“ Radonmessgeräte zur Überwachung
beruflich strahlenexponierter Personen oder zur
Ermittlung der Radon-Aktivitätskonzentration in
Häusern einsetzt, ein größtmögliches Vertrauen in
die Zuverlässigkeit der von ihm beauftragten Mess-
stelle und in die Richtigkeit des erhaltenen Mess-
wertes geben.

Mit so genannten passiven Messgeräten kann die Radonexposition in

Häusern und an Arbeitsplätzen auf einfache Weise ermittelt werden.
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Ansprechpartnerin: Elke Nekolla (0 18 88/3 33-23 27)

In der Bundesrepublik Deutschland werden bei der
Anwendung ionisierender Strahlung und radioakti-
ver Stoffe in der Medizin hinsichtlich der Indikations-
stellung als auch der Qualität der Durchführung
hohe Anforderungen gestellt. Im Bewusstsein des
Strahlenrisikos und aus Sorge um die Sicherheit der
Patientinnen und Patienten erfasst das BfS regel-
mäßig die Strahlenexposition der Bevölkerung und
einzelner Bevölkerungsgruppen. Die rechtlichen
Grundlagen hierfür liefern die Röntgenverordnung
(RöV) und die Strahlenschutzverordnung (StrlSchV),
die entsprechende Festlegungen auf europäischer
Ebene (Richtlinie 97/43/EURATOM) umgesetzt haben. 

Aufgrund der mit der Datenerhebung und -auswer-
tung vorgegebenen Zeitabläufe liegen die entspre-
chenden Informationen nur bis zum Jahr 2001 vor.

Bei den jetzt für den Zeitraum 1996 bis 2001 durch-
geführten Auswertungen wurde das frühere Konzept
für die Ermittlung der medizinischen Strahlenexpo-
sition optimiert und mit den Konzepten und Verfah-
ren in anderen europäischen Staaten abgeglichen.
Dabei wurden die folgenden Ziele verfolgt:

• Entwicklung eines Verfahrens, mit dem eine ein-
heitliche Auswertung von Zeitreihen der jährli-
chen medizinischen Strahlenexposition und damit
eine Trendanalyse möglich wird. 

• Anpassung des Verfahrens an internationale Stan-
dards, so dass ein internationaler Vergleich auf
verlässlicherer Basis möglich wird. Dies betrifft
u. a. die Definition des Begriffs „Untersuchung“.
Er beinhaltet jetzt alle Röntgen-Leistungen, die 
– bezogen auf ein Organ – zur Beantwortung ei-
ner klinischen Fragestellung mittels eines radio-
logischen Verfahrens notwendig sind. 

• Berücksichtung von aktuellen Erhebungen zur
Computertomographie(CT)-Untersuchungspraxis,
von Ergebnissen neuerer vom Bundesministerium
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit
(BMU) geförderter Forschungsvorhaben sowie der
aktuellen Literatur. 

Wie bisher basiert auch die aktuelle Auswertung der
medizinischen Strahlenexposition im Wesentlichen
auf Daten der Kostenträger wie der kassenärztlichen
und kassenzahnärztlichen Bundesvereinigungen so-
wie des Verbandes der privaten Krankenversicherun-
gen. Bei der Bewertung der erhobenen Daten der
medizinischen Strahlenexposition muss allerdings
stets berücksichtigt werden, dass sich die Dosis sehr

ungleichmäßig auf die Bevölkerung verteilt. Betrof-
fen sind Patienten, also der Teil der Bevölkerung, der
aus der Exposition einen unmittelbaren diagnosti-
schen oder therapeutischen Nutzen ziehen kann. Zu-
dem handelt es sich bei Patienten häufig um ältere
Personen, für die die Wahrscheinlichkeit einer strah-
lenbedingten Krebserkrankung deutlich geringer ist
als für jüngere Personen. So werden etwa 60 % der
Röntgenaufnahmen im Krankenhausbereich für Pa-
tienten veranlasst, die 60 Jahre oder älter sind. Wei-
terhin ist im Vergleich zur Normalbevölkerung die
Lebenserwartung von schwer erkrankten Patienten
oft deutlich verkürzt. Gerade diese Patienten werden
aber aufgrund ihrer Erkrankung häufig mehrfach
radiologisch untersucht. In die strahlenhygienische
Bewertung müssen somit insbesondere auch die Al-
tersverteilung der Personen, bei denen röntgen- oder
nukleardiagnostische Untersuchungen durchgeführt
werden, sowie die Indikationsstellung einbezogen
werden.

Es kann als gesichert angenommen werden, dass in
Deutschland auch ohne Beeinträchtigung der Pa-
tientenversorgung ein deutliches Einsparpotenzial
bei der medizinischen Strahlenexposition besteht.
Die Verminderung der medizinisch bedingten Strah-
lenexposition stellt deshalb das erklärte Ziel von
Maßnahmen im Rahmen der Umsetzung der Rönt-
genverordnung, der Strahlenschutzverordnung und
der dazugehörigen Richtlinien zur Qualitätssiche-
rung dar. Um den Strahlenschutz der Patientinnen
und Patienten zu optimieren, wurden die Aufgaben
und Rechte der Ärztlichen und Zahnärztlichen
Stellen (ÄS) erweitert und diagnostische Referenz-
werte (DRW) eingeführt. Ziel dieser Maßnahmen ist
es, die Qualität der Untersuchungen zu verbessern
und die Dosis pro Untersuchung mittelfristig zu
reduzieren. Diese Maßnahmen allein werden aller-
dings nicht ausreichen, um bezüglich der medizini-
schen Strahlenexposition eine grundlegende Ver-
änderung der aktuellen Situation zu erreichen. Dreh-
und Angelpunkt ist die „rechtfertigende Indikation“,
d. h. die Notwendigkeit einer Nutzen-Risiko-Abwä-
gung für den individuellen Patienten durch einen
fachkundigen Arzt vor jeder Anwendung ionisieren-
der Strahlung. Leider wird die rechtfertigende Indi-
kation bislang aus verschiedenen Gründen nicht
immer so restriktiv gestellt, wie dies unter strahlen-
hygienischen Gesichtspunkten wünschenswert wäre.
Die RöV und StrlSchV sehen daher vor, dass eine
Überprüfung der Indikationsstellung durch die ÄS 
zu erfolgen hat. 

ERFASSUNG UND BEWERTUNG MEDIZINISCHER STRAHLENEXPOSITIONEN 
ZWISCHEN 1996 UND 2001
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Ergebnisse der aktuellen Auswertung 
für die Röntgendiagnostik im Einzelnen
Im Beobachtungszeitraum 1996 bis 2001 verlaufen
die Werte für die Häufigkeit (Anzahl der Röntgen-
untersuchungen pro Einwohner und Jahr) relativ
konstant bei etwa 1,8 (siehe Abb. unten). Auch die
relative Häufigkeit der verschiedenen Untersu-
chungsverfahren variiert nur wenig, wobei die zahn-
medizinische Röntgendiagnostik konstant etwa ein
Drittel der Gesamtanzahl der Röntgenuntersuchun-
gen ausmacht. In der Trendanalyse am auffälligsten
ist die stetige Zunahme der CT-Untersuchungen von
ca. 7 % pro Jahr über den gesamten beobachteten
Zeitraum. Der Anteil dieses dosisintensiven Verfah-
rens an der Gesamt-Anzahl der Röntgenuntersuchun-
gen erreichte 2001 einen Wert von ca. 6 %. Im Ge-
gensatz zur CT hat die Anzahl der konventionellen
Röntgenuntersuchungen im Bauchraum einschließ-
lich des Magen-Darm-Trakts, des Gallensystems und
des Harntrakts abgenommen. 

Im Gegensatz zur Gesamthäufigkeit ist für die rein
rechnerische effektive Dosis pro Einwohner ein konti-
nuierlicher Anstieg von ca. 1,6 mSv im Jahr 1996 auf
ca. 1,8 mSv im Jahr 2001 – also um ca. 2 % pro Jahr –
zu verzeichnen (siehe Abbildung oben rechts). 
Der im Rahmen der aktuellen Auswertung festgestell-
te Dosisanstieg ist im Wesentlichen durch die Zunah-
me der CT-Untersuchungshäufigkeit bedingt. Der An-

teil der effektiven Dosis durch CT-Untersuchungen an
der kollektiven effektiven Dosis lag 1996 noch bei ca.
einem Drittel und erreichte 2001 einen Anteil von
knapp der Hälfte. Demgegenüber zeigt die effektive
Dosis pro Kopf der Bevölkerung bei den restlichen
Untersuchungsverfahren einen nahezu konstanten
Verlauf zwischen 1996 und 2001 (siehe folgende Ab-
bildung).

Ergebnisse der aktuellen Auswertung 
für die nuklearmedizinische Diagnostik

Im Bereich der nuklearmedizinischen Diagnostik fan-
den im Mittel pro Jahr etwa 47 Radionuklidanwen-
dungen pro 1.000 Einwohner statt. Dies entspricht ei-
ner mittleren effektiven Dosis von 0,13 mSv pro Kopf
der Bevölkerung. Verglichen mit der Röntgendiag-
nostik ist die Strahlenexposition pro Einwohner
durch die nuklearmedizinische Diagnostik gering.
Der Mittelwert der Dosis pro Untersuchung in der
nuklearmedizinischen Diagnostik liegt bei etwa
2,7 mSv (Schwankungsbereich 0,5 bis 20 mSv). Der
Mittelwert ist somit etwa 3 mal höher als der einer
röntgendiagnostischen Untersuchung bzw. liegt bei
etwa einem Drittel des Dosismittelwerts einer CT-
Untersuchung.
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Mittlere effektive Dosis pro Einwohner und Jahr (mSv)
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Prozentualer Anteil der Röntgen-Untersuchungen an der Häufigkeit 

und ihr Beitrag zu der kollektiven effektiven Dosis in Deutschland für das

Jahr 2001 (VT & HT & GT: Verdauungs-, Harn- und Gallentrakt)

Anzahl der Röntgenuntersuchungen pro Einwohner und Jahr
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Bewertung der Daten
Ganz allgemein spiegelt die weltweit beobachtete Zu-
nahme der Häufigkeit und Dosis von Röntgenunter-
suchungen die gestiegene Wertigkeit der bildgeben-
den Verfahren in Diagnostik, Therapieplanung und
Therapiemonitoring wider. 

Im internationalen Vergleich liegt Deutschland nach
den vorliegenden Daten bezüglich der jährlichen 
Anzahl der Röntgenuntersuchungen pro Einwohner
und Jahr im oberen Bereich. Bei der vergleichenden
Bewertung ist jedoch Vorsicht geboten, da aufgrund
der unterschiedlichen Gesundheitssysteme die 
Auswertungsschemata in den verschiedenen Ländern
sehr unterschiedlich und zum Teil auch nicht hin-
reichend transparent sind. In Ländern mit vergleich-
baren Gesundheitssystemen, wie der Schweiz,
Luxemburg oder Belgien, sind Anzahl und Dosis
medizinischer Strahlenexpositionen von ähnlicher
Größenordnung wie in Deutschland.

Nach aktuellen Daten aus der Literatur lag in den
USA und in Japan im Jahre 2000 allein die aus CT-
Untersuchungen resultierende effektive Dosis pro
Kopf der Bevölkerung in der Größenordnung bzw.
höher als die Gesamtdosis für alle in Deutschland
durchgeführten Röntgenleistungen. 

Eine Abschätzung des mit der medizinischen Strah-
lenexposition verbundenen, möglichen Risikos macht
nur dann Sinn, wenn sich diese auf den Kreis der be-
troffenen Personen, also die Patienten, bezieht. Dabei
darf auch der offensichtliche Nutzen für die Patien-
ten nicht unberücksichtigt bleiben. Eine Machbar-
keitsstudie zur Untersuchung dieser Fragestellung,
für die derzeit keine belastbaren Aussagen möglich
sind, wurde vom BfS mit dem Institut für Klinische
Radiologie des Klinikums Großhadern, München, ini-
tiiert. 
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ENDLAGER MORSLEBEN

Ansprechpartner: Wilhelm Hund (0 18 88/3 33-18 30)

Das ehemalige Endlager für radioaktive Abfälle Mors-
leben (ERAM) liegt unmittelbar an der westlichen
Landesgrenze von Sachsen-Anhalt zwischen Magde-
burg und Braunschweig und wurde Anfang der 70er
Jahre im ehemaligen Kali- und Steinsalzbergwerk
Bartensleben eingerichtet. Die zum Endlager gehö-
renden Schächte Bartensleben und Marie wurden um
1900 abgeteuft. Anschließend wurde in beiden
Schachtanlagen Steinsalz und Kalisalz abgebaut. Das
Grubengebäude der Schachtanlage Bartensleben ist
mit dem Grubengebäude der ehemals selbständigen
Schachtanlage Marie verbunden. Im 2. Weltkrieg
dienten die Grubengebäude auch Rüstungszwecken.

Von 1959 bis 1984 wurden Teile der Schachtanlage
Marie zur untertägigen Hähnchenmast genutzt, von
1987 bis 1996 waren Härtereialtsalze zwischenge-
lagert.

1970 wurde die Schachtanlage Bartensleben von der
ehemaligen DDR aus zehn Salzbergwerken als End-
lager für radioaktive Abfälle ausgewählt. Die Errich-
tung und der Betrieb des ERAM verlief in folgenden
Etappen:
1971 Erste probeweise Einlagerung radioaktiver

Abfälle.
1972 Standortgenehmigung.
1974 Genehmigung zur Errichtung und zweite

probeweise Einlagerung.
1979 Inbetriebnahmegenehmigung.
1981 Befristete Genehmigung zum Dauerbetrieb.

ENDLAGERUNG RADIOAKTIVER ABFÄLLE

Lage der Grubenräume für die Verfüllmaßnahmen 
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1986 Unbefristete Genehmigung zum Dauerbe-
trieb am 22. April 1986 (DBG).

1990 Übergang der mit dem Einigungsvertrag auf
den 30.6.2000 befristeten DBG auf das BfS.

1991 Unterbrechung der Erfassung und Einlage-
rung radioaktiver Abfälle aufgrund eines Ur-
teils des Bezirksgerichtes Magdeburg, in dem
festgestellt worden ist, dass die Dauerbe-
triebsgenehmigung nicht auf das BfS über-
gegangen ist.

1992 Im Revisionsverfahren stellt das Bundesver-
waltungsgericht fest, dass das BfS Inhaber
der Dauerbetriebsgenehmigung ist.
Das BfS beantragt bei der atomrechtlichen
Genehmigungsbehörde, dem MLU, die Ein-
leitung eines atomrechtlichen Planfeststel-
lungsverfahrens für den Weiterbetrieb des
ERAM über den 30.6.2000 hinaus.

1994 Wiederaufnahme des Einlagerungsbetriebes.
1997 BfS beschränkt den 1992 gestellten Antrag

auf die Stilllegung des ERAM. Inbetriebnah-
me des Abbaus 2 im Ostfeld als Einlage-
rungshohlraum.

1998 Einstellung der Erfassung und Einlagerung
radioaktiver Abfälle nach einem Beschluss
des Oberverwaltungsgerichtes Magdeburg,
in dem die weitere Einlagerung im Ostfeld
bis zur Entscheidung in der Hauptsache un-
tersagt worden ist.

2001 Verzicht des BfS auf Annahme und Endlage-
rung weiterer radioaktiver Abfälle.

2003 BfS reicht bei der atomrechtlichen Genehmi-
gungsbehörde einen Antrag zur Änderung der
Dauerbetriebsgenehmigung für die Umrüs-
tung und den Offenhaltungsbetrieb des ERAM
bis zur Stilllegung ein. Beginn der Verfüllung
ausgewählter Grubenbaue zur bergbaulichen
Gefahrenabwehr im Zentralteil (bGZ)

Durch den aufgrund des Einigungsvertrages in das
Atomgesetz (AtG) eingefügten § 57 a und das Gesetz
zur Änderung des Atomgesetzes vom 22.04.2002 gilt
die DBG mit Ausnahme der Regelungen für die An-
nahme und Endlagerung weiterer radioaktiver Abfäl-
le als Planfeststellungsbeschluss (PFB) i. S. d. § 9 b AtG
fort. Im Jahr 2003 wurde ein Plan für die Umrüstung
und den Offenhaltungsbetrieb des ERAM eingereicht,
der die Ausgangssituation für das Vorhaben Still-
legung beschreibt. 

Im ERAM sind insgesamt etwa 37.000 m3 niedrig-
und mittelradioaktive Abfälle mit überwiegend kurz-
lebigen Radionukliden und einer Gesamtaktivität in
der Größenordnung von 1014 Bq eingelagert.

Mit der Verzichtserklärung vom 12. April 2001 hat
das BfS auf die Annahme und Endlagerung weiterer
radioaktiver Abfälle unwiderruflich verzichtet. Der

Grubenbetrieb wird derzeit als Offenhaltungsbetrieb
geführt, dessen Aufgabe die Instandhaltung des Gru-
bengebäudes und der Anlagen und Einrichtungen in
Vorbereitung des Stilllegungsbetriebs ist. Seit dem
8. Oktober 2003 werden ausgewählte Grubenbaue im
dem bergmännisch stark durchbauten Zentralteil der
Schachtanlage Bartensleben, in denen keine radioak-
tiven Abfälle lagern, im Rahmen einer bergbaulichen
Gefahrenabwehrmaßnahme mit einem Salzbeton
verfüllt, um die Standsicherheit und Integrität des
Grubengebäudes langfristig zu gewährleisten. 

Nach derzeitiger Planung werden die Verfüllmaß-
nahmen im Rahmen der bergbaulichen Gefahrenab-
wehrmaßnahme im Zentralteil der Gruben Bartens-
leben insgesamt 21 Abbaue mit einem Gesamtverfüll-
volumen von ca. 630.000 m3 betreffen. Bis zum
31.12.2004 wurden folgende Abbaue mit Salzbeton
verfüllt:
Abbau 1an 26.165 m3 (08.10.03 bis 25.03.04)
Abbau 13n 17.441 m3 (31.03.04 bis 06.08.04)
Abbau 13s 42.926 m3 (seit 09.08.04; 

Verfüllgrad ca. 87 % per 31.12.04)

Räumliche Lage der verfüllten Abbaue 13n und 13s auf der 3a-Sohle

Blick in den Abbau 13 s auf der 3a-Sohle während der Verfüllung
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Für die Fortführung der Arbeiten im ERAM sind An-
träge
• für die Umrüstung und den Offenhaltungsbetrieb

des ERAM und
• für die Stilllegung des ERAM
bei der atomrechtlichen Genehmigungsbehörde,
dem Ministerium für Landwirtschaft und Umwelt des
Landes Sachsen-Anhalt (MLU), gestellt worden. Alle
genehmigungsrechtlichen Verfahren sind aufeinan-
der aufgebaut. 

Das Planfeststellungsverfahren zur Stilllegung des
ERAM wurde weitergeführt. Zielstellung ist ein
frühestmögliches Einreichen der für das Öffentlich-
keitsbeteiligungsverfahren erforderlichen Verfah-
rensunterlagen und ein frühestmöglicher Beginn der
Öffentlichkeitsbeteiligung möglichst noch im Jahr
2005 sowie ein frühestmöglicher Erörterungstermin. 

SCHACHTANLAGE KONRAD

Ansprechpartner:
Albrecht Kleinfeld (0 18 88/3 33-17 27)

Klagen gegen den Planfeststellungsbeschluss
Konrad – Sachstand
Im Mai 2002 hat das Niedersächsische Umwelt-
ministerium (NMU) den Planfeststellungsbeschluss
für die Errichtung und den Betrieb eines Endlagers
für radioaktive Abfälle mit vernachlässigbarer
Wärmeentwicklung erteilt. Ursprünglich hatten acht
Bürger, Landkreise, Kommunen und Kirchen Klage
gegen den Planfeststellungsbeschluss eingereicht.
Vier Kläger haben ihre Klage zurückgenommen,
noch vier Klageverfahren sind beim zuständigen
Oberverwaltungsgericht in Lüneburg in 1. Instanz
anhängig. Die Kläger machen geltend, der Planfest-
stellungsbeschluss sei rechtswidrig, weil das Verfah-
ren nicht ordnungsgemäß durchgeführt worden sei
und die Genehmigungsvoraussetzungen nicht vor-
gelegen hätten. Insbesondere habe das NMU keine
ausreichenden Prüfungen der Planrechtfertigung,
der Planalternativen, der Strahlenbelastung im Nor-
malbetrieb und bei Störfällen, der Langzeitsicherheit,
der Transportrisiken und der Umweltverträglichkeit
durchgeführt. 

Das BfS ist als Begünstigte des Planfeststellungsbe-
schlusses den Verfahren beigeladen. Die Klagean-
träge sind mittlerweile umfassend begründet, ent-
sprechende Klageerwiderungen werden derzeit vom
NMU und dem BfS vorbereitet. Einen Termin zur
mündlichen Verhandlung hat das Gericht noch nicht
anberaumt. 

Mit Beschluss vom 28.09.2004 wurde auch die
Preussag Immobilien GmbH (PSI) als Eigentümerin
der Grundstücke von Konrad und Inhaberin des
Bergwerkseigentums den Verfahren beigeladen.
Einen Beiladungsantrag des Energieversorgungsun-
ternehmens E.ON auf Beiladung hat das Gericht
abgelehnt.

Die Klagen haben aufschiebende Wirkung. Das be-
deutet, dass mit der Umrüstung der Schachtanlage
Konrad als Endlagerbergwerk nicht begonnen wer-
den darf. Das BfS hat entsprechend der Vereinbarung
der Bundesregierung mit den Energieversorgungsun-
ternehmen seinen Antrag auf Sofortvollzug im Jahr
2000 zurückgenommen.

Innenansicht der stationären Förderanlage

Strahlenschutz_2004  24.05.2005  12:19 Uhr  Seite 26



27

ERKUNDUNGSBERGWERK GORLEBEN

Ansprechpartner: Frank Printz (0 18 88/3 33-18 40)

Als Folge der Vereinbarung vom 14.06.2000 zwi-
schen der Bundesregierung und den Energiever-
sorgungsunternehmen über die geordnete Beendi-
gung der Kernenergienutzung wurde die unter-
tägige Erkundung des Salzstockes Gorleben am 
1. Oktober 2000 für mindestens drei bis höchstens
zehn Jahre unterbrochen (Moratorium). Dieser
Zeitraum wird zur Klärung konzeptioneller und
sicherheitstechnischer Fragestellungen genutzt, zu
deren Beantwortung die Fortsetzung der unter-
tägigen Erkundung nichts beitragen kann. 

Die bis zum 1. Oktober 2000 errichteten Anlagen 
des Erkundungsbergwerkes Gorleben umfassen im
Wesentlichen die beiden Schächte Gorleben 1 und 2
und untertägige Strecken mit einer Gesamtlänge von
etwa 7 km. Als wesentliche übertägige Anlagen auf
dem 28 Hektar großen Betriebsgelände sind die bei-
den Schachtförderanlagen mit den zugehörigen
Tagesanlagen wie Schachthalle, Verladeanlage, Seil-
fahrtbrücke, Büro- und Kauengebäude sowie die
1 km außerhalb des Bergwerksgeländes befindliche
Salzhalde zu nennen.

Es werden im Erkundungsbergwerk Gorleben nur
noch Maßnahmen und Arbeiten durchgeführt, die
das Erkundungsbergwerk in einem betriebssicheren
Zustand erhalten. Neben den allgemeinen Instand-
haltungs- und Offenhaltungsarbeiten wurde in 2004
der Rückbau, die Verfüllung und Rekultivierung der
Bohrplätze von ca. 400 Grundwassermessstellen aus
dem hydrogeologischen Untersuchungsprogramm
abgeschlossen. Die für das Teufen der Schächte be-
nötigten Gefrier- und Temperaturmessbohrlöcher
wurden am Schacht 1 im Jahr 2004 weiter für eine
abschließende Verfüllung vorbereitet. Die Geltungs-
dauer des Hauptbetriebsplans für den Offenhaltungs-
betrieb wurde vom Landesbergamt Clausthal um
weitere 2 Jahre bis zum 30.09.2006 verlängert.

Zur Sicherung des Standortes Gorleben wurde eben-
falls in der o.g. Vereinbarung zwischen den Energie-
versorgungsunternehmen und der Bundesregierung
festgelegt, dass eine zunächst auf 10 Jahre befristete
Veränderungssperre gem. § 9 g AtG zu erlassen ist.
Durch diese Veränderungssperre soll ein Planungsge-
biet festgelegt werden, in dem wertsteigernde oder
die Standorterkundung erheblich erschwerende Ver-
änderungen nicht vorgenommen werden dürfen.
Der Entwurf einer entsprechenden Verordnung wur-
de im Herbst 2004 den betroffenen Bürgern und
Kommunen zugeleitet und mit ihnen in einer öffent-
lichen Informationsveranstaltung erörtert.
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Ansprechpartner: Günter Tittel (0 18 88/3 33-18 50)

Räumung des staatlichen Verwahrlagers Hanau
Die Verwendung von Kernbrennstoffen in Kernkraft-
werken, Forschungsreaktoren und Industrie setzt eine
atomrechtliche Genehmigung voraus. Liegt eine solche
nicht vor, z. B. bei Insolvenz des Umgangsberechtigten
oder Fund von Kernbrennstoffen, übernimmt der Bund
die Kernbrennstoffe in Staatliche Verwahrung. Das BfS
ist nach den Bestimmungen des Atomgesetzes für den
Vollzug dieser Aufgabe zuständig.

Seit 1981 betreibt das BfS im so genannten „Spalt-
stoffbunker“ auf dem Gelände der Siemens AG (ehe-
mals ALKEM) in Hanau-Wolfgang ein Kernbrenn-
stofflager, in dem – teilweise seit 1985 – neben einer
geringen Menge uranhaltiger Kernbrennstoffplatten
aus stillgelegten Siemens-Unterrichtsreaktoren pluto-
niumhaltige Kernbrennstoffe der RWE Power AG, des
Forschungszentrums Karlsruhe sowie Kleinstmengen
des Bundes staatlich verwahrt werden.

Es handelt sich hierbei um den im Eigentum der
RWE Power AG befindlichen Erstkern des nicht in Be-
trieb gegangenen Schnellen Brüters Kalkar und um
weitere unbenutzte Kernbrennstoffe für den mittler-
weile stillgelegten Schnellbrüter-Forschungsreaktor
KNK II in Karlsruhe, für die § 5 des Atomgesetzes
eine Staatliche Verwahrung vorschreibt, weil für den
weiteren Umgang mit diesen Materialien keine Be-
rechtigung vorliegt.

Die Siemens AG hat die Brennelementfertigung in
Hanau eingestellt und betreibt seit Jahren den Rück-
bau aller Anlagen und Gebäude des Nuklearstand-
ortes Hanau. Die Siemens AG hat dafür die Mietver-
träge mit dem BfS gekündigt, so dass künftig Kern-
brennstoffe nicht mehr im Lager Hanau staatlich
verwahrt werden können. Bereits in 2002 wurden
alle Kernbrennstoffe in Transport- und Lagerbehälter
verpackt. Damit wurden von Seiten des BfS die tech-
nischen Voraussetzungen für den vorgesehenen
Abtransport der Kernbrennstoffe aus Hanau erfüllt.

RWE Power AG hat für ihre Kernbrennstoffe einen
Vertrag mit der COGEMA ausgehandelt und dem
Bund angeboten, dessen Material in diesen Entsor-
gungsweg mit einzubeziehen. Forschungszentrum
Karlsruhe (FZK) und der Bund haben dieses Angebot
angenommen, weil sie in ihm eine sachgerechte und
kostengünstige Alternative zur Beseitigung dieser Alt-
lasten sehen. Durch die Verarbeitung des Materials
zu neuen Brennelementen und dem sich anschließen-
den Einsatz in einem Reaktor wird für die Zukunft
auch die Gefahr der Weiterverbreitung minimiert.

Die Vorgehensweise sieht vor, in der Anlage der
COGEMA in La Hague den hohen Plutonium-Anteil
dieser Kernbrennstoffe durch Vermischen („Blenden“)
mit Uran auf 4 – 5 % zu verringern. Aus diesem Ma-
terial werden neue Mischoxid-Brennelemente herge-
stellt, die dann in einem Kernkraftwerk eingesetzt
werden sollen, das über die erforderliche Genehmi-
gung verfügt. Nach ihrem Einsatz im Reaktor werden
diese Brennelemente später in dem noch zu errich-
tenden Endlager des Bundes direkt endgelagert.

In Hanau lagern die Kernbrennstoffe in unfallsiche-
ren so genannten Einzel-SNR-Brennelement-Behäl-
tern (ESBB). Diese verfügen über eine Zulassung als
Transportbehälter und erfüllen alle Sicherheitsstan-
dards, wie sie auch für CASTOR-Behälter gelten. 
Die ebenfalls bereits transportfähig verpackten Kern-
brennstoffplatten aus den Siemens-Unterrichtsreak-
toren werden im Rahmen eines Entsorgungspro-
jektes des Bundesministeriums für Bildung und
Forschung (BMBF) abtransportiert, so dass das Spalt-
stofflager in Hanau bis Ende 2005 an die Siemens AG
zurückgegeben werden kann.
Das staatliche Verwahrlager und der Abtransport
werden durch Überwachungssysteme von EURATOM
und der IAEA kontrolliert. Hantierungen der Kern-
brennstoffe ohne Wissen der internationalen Ge-
meinschaft sind deshalb ausgeschlossen.

Da auch in Zukunft nicht ausgeschlossen werden
kann, dass Kernbrennstoffe staatlich verwahrt wer-
den müssen, ist der Bund verpflichtet, Vorsorge zu
treffen, dass im Bedarfsfall Kernbrennstoffe gemäß
§ 5 Abs. 5 AtG anforderungsgerecht staatlich ver-
wahrt werden können. Das BfS erarbeitet deshalb
zurzeit ein Konzept für eine Staatliche Verwahrung
an einem anderen geeigneten Standort, um auch in
Zukunft den Gesetzesauftrag erfüllen zu können.

STAATLICHE VERWAHRUNG VON KERNBRENNSTOFFEN

Umladen eines ESBB-Behälters (Einzel-SNR-Brennelement-Behälter) vom

Scherenhubwagen auf einen Transportwagen für den innerbetrieblichen

Weitertransport zur Verpackungsstation
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Ansprechpartner:
Diethardt Hofer (0 18 88/3 33-17 00)

Die beim Betrieb von Forschungs- und Leistungs-
reaktoren anfallenden bestrahlten Brennelemente
müssen bis zur Inbetriebnahme eines Endlagers
sicher gelagert werden. In der Bundesrepublik
Deutschland hat man sich zu diesem Zweck für die
trockene Zwischenlagerung in Transport- und Lager-
behältern entschieden.

In der Bundesrepublik Deutschland erfolgte Ende
2004 an 10 Standorten die Zwischenlagerung von
bestrahlten Brennelementen. Neben den zentralen
Zwischenlagern in Gorleben (Niedersachsen) und
Ahaus (Nordrhein-Westfalen) werden folgende
dezentrale Zwischenlager genutzt:

• AVR-Behälterlager Jülich (Nordrhein-Westfalen),
• Zwischenlager Obrigheim (Baden-Württemberg;

genehmigt nach § 7 AtG), 
• Zwischenlager Nord (ZLN) in Rubenow bei Greifs-

wald (Mecklenburg-Vorpommern),
• Standort-Zwischenlager Lingen (Niedersachsen).

Weiterhin sind Interimslager an den Standorten
Krümmel (Schleswig-Holstein), Neckarwestheim
(Baden-Württemberg), Philippsburg (Baden-Württem-
berg) und in Biblis (Hessen) in Betrieb.

Weitere Standort-Zwischenlager in Biblis, Brokdorf,
Brunsbüttel, Grafenrheinfeld, Grohnde, Gundrem-
mingen, Isar, Krümmel, Neckarwestheim, Philipps-
burg und Unterweser wurden nach § 6 Atomgesetz
(AtG) vom BfS genehmigt. Nach der Inbetriebnahme
werden die Brennelemente trocken in Transport- und
Lagerbehältern aufbewahrt.

ZENTRALE ZWISCHENLAGER 

Transportbehälterlager (TBL) Ahaus
Die Genehmigung für das Transportbehälterlager
Ahaus umfasst die Aufbewahrung bestrahlter Brenn-
elemente aus deutschen Kernkraftwerken in Be-
hältern verschiedener CASTOR-Bauarten auf 370
Stellplätzen sowie die Lagerung ausgedienter Kugel-
brennelemente aus dem stillgelegten Thorium-
Hochtemperatur-Reaktor (THTR) in Hamm-Uentrop in
305 kleineren CASTOR-Behältern auf 50 Stellplätzen.
Im TBL Ahaus ist die Schwermetallmasse auf 3.960 t
begrenzt. Ende 2004 waren 305 Behälter CASTOR
THTR/AVR sowie drei Behälter CASTOR V/19 und
drei Behälter CASTOR V/52 eingelagert.

Eine Genehmigung für die Aufbewahrung von
Brennelementen aus dem Forschungsreaktor des
ehemaligen Forschungszentrums in Rossendorf in
CASTOR MTR 2 Behältern wurde am 30.03.2004
erteilt.
In diesem Änderungsverfahren wurden auch die
Auswirkungen eines absichtlich herbeigeführten
Flugzeugabsturzes auf das TBL Ahaus mit der gegen-
wärtigen Belegung sowie der zu erwartenden Be-
legung geprüft.

Der vom Land Nordrhein-Westfalen gegen die ent-
sprechende Beförderungsgenehmigung von Rossen-
dorf nach Ahaus eingelegte Widerspruch sowie das
Verfahren zur Aussetzung der sofortigen Vollziehung
wurden vom Gericht zurückgewiesen. Der Transport
soll 2005 erfolgen.

Transportbehälterlager (TBL) Gorleben
Im Jahr 1983 wurde die Aufbewahrung von be-
strahlten Brennelementen in einem Umfang von
max. 1.500 t Uran im TBL Gorleben genehmigt.

Im Jahr 1995 wurde die Genehmigung für das TBL
Gorleben auf eine Schwermetallmasse von maximal
3.800 t erweitert. Gleichzeitig erhielt das TBL Gorle-
ben die Erlaubnis, neben abgebrannten Brennele-
menten auch hochradioaktive Abfälle (HAW-Glasko-
killen) aus der Wiederaufarbeitung abgebrannter
Brennelemente aus deutschen Kernkraftwerken auf-
zubewahren. Die Genehmigung umfasst 420 Stell-
plätze. Ende 2004 befanden sich insgesamt 56 Be-
hälter im Lager, 5 Behälter mit abgebrannten Brenn-
elementen sowie 51 Behälter mit HAW-Glaskokillen. 

Im Hinblick auf eine mögliche Maßnahme nach § 17
AtG (z. B. nachträgliche Auflage) wurde der Behälter-
absturz auf den Hallenboden des TBL Gorleben für
den Behälter CASTOR HAW 20/28 CG unter Anwen-
dung neuer Rechenmethoden betrachtet. Die Ergeb-
nisse der aufwändigen Finite-Elemente-Rechnungen
für den Absturz aus 4 m Höhe sind wie folgt:

• Es konnte festgestellt werden, dass lediglich im Bo-
denbereich des Behälters geringfügige plastische
Verformungen auftreten, während sich der übrige
Behälterkörper mit Sicherheit elastisch verhält.

• Das Maximum der Schwerpunktverzögerung des
Behälters wurde mit 60 g (60fache Erdbeschleuni-
gung) berechnet. Dieser Wert ist geringer als der
im Rahmen der Bauartprüfung im Verkehrsrecht
als ertragbar nachgewiesene Wert und entspricht
im Übrigen etwa dem 1993 unter den damaligen
Annahmen ermittelten Wert.

ZWISCHENLAGERUNG VON KERNBRENNSTOFFEN
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Die vorliegenden Untersuchungsergebnisse bestäti-
gen, dass im Falle des Behälterabsturzes zu keinem
Zeitpunkt die Integrität des Behälterkörpers gefähr-
det gewesen wäre.

Gerichtsverfahren
Im Jahr 2004 war das BfS als zuständige Genehmi-
gungsbehörde für die Aufbewahrung von Kernbrenn-
stoffen in zentralen Zwischenlagern nach § 6 AtG Be-
klagte in 3 Gerichtsverfahren. Während die Klagen
eines Verbandes und einer Privatperson zum TBL Go-
rleben noch vor dem OVG Lüneburg anhängig sind
und schwerpunktmäßig die Frage des erforderlichen
Schutzes des TBL Gorleben gegen Störmaßnahmen
oder sonstige Einwirkungen Dritter – insbesondere
die Frage des Schutzes gegen Terrorangriffe – betref-
fen, wurde die bereits seit 1998 anhängige Klage pri-
vater Kläger gegen das Transportbehälterlager Ahaus
durch das OVG Münster am 02.09.2004 als unbe-
gründet abgewiesen. Die Aufbewahrungsgenehmi-
gung für das TBL Ahaus vom 07.11.1997 sowie die 1.
Änderungsgenehmigung vom 17.05.2000 und die 2.
Änderungsgenehmigung vom 24.04.2001, die Gegen-
stand des Klageverfahrens waren, wurden damit be-
standskräftig. Das Gericht betonte in seiner Entschei-
dung, dass das BfS zum einen insbesondere die für
die Genehmigungserteilung relevanten Sicherheitsa-
spekte geprüft habe und zum anderen nach Geneh-
migungserteilung gewonnenen neuen Erkenntnissen
nachgegangen sei. Auf diese Weise erkannte Proble-
me seien gelöst worden. Gegen die 3. Änderungsge-
nehmigung vom 30.03.2004, die nicht Streitgegen-
stand des Klageverfahrens war, ist derzeit ein Wider-
spruchsverfahren beim BfS anhängig.

DEZENTRALE ZWISCHENLAGER AN DEN
STANDORTEN DER KRAFTWERKE

Stand der Genehmigungsverfahren
Bis zum Ende des Jahres 2003 wurden vom BfS alle
12 der von den Betreibern der Kernkraftwerke ge-
stellten Anträge auf Aufbewahrung von abgebrann-
ten Brennelementen in Standort-Zwischenlagern
sowie vier der beantragten fünf Interimslager ge-
nehmigt. Die für die Standort-Zwischenlager und das
Interimslager Krümmel erteilten Genehmigungen
umfassen allerdings antragsgemäß nur einen ersten
Genehmigungsschritt. Die bisher nicht beschiedenen
Teile der Anträge werden in Ergänzungsgenehmi-
gungsverfahren geprüft, so dass den erteilten Geneh-
migungen Ergänzungsbescheide folgen. 
Zum Antrag für das Interimslager Brunsbüttel wird
die Einhaltung der Genehmigungsvoraussetzungen
noch geprüft. 

Im Jahre 2004 lagen dem BfS insgesamt 13 Anträge
auf Ergänzung der erteilten Genehmigungen zur
Aufbewahrung von abgebrannten Brennelementen
sowie 21 Änderungsanträge für 12 Standort-Zwi-
schenlager und vier Interimslager (Philippsburg,
Neckarwestheim, Biblis, Krümmel) vor. Damit befan-
den sich im BfS insgesamt 35 Anträge – einschließ-
lich des Antrages für die Aufbewahrungsgenehmi-
gung im Interimslager Brunsbüttel – in Bearbeitung.
Bei der Behandlung bislang nicht beschiedener Teile
der Anträge sowie bei Anträgen auf Änderungsge-
nehmigung wird vom BfS auch geprüft, ob durch
den jeweiligen Antragsgegenstand zusätzliche Unter-
suchungen zur Umweltverträglichkeitsprüfung sowie
zum gezielten Flugzeugabsturz erforderlich sind.

Gerichtsverfahren
Im Jahre 2003 hatte das BfS 15 Aufbewahrungsge-
nehmigungen nach § 6 AtG (10 Aufbewahrungsge-
nehmigungen für Standort-Zwischenlager, eine Auf-
bewahrungsgenehmigung für ein Interimslager, drei
Änderungs- und Ergänzungsgenehmigungen sowie
eine Änderungsgenehmigung für das ZLN) erteilt.
Die Mehrzahl dieser Genehmigungen wurde vor Ge-
richt angefochten. Das BfS war deshalb im Jahr 2004
Beklagte in mehr als 30 Gerichtsverfahren. Gegen-
wärtig sind noch 17 dieser Gerichtsverfahren anhän-
gig (Stand: April 2005).

Im Jahr 2004 erteilte 
Ergänzungs- und Änderungsgenehmigungen
Nahezu alle Genehmigungsinhaber von Zwischen-
lagern und Interimslagern haben einen Änderungs-
antrag zum Einsatz eines geänderten Feuchtemess-
verfahrens und der damit verbundenen Änderung
des Restfeuchtekriteriums bei Behältern mit silber-
ummantelten Metalldichtungen am Primärdeckel
gestellt. Die Anträge befanden sich Ende 2004 noch
in der Prüfung.
Für das Standort-Zwischenlager Lingen wurde von
der Betreiberin die zusätzliche Aufbewahrung von
Mischoxid-Brennelementen beantragt. Konkret soll
damit der Einsatz von Mischoxid-Brennelementen für
den Transport- und Lagerbehälter CASTOR V/19 als
zusätzliches Behälterinventar ermöglicht werden. 
Die Aufbewahrung von Mischoxid-Brennelementen
ist für die anderen Standort-Zwischenlager bereits
genehmigt worden. 

Stand der Realisierung der Zwischenlager
Das Interimslager Krümmel ist seit August 2004 in
Betrieb. Nach Erteilung der Baugenehmigungen
durch die jeweils zuständige Baubehörde wurde in
2004 mit der Errichtung der Standort-Zwischenlager
Unterweser (Januar), Biblis (März), Brokdorf (April),
Krümmel (April), Philippsburg (Mai), Isar (Juni) und
Gundremmingen (August) begonnen. Die Bauarbei-
ten für die Standort-Zwischenlager Isar und Gund-
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remmingen konnten nach Anordnung des Sofort-
vollzuges für die atomrechtlichen Genehmigungen
aufgenommen werden. Damit befinden sich alle ge-
nehmigten Standort-Zwischenlager in der Bauphase.
Das Standort-Zwischenlager Lingen ist bereits seit
Dezember 2002 in Betrieb. Die Genehmigungsinha-
ber planen die Fertigstellung der 11 in Bau befind-
lichen Standort-Zwischenlager für den Zeitraum 2005
bis ca. Ende 2006.

Stand bei den in Betrieb befindlichen
Interimslagern und Standort-Zwischenlagern
In den bereits seit 2001 in Betrieb befindlichen Inte-
rimslagern Neckarwestheim und Philippsburg waren
Ende 2004 15 bzw. 10 Behälter eingelagert. Das
Interimslager Biblis, das seit März 2002 in Betrieb ist,
hat bereits 23 Behälter aufgenommen. Für das In-
terimslager Krümmel erfolgte die Inbetriebnahme
im August 2004, dort steht ein Behälter.
In das Standort-Zwischenlager Lingen, das im De-
zember 2002 in Betrieb gegangen ist, wurden bisher
15 Behälter eingelagert.
Insofern konnte ein wichtiger Beitrag zur Verringe-
rung der Transporte von Kernbrennstoffen in die
zentralen Zwischenlager oder zu den Wiederaufar-
beitungsanlagen in Frankreich und Großbritannien
noch vor dem gesetzlich festgelegten endgültigen
Transportstopp ab dem 01.07.2005 geleistet werden.

Übersicht über bestandskräftige Bescheide 
Bestandskräftig sind die Genehmigungen für die
Aufbewahrung von Kernbrennstoffen in den Stand-
ort-Zwischenlagern Biblis, Brokdorf, Lingen und
Neckarwestheim sowie die Genehmigungen für die
Interimslager. 

Internationaler Vergleich der
Zwischenlagerung von Kernbrennstoffen 

Die vom BfS in den anderen europäischen Ländern
eingeholten Auskünfte haben Folgendes ergeben:

Frankreich:
Es besteht kein Zwischenlager (trockene Zwischenla-
gerung) für bestrahlte Brennelemente. Diese werden
in Behältern der Baureihe „TN“ zur Wiederaufarbei-
tungsanlage La Hague gebracht.

Belgien:
In Belgien ist ebenfalls kein Zwischenlager in Be-
trieb: Die Entsorgung der bestrahlten Brennelemente
erfolgt analog zu Frankreich.

Niederlande:
Es besteht ebenfalls kein Zwischenlager (trockene
Zwischenlagerung) für bestrahlte Brennelemente. 
Es werden bestrahlte Brennelemente aus Forschungs-
reaktoren zur Wiederaufarbeitung nach La Hague
transportiert.

Schweiz:
Das Zentrale Zwischenlager (ZZL) der Zwischenlager
Würenlingen AG ist in Betrieb. Ende 2004 wurden 
• 3 Behälter der Bauart CASTOR HAW 20/28 CG mit

HAW-Kokillen,
• 3 Behälter der Bauart TN26G sowie
• 4 Behälter der Bauart TN97L mit bestrahlten

Brennelementen
aufbewahrt.

Standort-Zwischenlager Biblis in der Bauphase

Das ZWILAG, das zentrale Zwischenlager der Schweizer Kernkraftwerke in

Würenlingen/Schweiz (Quelle: COMET Photoshopping GmbH)
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Tschechische Republik:
Am Standort des Kernkraftwerkes Dukovany (DWR:
4 x WWER-440) ist ein Zwischenlager in Betrieb. Eine
Erweiterung desselben auf eine Kapazität von 1.340 t
Schwermetall ist vorgesehen. Ende 2004 werden
52 Behälter der Bauart CASTOR 440/84 – beladen mit
bestrahlten Brennelementen dieses Standortes – gela-
gert. 
Am Standort des Kernkraftwerkes Temelin (DWR:
2 x WWER-1000) ist der Bau eines Zwischenlagers
(SFSF – Spent Fuel Storage Facility) geplant. Es soll für
ca. 1.360 t Schwermetall ausgelegt werden und etwa
2013 in Betrieb gehen, siehe auch Beitrag „Umwelt-
verträglichkeitsprüfungsverfahren für das geplante
Zwischenlager für abgebrannte Brennelemente am
Standort des Kernkraftwerkes Temelin“ (Seite 33 ff).
Für die Zeit bis dahin stehen für die Zwischenlage-
rung Nasslager zur Verfügung.

Ungarn:
Am Standort des Kernkraftwerkes Pacs ist ein Zwi-
schenlager errichtet worden. Es erfolgt eine trockene
Zwischenlagerung der bestrahlten Brennelemente
(sog. Kanisterlagerung). Eine Erweiterung der Lage-
rungsmodule ist beabsichtigt.

Bulgarien:
Am Standort des Kernkraftwerkes Kozloduy wird ein
Zwischenlager zur Aufnahme von 2.800 Brennele-
menten des Typs WWER-440 in CONSTOR 440/84 –
Behältern errichtet. Die Lagerkapazität soll zu einem
späteren Zeitpunkt auf 8.000 WWER-440- und 2.500
WWER-1000 – Brennelemente erweitert werden.

Litauen:
Brennelemente des Kernkraftwerkes Ignalina mit
dem Reaktor-Typ RBMK (4 x 1000 MW) werden in
20 Behältern der Bauart CASTOR RBMK im Freien
gelagert. Weitere Behälter der Bauart CONSTOR
RBMK stehen zur Verfügung bzw. werden geliefert.
Ein Zwischenlager am Standort ist in der Planung.

Prüfung eines absichtlich 
herbeigeführten Flugzeugabsturzes 
auf Zwischenlager
Für die bis Ende 2003 neu genehmigten Standort-Zwi-
schenlager und Interimslager wurden die Auswirkun-
gen eines absichtlich herbei geführten Flugzeugab-
sturzes in den jeweiligen Genehmigungsverfahren
nach § 6 AtG betrachtet (s. a. BfS-Jahresbericht 2003).
Für die zentralen Zwischenlager in Ahaus und Gorle-
ben sowie das Zwischenlager Nord (ZLN) in Rubenow
und das AVR-Behälterlager in Jülich wurden bzw. wer-
den Prüfungen mit gleichem Detaillierungsgrad wie
bei den Standort-Zwischenlagern, gestützt auf § 17
AtG oder im Rahmen von anstehenden Änderungsge-
nehmigungsverfahren nach § 6 AtG, durchgeführt.

Für die Zwischenlager in Ahaus und Gorleben wurde
die unter realistischen Randbedingungen zu erwarten-
de Anzahl der jeweiligen genehmigten Behältertypen
zu Grunde gelegt. Da das Bundesamt für Strahlen-
schutz auch zuständig für die Erteilung von Transport-
genehmigungen ist, ist sichergestellt, dass ergänzende
Prüfungen eingeleitet werden, falls von diesen Rand-
bedingungen abgewichen werden soll. Beim ZLN und
dem AVR-Behälterlager in Jülich wird berücksichtigt,
dass sie sich mit Zwischenlagern für schwach- und mit-
telradioaktive Abfälle, die von der jeweils zuständigen
Landesbehörde nach Strahlenschutzverordnung
(früher § 3, jetzt § 7 StrlSchV) genehmigt sind, in ei-
nem gemeinsamen Gebäude befinden. Eine isolierte
Betrachtung nur für den Bereich der Genehmigung
nach § 6 AtG ist hier in Bezug auf den Schutz der Be-
völkerung nicht angemessen. Daher wird bei diesen
„räumlich verbundenen Anlagen“ eine umfassende
Betrachtung der möglichen radiologischen Auswir-
kungen unter Einbeziehung des Inventars der Gesamt-
einrichtung erforderlich.

Die Ergebnisse für die zentralen Zwischenlager in
Ahaus und Gorleben sowie für das ZLN weisen nach
dem jetzigen Stand aus, dass ein absichtlich herbei-
geführter Flugzeugabsturz nicht zu katastrophalen
Auswirkungen führt. Die Prüfungen des BfS haben
ergeben, dass der Eingreifrichtwert für die Katastro-
phenschutzmaßnahme „Evakuierung“ von 100 Milli-
sievert (mSv) effektiver Dosis nicht erreicht wird.
Damit ist auch das Schutzziel der SEWD-Richtlinie
(SEWD = Schutz gegen Störmaßnahmen und sonstige
Einwirkungen Dritter) eingehalten.

Die entsprechenden Prüfungen für das AVR-Behälter-
lager in Jülich sind noch nicht abgeschlossen (Stand:
31.12.2004). Jedoch ist auf Grund der bisherigen Er-
kenntnisse zum Zwischenlager Ahaus und der Gleich-
artigkeit der Behälter in Jülich nicht zu erwarten, dass
die Integrität der Behälter gefährdet sein könnte. In
allen bislang betrachteten Verfahren konnte im Er-
gebnis der Prüfungen festgestellt werden, dass es
durch die mechanischen und thermischen Einwirkun-
gen nach einem absichtlich herbeigeführten Flug-
zeugabsturz lediglich zu einem Nachlassen der Dicht-
wirkung des Deckelsystems kommen kann.

Die Untersuchungen zu noch zu erwartenden In-
ventaren und Behältertypen sowie zum Einfluss
räumlich verbundener Anlagen sind noch nicht ab-
geschlossen.
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Umweltverträglichkeitsprüfungs-
verfahren für das geplante Zwischen-
lager für abgebrannte Brennelemente am
Standort des Kernkraftwerks Temelín

Ansprechpartner:
Matthias Beushausen (0 18 88/3 33-19 51)

Am Standort des tschechischen Kernkraftwerks Te-
melín in der Region Südböhmen plant die ČEZ AG
als Betreiberin der Kraftwerksanlage die Errichtung
eines Zwischenlagers für abgebrannte Brennele-
mente. 

Im Kernkraftwerk Temelín werden pro Jahr in jedem
Reaktor ca. 25 % des Brennstoffs ausgewechselt und
in Schutzbehältern im Abklingbecken im Contain-
ment neben dem Reaktor aufbewahrt. Die Kapazität
des Abklingbeckens wird voraussichtlich etwa im
Jahr 2014 erschöpft sein. Bis zu diesem Zeitpunkt soll
ein Standort-Zwischenlager für die Aufnahme der
Brennstäbe in geeigneten Behältern bereitstehen. Es
ist vorgesehen das Zwischenlager für die Aufnahme
von 1.370 Tonnen Uran in Form von abgebrannten
Brennstäben auszulegen. Der geplante Zeitraum für
die Zwischenlagerung am Standort Temelín beträgt
ca. 60 Jahre. Nach Ablauf dieser Zeit soll der abge-
brannte Kernbrennstoff aus dem Zwischenlager in
ein dann verfügbares Endlager verbracht werden. 

Grundlagen
Nach dem tschechischen Gesetz über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVP) wurde die UVP in der
tschechischen Republik eingeleitet. Die zuständige
Behörde im Sinne des tschechischen Umweltverträg-
lichkeitsprüfungsgesetzes ist das Umweltministerium
der Tschechischen Republik.

Das deutsch-tschechische Umweltabkommen beinhal-
tet die Verpflichtung beider Staaten, geeignete und
wirksame Maßnahmen zur Verhütung und Verringe-
rung von erheblichen grenzüberschreitenden Umwelt-
beeinträchtigungen zu ergreifen. Zudem prüft gemäß
dem deutsch-tschechischen Umweltabkommen die
Vertragspartei, auf deren Hoheitsgebiet eine Tätigkeit
mit erheblichen grenzüberschreitenden Umweltaus-
wirkungen beabsichtigt ist, im Rahmen der Umwelt-
verträglichkeitsprüfung auch die möglichen Beein-
trächtigungen der Umwelt auf dem Hoheitsgebiet der
anderen Vertragspartei. Die Umweltprüfung erfolgt
dabei nach dem geltenden innerstaatlichen Recht
(UVP-Gesetz). Zuständig auf deutscher Seite für die Be-
teiligung am Verfahren ist das BfS. 

Verfahren
Nach tschechischem Recht hatte der Antragsteller
zur Einleitung des Verfahrens eine „Anzeige des Vor-

habens“ bei der zuständigen Behörde, dem Tschechi-
schen Umweltministerium, zur Veröffentlichung vor-
gelegt. Auf Grundlage der Anzeige und der in die-
sem Zusammenhang eingereichten Stellungnahmen
erstellte das Umweltministerium einen Feststellungs-
bescheid hinsichtlich des Untersuchungsumfangs 
der vom Antragsteller vorzulegenden „Dokumenta-
tion zur Umweltverträglichkeitsprüfung“. Dieses
sogenannte Feststellungsverfahren entspricht dem
„Scoping“ im deutschem UVP-Gesetz.

Die nächste Phase des Verfahrens wurde durch das
Einreichen der „Dokumentation zur Umweltverträg-
lichkeitsprüfung“ beim Tschechischen Umweltminis-
terium durch die ČEZ AG eingeleitet. Die Beteiligung
des BfS am UVP-Verfahren setzte an dieser Stelle ein.
Die „Dokumentation zur Umweltvertäglichkeitsprü-
fung“ in der deutschen Übersetzung wurde im Inter-
net der Öffentlichkeit zugänglich gemacht. Darüber
hinaus wurden die Unterlagen in gedruckter Form
zur Einsicht bereitgestellt. Unterstützt wurde das BfS
dabei durch die Umweltministerien der Anrainer-
länder Bayern und Sachsen. Im Veröffentlichungs-
zeitraum gingen innerhalb der gesetzten Frist zahl-
reiche Einwenderschreiben mit insgesamt ca. 2.500
Unterschriften gegen das geplante Zwischenlager
beim BfS ein. Während der Veröffentlichungsdauer
wurde seitens BfS eine fachliche Stellungnahme zur
Dokumentation erstellt. Diese Stellungnahme be-
inhaltet eine Prüfung und Bewertung hinsichtlich
möglicher grenzüberschreitender Umweltauswirkun-
gen des Vorhabens. Die Prüfung und Bewertung
erfolgte anhand internationaler Standards und Maß-
stäbe, die auch im Rahmen der Umweltverträglich-
keitsprüfungen für deutsche Zwischenlager Anwen-
dung gefunden haben. Die in der Dokumentation
zur Umweltverträglichkeit erörterten Punkte wurden
auf ihre Bedeutung unter der gegebenen Fragestel-
lung geprüft. Dabei wurde zwischen Wirkfaktoren
ohne erkennbare und solche mit denkbarer grenz-
überschreitender Relevanz unterschieden. Nur die
Letztgenannten wurden näher untersucht. Diese
ließen sich in erster Linie aus Störfällen ableiten, die
in ihrer Auswirkung die Integrität der Behälter be-
einträchtigen können. Vor dem Hintergrund der
Schlüsselfunktion, welche die Behälter hinsichtlich
der Sicherheit des Zwischenlagers Temelín besitzen,
wurden auch die Behältereigenschaften und -funk-
tionen auf Vollständigkeit und Nachvollziehbarkeit
überprüft. 

Als Ergebnis der Prüfung und Bewertung ist festzu-
halten:
Einige denkbare Störfälle bezüglich Behälterstürzen
wurden nicht betrachtet. Bei der Betrachtung eines
terroristischen Angriffs mit einem Großflugzeug ist
der in der Dokumentation dargelegte Vergleich mit
den deutschen Analysen dieses Szenarios nicht aus-
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reichend, um grenzüberschreitende Umweltauswir-
kungen nachvollziehbar auszuschließen. Hierzu
müssen Analysen mit den spezifischen Parametern
für das geplante Zwischenlager Temelín (Gebäude
und Behälter) durchgeführt werden. Die Anforderun-
gen an die Behälter decken sich im Wesentlichen mit
den Vorgaben für deutsche Zwischenlager und den
Prüfkriterien der IAEA. 

Unter der Voraussetzung der Berücksichtigung der
o. g. Anforderungen bestehen keine Kritikpunkte an
der „Dokumentation zur Umweltvertäglichkeitsprü-
fung“ im Hinblick auf die Bewertung grenzüber-
schreitender Umweltauswirkungen auf das Gebiet
der Bundesrepublik Deutschland.

Die Stellungnahme des BfS, gemeinsam mit den aus
der deutschen Öffentlichkeit dem BfS zugesandten Ein-
wenderschreiben, wurde fristgemäß zum 31.10.2004
dem Tschechischen Umweltministerium zugestellt.
Das Verfahren befindet sich dort zurzeit in der Prü-
fungsphase. Im Ergebnis der Prüfung wird vom tsche-
chischen Umweltministerium ein Gutachten unter
Berücksichtigung der „Dokumentation zur Umweltver-
träglichkeitsprüfung“ und der eingereichten Stellung-
nahmen erstellt. Dieses Gutachten wird anschließend
veröffentlicht. Unter Berücksichtigung des Gutachtens
sowie der Stellungnahmen und Einwendungen dazu
wird abschließend eine ganzheitliche Beurteilung des
Vorhabens vom Tschechischen Umweltministerium
anfertigt.
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Ansprechpartner: Frank Nitsche (0 18 88/3 33-17 70)

Für den Transport von radioaktiven Stoffen auf öffent-
lichen Verkehrswegen bestehen in Deutschland um-
fangreiche Regelungen im Rahmen des Atomrechts
(Atomgesetz und Strahlenschutzverordnung) und des
Gefahrgutrechts (Gefahrgutbeförderungsgesetz, ge-
fahrgutrechtliche Verordnungen zur Beförderung ge-
fährlicher Güter für die einzelnen Verkehrsträger). Ziel
dieser Vorschriften ist es, die mit der Beförderung
radioaktiver Stoffe verbundenen Gefahren auszu-
schließen bzw. auf ein vertretbares Maß zu reduzieren.

Das BfS ist die zuständige Behörde für die Erteilung
von Beförderungsgenehmigungen nach Atom- und
Gefahrgutrecht sowie für die Zulassung/Anerken-
nung von Transportbehältern nach dem Gefahrgut-
recht. An den Zulassungsverfahren ist auch die Bun-
desanstalt für Materialforschung und -prüfung (BAM)
als zuständige Behörde für die Prüfung der Bauart
und der qualitätssichernden Maßnahmen beteiligt.

Voraussetzungen für die Zulassung von Transport-
behältern sind umfangreiche sicherheitstechnische
Prüfungen zur mechanischen und thermischen Sta-
bilität, Dichtigkeit, Abschirmung und Kritikalitäts-
sicherheit. Dabei können die Sicherheitsprüfungen
entsprechend den gefahrgutrechtlichen Vorschriften
in Übereinstimmung mit den Empfehlungen der
Internationalen Atomenergiebehörde (IAEA) durch
Originaltests, Modelltests, Berechnungsverfahren
oder Bezugnahme auf ähnliche Nachweise erfolgen.
Diese Nachweismethoden sind gleichberechtigt und
werden vorwiegend kombiniert angewandt.

Mit der Inbetriebnahme der Falltestanlage der BAM
in Horstwalde bei Berlin im September 2004 wurden
die materiell-technischen Voraussetzungen geschaf-
fen, Transportbehälter mit einer Gesamtmasse von bis
zu 200 t in Originalgröße zu testen. Damit wird auch
dem Anliegen des BfS entsprochen, insbesondere aus
Akzeptanzgründen verstärkt Originalbehältertests in
die Nachweisverfahren einbeziehen zu können.

Die Funktionstüchtigkeit dieser neuen Anlage wurde
erstmals während der PATRAM-Konferenz im Sep-
tember 2004 demonstriert, wobei zwei Transport-
und Lagerbehälter für bestrahlte Brennelemente in
Originalgröße einem Fallversuch gemäß IAEA-Regeln
aus neun Metern Höhe auf ein unnachgiebiges
Fundament unterzogen wurden: der Behälter vom
Typ CONSTOR V/TC (Firma GNB, Deutschland) mit
einer Gesamtmasse von 185 t und der Behälter vom
Typ MSF-69 BG (Firma Mitsubishi, Japan) mit einer
Gesamtmasse von 131 t. 

Auf dem Gebiet der atomrechtlichen Beförderungs-
genehmigungen fand der beantragte Abtransport
von bestrahlten Brennelementen aus dem For-
schungsreaktor Rossendorf nach Ahaus besonderes
öffentliches Interesse.

Am 30. März 2004 hatte das BfS der Nuclear Cargo
Service GmbH die Genehmigung erteilt, insgesamt
18 Behälter der Bauart CASTOR MTR 2 mit insgesamt
147 bestrahlten Forschungsreaktor-Brennelementen
von Rossendorf ins Brennelementzwischenlager nach
Ahaus zu transportieren. Damit sollen die bestrahlten
Brennelemente des Forschungsreaktors Rossendorf
der sicheren Zwischenlagerung zugeführt werden, da
das VKTA Rossendorf über keine Genehmigung zur
Zwischenlagerung von Kernbrennstoffen nach § 6
Atomgesetz verfügt.

Das Land Nordrhein-Westfahlen (NRW) legte gegen
diese Genehmigung Widerspruch ein und stellte am
07. Juni 2004 beim Verwaltungsgericht Braunschweig
einen Antrag auf Wiederherstellung der aufschieben-
den Wirkung des Widerspruches. Zur Begründung
trug das Land NRW im Wesentlichen vor, das BfS
habe bei Erteilung der Genehmigung die von dem
Land wahrzunehmenden öffentlichen Interessen, ins-
besondere den durch Straßentransporte verursachten
hohen personellen und finanziellen Aufwand hin-
sichtlich der polizeilichen Sicherungsmaßnahmen,
nicht ausreichend berücksichtigt. Dieser Antrag des
Landes NRW wurde vom Verwaltungsgericht Braun-
schweig mit Beschluss vom 06. August 2004 als un-
zulässig abgelehnt, wie auch die Beschwerde des
Landes NRW gegen diesen Beschluss des VG Braun-
schweig vom Oberverwaltungsgericht Lüneburg am
11. Oktober 2004 zurückgewiesen wurde. Der beim
BfS eingelegte Widerspruch gegen die Beförderungs-
genehmigung wurde am 18. Oktober 2004 abgelehnt.

Durch die Anfertigung weiterer Stoßdämpfer für die
Transportbehälter CASTOR MTR 2 wurden die Vo-
raussetzungen für eine weitestgehende Bündelung
der Straßentransporte geschaffen. Auf Antrag der
Nuclear Cargo Service GmbH erfolgte am 15. No-
vember 2004 die Verlängerung der Gültigkeitsdauer
der Beförderungsgenehmigung um ein Jahr bis zum
31. Dezember 2005. 

Weitere Beförderungsgenehmigungen des BfS für die
Versorgung des Forschungsreaktors München FRM II
und die Entsorgung der Forschungsreaktoren Geest-
hacht, Berlin und Jülich wurden in 2004 erteilt. Im
Juli wurden vier unbestrahlte Brennelemente zum
FRM II befördert. Der Abtransport von insgesamt 126
bestrahlten Brennelementen aus den Forschungsre-

TRANSPORT VON RADIOAKTIVEN STOFFEN UND KERNBRENNSTOFFEN
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aktoren Geesthacht, Berlin und Jülich über den
Straßen- und anschließenden Seeweg in die USA er-
folgte ebenfalls im Juli. 

Für den Rücktransport von 12 Behältern mit ver-
glasten hochradioaktiven Abfällen aus der Wieder-
aufarbeitungsanlage La Hague/Frankreich in das
Zwischenlager Gorleben wurde die Beförderungsge-
nehmigung durch das BfS am 27. April 2004 erteilt.
Der Rücktransport erreichte am 9. November 2004
seinen Bestimmungsort. 

Die Erteilung der Beförderungsgenehmigung zum
Abtransport des SNR-Materials aus der Staatlichen
Verwahrung in Hanau zur Cogema in La Hague/
Frankreich erfolgte auf Antrag der Nuclear Cargo Ser-
vice GmbH am 22. Oktober 2004 durch das BfS. Der
erste Abtransport erfolgte am 24. November 2004.

Auf internationalem Gebiet sind für das Jahr 2004
insbesondere zwei Schwerpunkte hervorzuheben:
Die 14. Internationale Konferenz über „Verpackung
und Transport von radioaktiven Stoffen“ (PATRAM
2004) fand vom 20. – 24. September in Berlin mit
über 700 Teilnehmern aus 25 Ländern statt. PATRAM
(Packaging and Transportation of Radioactive Mate-
rial) ist weltweit die größte Konferenz auf dem Ge-
biet der Beförderung und Verpackung von radioakti-
ven Stoffen und wird alle drei Jahre durchgeführt. 

Hinsichtlich der Weiterentwicklung der internatio-
nalen Regelwerke zur sicheren Beförderung radioak-
tiver Stoffe veröffentlichte die Internationale Atom-
energie-Organisation (IAEA), Wien, die Ausgabe 2003
ihrer Transportempfehlungen TS-R-1, beendete die
Arbeiten zur Erstellung der Ausgabe 2005 und be-
gann einen neuen zweijährigen Überprüfungszyklus
der TS-R-1 im September 2004. Die rechtsverbind-
liche Umsetzung der Ausgabe 2003 in die Gefahrgut-
beförderungsvorschriften aller Verkehrsträger er-
folgte ab 1. Januar 2005 in Deutschland.

Statistische Angaben für 2004
Im Jahr 2004 wurden insgesamt 132 Genehmigun-
gen zum Transport von Kernbrennstoffen und 15
Genehmigungen für Transporte von Großquellen er-
teilt, wobei einzelne Genehmigungen die Durch-
führung mehrerer Transporte gestatten. Durchge-
führt wurden im Jahre 2004 insgesamt 467 Trans-
porte von Kernbrennstoffen und Großquellen.

Die zwei Abbildungen rechts oben zeigen die An-
zahl der Transporte in Abhängigkeit vom transpor-
tierten Material und in Abhängigkeit vom Verkehrs-
träger (Straße, See, Schiene und Luft). 
Informationen über vom BfS erteilte Beförderungs-
genehmigungen werden auf der Homepage des BfS
veröffentlicht (www.bfs.de).

Außerdem wurden 2004 vom BfS insgesamt 34 Zu-
lassungen von Behältern und 12 deutsche Anerken-
nungen ausländischer Zulassungen erteilt sowie 15
verkehrsrechtliche Beförderungsgenehmigungen
ausgestellt.

Mit 11 Transporten wurden 30 Behälter mit bestrahl-
ten Brennelementen zu den Wiederaufarbeitungs-
anlagen nach Frankreich (COGEMA) und nach Groß-
britannien (BNFL) gebracht. Die in den diesbezügli-
chen BfS-Beförderungsgenehmigungen festgelegten
Maßnahmen zur Kontaminationsvermeidung und
-kontrolle sowie die Festlegungen zu Meldepflichten
und zur Transportdokumentation haben sich wei-
terhin bewährt. Bei allen Transporten wurden die
Grenzwerte für die nichtfesthaftende Oberflächen-
kontamination am Transportbehälter und am Trans-
portmittel eingehalten.

Mit nur noch 30 beförderten Behältern in 2004
gegenüber 87 Behältern in 2003 wird schon jetzt die
erhebliche Reduzierung der Anzahl dieser Transporte
von bestrahlten Brennelementen zu den Wiederauf-
arbeitungsanlagen deutlich, die insgesamt nur noch
bis zum 30.06.2005 zulässig sind.
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DAS NEUE INTEGRIERTE MESS- UND
INFORMATIONSSYSTEM (IMIS) ZUR ÜBER-
WACHUNG DER UMWELTRADIOAKTIVITÄT
Ansprechpartner: Hermann Leeb (0 18 88/3 33-25 80)

Joachim Lieser (0 18 88/3 33-25 60)
Erich Wirth (0 18 88/3 33-67 10)

In der Bundesrepublik Deutschland wird die Radio-
aktivität in der Umwelt seit 1955 routinemäßig von
verschiedenen Bundes- und Landesinstitutionen
flächendeckend gemessen. Beim Reaktorunfall von
Tschernobyl im Jahr 1986 zeigte sich, dass die Vorbe-
reitungen auf eine großräumige Kontamination der
Umwelt mangelhaft waren. Die Messungen wurden
nicht systematisch durchgeführt und waren nicht auf-
einander abgestimmt. Der Datenaustausch über Tele-
fax und Fernschreiber war zeitaufwändig und schwie-
rig. Eine Darstellung der Ergebnisse fand allenfalls in
Form von Tabellen statt. Die Erstellung übersichtlicher
Graphiken war kompliziert und wurde deshalb so gut
wie nicht praktiziert. Die Folge war, dass Politiker die
Situation unterschiedlich bewerteten, was zu erheb-
lichen Verunsicherungen in der Bevölkerung führte.

Als Konsequenz aus diesen Erfahrungen wurde noch
im Jahr 1986 das Strahlenschutzvorsorgegesetz (StrVG)
verabschiedet, das die gesetzliche Grundlage für die
Errichtung des Integrierten Mess- und Informations-
systems für die Überwachung der Radioaktivität in der
Umwelt (IMIS) ist. Aufgabe von IMIS ist es, die Umwelt
kontinuierlich zu überwachen und in einem Ereignis-
fall die radioaktive Kontamination der Umwelt durch
Messungen schnell zu erfassen und die daraus zu er-
wartende Strahlenbelastung mit Entscheidungshilfe-
systemen abzuschätzen (s. a. BfS-Jahresbericht 2001).
Die kontinuierlich arbeitenden Messnetze des Bundes
und Messeinrichtungen der Länder sind mit dem
Bundesamt für Strahlenschutz über ein leistungsfähi-
ges, IT-gestütztes Informationssystem verbunden. 

Messprogramme
Die Messungen bei Bund und Ländern erfolgen nach
festgelegten Messprogrammen. Unter der Federfüh-
rung des BfS wurden die Umweltmessprogramme für
die routinemäßige Erfassung der Umweltradioakti-
vität (Routinemessprogramm) und für die schnelle
und umfassende Lagefeststellung in einem Ereignis-
fall (Intensivmessprogramm) im Jahr 2004 überar-
beitet und aktualisiert. Unter anderem mussten die
neuen Vorgaben der EU für ein eng- und weitmaschi-
ges Überwachungsnetzes in die Umweltüberwachung
integriert werden, deren Ziel es ist, die Kontaminati-
on der Umwelt flächendeckend zu erfassen und lang-
fristige Trends aufzuzeigen. 

Im Routinebetrieb werden mehr als 10.000 Einzel-
messungen pro Jahr in Luft, Wasser, Boden, Nah-
rungs- und Futtermitteln bundesweit durchgeführt,
in einem Ereignisfall bis zu 2.000 Einzelmessungen
täglich. Die kontinuierlich arbeitenden Messnetze
sind für die Überwachung der Radioaktivität in der
Atmosphäre, in den Bundeswasserstrassen und in der
Nord- und Ostsee eingerichtet. Darüber hinaus misst
das BfS die Höhe der äußeren Strahlenbelastung
kontinuierlich bundesweit an 2.150 Standorten. Bei
einem Unfall können diese Messergebnisse im 10-Mi-
nuten-Rhythmus abgerufen werden. Dadurch können
die Ausbreitung einer radioaktiven Schadstoffwolke
quasi online verfolgt und die betroffenen Gebiete
sehr schnell eingegrenzt werden. Dies ist eine we-
sentliche Voraussetzung, um Maßnahmen zum
Schutz der Bevölkerung gezielt treffen zu können. 

Die Messdaten sind Grundlage für die Abschätzung
der zu erwartenden Strahlenbelastung. Dazu stehen
in IMIS die radioökologischen Entscheidungshilfe-
programme „PARK“ (Programm für die Abschätzung
Radiologischer Konsequenzen) für die Darstellung
von großräumigen Kontaminationen der Umwelt
und der daraus resultierenden Strahlenbelastung so-
wie „RODOS“ (Real-Time Online Decision Support
Operating System) für eine detaillierte Darstellung
der radiologischen Situation in der näheren Umge-
bung einer Anlage zur Verfügung.

Eine wesentliche Aufgabe von IMIS ist es, sämtliche
von Bundes- und Landesmessstellen ermittelten Da-
ten und Dokumente zu erfassen, auszuwerten und
darzustellen und dem BMU zur Entscheidungen über
Maßnahmen zur Verfügung zu stellen. Diese Aufga-
ben werden im BfS von der Zentralstelle des Bundes
(ZdB) in Oberschleißheim bei München wahrgenom-
men (s. Abb. unten).

AUSGEWÄHLTE EINZELTHEMEN
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Migration des IMIS
Im Dezember des Jahres 1993 wurde IMIS in Betrieb
genommen. Nach mehr als 10 Jahren permanenter
Einsatzbereitschaft waren die Rechner und das IT-
Konzept für die Zusammenführung, Auswertung und
Darstellung von Daten und Dokumenten veraltet, so
dass eine Umstellung auf modernere Hardware- und
Softwaretechnik erforderlich wurde. Diese Umstel-
lung erfolgte im Rahmen der sogenannten „IMIS-Mi-
gration“

Das bisherige IMIS wies eine monolithische Struktur
auf, d. h. bei allen beteiligten Stellen stand ein eige-
ner Rechner, auf dem die gesamte Funktionalität
und der Datenbestand verfügbar war. Das neue IMIS
weist eine Client-Server-Struktur auf. Es gibt nur noch
einen zentralen, hochredundant ausgelegten Server,
an den alle 200 an IMIS beteiligten Behörden im
Bundes- und Länderbereich online angeschlossen
sind.

Moderne Softwarewerkzeuge wurden entwickelt, die
Funktionalitäten von IMIS erweitert und die Infor-
mationsbereitstellung verbessert. Eine durchgängige,
intuitive Benutzeroberfläche wurde zur besseren Be-
dienbarkeit entwickelt, das Antwortzeitverhalten
wurde verkürzt.

Diese Neuerungen erlauben eine wesentlich raschere
Übermittlung, Prüfung und Auswertung der Mess-
werte. Der Aufwand für Systembetreuung und Schu-
lungsmaßnahmen konnte deutlich reduziert werden.
Um den Einzelanforderungen der beteiligten Be-
hörden mit ihren teilweise sehr unterschiedlichen
Aufgaben besser gerecht zu werden, wurde die Flexi-
bilität bei der Auswertung und Aufbereitung von
Daten und Dokumenten sehr stark erhöht. Aus der
IMIS-Datenbank lassen sich die Ergebnisse in viel-
facher Art selektieren und in Form von Karten, Ta-
bellen oder Texten darstellen.

Die Bereitstellung maßnahmenrelevanter Informa-
tionen ist weitestgehend automatisiert und standar-
disiert. Sie können somit sehr schnell und leicht
verständlich dargestellt werden (Abb. unten). Die
Darstellungen der Messergebnisse, der Dosisberech-
nungen sowie weiterer Dokumente werden über die
elektronische Lagedarstellung (ELAN) allen IMIS-
Nutzern online zur Verfügung gestellt. Das neue IMIS
ist am 1. April 2005 in Betrieb gegangen.

Internationaler Datenaustausch
IMIS war ursprünglich als ein nationales Mess- und
Informationssystem geplant. Konsequenterweise er-
folgte der Austausch von Daten und Dokumenten
zunächst nur im nationalen Rahmen zwischen Ein-
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richtungen des Bundes und der Länder. Da eine
radioaktive Wolke vor Landesgrenzen nicht Halt
macht, ist es nur konsequent, die Notfallvorsorge
auch international auszurichten. Ein spezieller As-
pekt der Kommunikation ist der Austausch von 
Messdaten im Routine- und Ereignisbetrieb inner-
halb Europas. 

Auf Regierungsebene wurde mit der Schweiz, Frank-
reich, den Niederlanden und Tschechien vereinbart,
bei grenznahen Ereignissen umgehend aktuelle
Umweltmessdaten auszutauschen. Auf europäischer
Ebene werden bereits seit längerer Zeit Messdaten
über EURDEP (EU Radiological Data Exchange Plat-
form) zur Verfügung gestellt. Die Staaten des Ostsee-
rates tauschen täglich Ergebnisse der Ortsdosisleis-
tung aus. Ergebnisse der Luftmessungen sollen fol-
gen (s. Abb. unten). 

Das BfS arbeitet in verschiedenen internationalen
Gremien an der fachlichen und technischen Realisie-
rung des Datenaustauschs erfolgreich mit und ent-
wickelt sich dabei immer mehr zu einer europawei-
ten Datendrehscheibe. So wurden in Freiburg die
Einrichtungen für den bilateralen Datenaustausch
geschaffen. Für den Datenaustausch innerhalb der
Ostseeanrainerstaaten wurde ein zentraler Server ein-
gerichtet. Die Installation und der Betrieb eines zur
europäischen Datenzentrale in Ispra, Italien, redun-
danten EURDEP-Servers soll auf Wunsch der EU in
Freiburg erfolgen. 

Mit dem neuen IMIS steht ein modernes, flexibles
und leistungsfähiges System zur Verfügung, um die
Radioaktivität der Umwelt routinemäßig zu über-
wachen und in einem Ereignisfall die radiologische

Lage schnell erfassen und bewerten zu können. Auch
mit dem Abschluss der Migration ist die Weiterent-
wicklung von IMIS noch nicht zu Ende. Es ist Auf-
gabe des BfS, IMIS mit anderen nationalen und inter-
nationalen Systeme immer stärker zu verknüpfen.

NEUE REGELUNGEN ZUR VERTEILUNG 
VON KALIUMJODIDTABLETTEN BEI EINEM
KERNTECHNISCHEN UNFALL

Ansprechpartnerin:
Jacqueline Bieringer (0 18 88/3 33-67 71)

Die Einnahme von hoch dosierten, nicht radioaktiven
Kaliumjodidtabletten (Jodtabletten) bei einem kern-
technischen Unfall (Ereignisfall) blockiert die Aufnah-
me radioaktiven Jods in die Schilddrüse (Jodblockade)
und dient somit der Verringerung strahleninduzier-
ter Gesundheitsschäden. 

Gemäß der Empfehlung der Strahlenschutzkommis-
sion (SSK; www.ssk.de) von 1996 und einer ergänzen-
den Stellungnahme von 2001 wurden die Eingreif-
richtwerte für das Ergreifen der Maßnahme zur
Jodblockade auf 250 mSv (Schilddrüsendosis) für die
Bevölkerungsgruppe 18-45 Jahre und auf 50 mSv
(Schilddrüsendosis) für Kinder und Jugendliche bis
18 Jahre und Schwangere reduziert. Dies hatte zur
Konsequenz, dass eine Verteilung von Jodtabletten
statt wie bisher bis 25 km zukünftig bis zu 100 km
um ein Kernkraftwerk vorzusehen ist. Dadurch wur-
de eine Neubeschaffung von insgesamt 137 Millio-
nen Jodtabletten erforderlich, die im Laufe des Jahres
2004 ausgeliefert wurden. Die Tabletten für den be-
sonderen Planungsbereich bis 25 km wurden den
zuständigen Bundesländern übereignet, die die Tab-
letten entsprechend der jeweiligen landesspezifi-
schen Planungen an die privaten Haushalte vorver-
teilen oder dezentral einlagern. 

Die Tabletten für die Verteilung außerhalb der 25-km-
Zone werden in 7 zentralen Lagern vorgehalten (Abb.
Seite 40 oben links). Die ursprünglich vorgesehene
Anzahl von 3 zentralen Lagern wurde auf 7 erhöht,
da neben dem Lufttransport der Tabletten auch der
Straßentransport mit hoher Priorität berücksichtigt
werden muss. In der Karte sind sowohl die 100-km-
Bereiche um die Kernkraftwerke als auch die für den
Straßentransport zu Grunde gelegten 150-km-Pla-
nungsbereiche um die zentralen Lager eingezeichnet.

Das Bundesamt für Strahlenschutz hat gemeinsam
mit dem BMU und den Ländern ein Konzept zur Ver-
teilung der Jodtabletten außerhalb des 25-km-Zone

Europaweiter Austausch von Messergebnissen zwischen dem BfS und

europäischen Staaten und Institutionen
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erstellt und die Koordinierung der Ausgabe und des
Transports in einem Ereignisfall übernommen.

In einem Ereignisfall muss die Verteilung der Jod-
tabletten möglichst schnell und unabhängig von Ta-
geszeit und Witterung durchgeführt werden können,
wobei die Zeitspanne zwischen der Entscheidung zur
Durchführung der Jodblockade und der Verfügbarkeit
der Jodtabletten bei der Zielgruppe höchstens 12 Stun-
den betragen soll. Diese Randbedingungen machen
detaillierte Vorausplanungen erforderlich. Eine Ar-
beitsgruppe aus Vertretern des Bundes und der Län-
der hat einen entsprechenden Vorschlag erarbeitet.

Bei Bedarf werden Jodtabletten von den Ländern
über das BfS angefordert. Für die Bereitstellung der
Transportkapazitäten sind Kenntnisse über die Größe
des zu versorgenden Gebietes und der konkret zu
berücksichtigenden Bevölkerungszahlen notwendig.
Diese werden von den Ländern ermittelt. Zudem
legen die Länder die Anlieferungspunkte und die
einzelnen Ausgabestellen (ASt) fest. Nach dem Kon-
zept ist folgende Aufteilung des Transportweges
vorgesehen:
• Koordiniert durch das BfS werden die Jodtabletten

auf der Straße oder dem Luftweg von den zentra-
len Lagern zu sog. Hauptanlieferungspunkten
(HAP) transportiert.

• Dort werden die Tabletten dem jeweiligen Bun-
desland übergeben, das den Transport zu den lo-
kalen Anlieferungspunkten (LAP) vornimmt.

• Lokale Kräfte verteilen die Tabletten an die örtli-
chen Ausgabestellen (ASt), von wo aus sie verteilt
bzw. abgeholt werden können.

Diese Einsatzplanung dient in einem Ereignisfall der
schnellen und effizienten Versorgung der Bevölke-
rung in den gefährdeten Gebieten, die weiter als
25 km von einem Kernkraftwerk entfernt liegen. Zur-
zeit befinden sich Bund und Länder noch in der Vor-
bereitungs- und Planungsphase zur Umsetzung dieses
Konzeptes zur Verteilung der Kaliumjodidtabletten
außerhalb der 25-km-Zone.

ANHALTENDE RADIOCÄSIUM-
KONTAMINATION VON WILDSCHWEINEN

Ansprechpartner: Martin Steiner (0 18 88/3 33-25 49)

Während in Deutschland Lebensmittel aus landwirt-
schaftlicher Erzeugung nur gering mit Radiocäsium
kontaminiert sind und aus radiologischer Sicht be-
denkenlos verzehrt werden können, bewegt sich der
Radiocäsiumgehalt von manchen Waldprodukten
auch mehr als 18 Jahre nach dem Reaktorunfall von
Tschernobyl noch immer auf vergleichsweise hohem
Niveau. Insbesondere Wildschweine aus den hoch
belasteten Gebieten Süddeutschlands überschreiten
häufig den Grenzwert von 600 Bq/kg für Radiocäsi-
um und dürfen daher nicht vermarktet werden.

Das Bundesamt für Strahlenschutz initiierte wegen die-
ser besonderen Situation ein Forschungsvorhaben, um
am Beispiel des Bayerischen Waldes die Ursachen für
die anhaltend hohe Kontamination von Wildschwei-
nen aufzuklären. Mit einer Bodenkontamination von
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lokal bis zu 100.000 Bq/m2 Radiocäsium zählt das Un-
tersuchungsgebiet zu den am höchsten belasteten Re-
gionen Deutschlands. Die Messwerte für Radiocäsium
im Muskelfleisch von Wildschweinen bewegten sich im
Jahr 2004 etwa zwischen 60 Bq/kg und 40.000 Bq/kg
bei einem Mittelwert von etwa 6.800 Bq/kg (Stand
Oktober 2004, siehe auch Abb. oben). Im Zeitraum ab
Januar 2004 waren nur etwa 15 % der gemessenen Pro-
ben geringer als 600 Bq/kg kontaminiert. Ein Fünftel
wies Radiocäsiumgehalte von mehr als 10.000 Bq/kg
auf. Überschreitungen des Grenzwertes werden auch
in weniger belasteten Gebieten Deutschlands beobach-
tet, wie etwa im Pfälzerwald mit einer Bodenkon-
tamination im Bereich von einigen Tausend Bq/m2 Ra-
diocäsium. Angaben der Forschungsanstalt für Wald-
ökologie und Forstwirtschaft Rheinland-Pfalz zufolge,
wurden in den Sommermonaten der Jahre 2001 und
2002 in mehr als einem Fünftel der untersuchten Wild-
schweinproben aus diesem Gebiet mehr als 600 Bq/kg
Radiocäsium festgestellt. Der Spitzenwert der letzten
Jahre betrug im Pfälzerwald etwa 8.200 Bq/kg.

Radiocäsium wird vom Schwarzwild über das Futter
aufgenommen. Wildschweine sind Allesfresser mit
einem breiten, sehr unterschiedlich kontaminierten
Futterspektrum. Dies erklärt, warum der Radiocäsium-
gehalt des Muskelfleisches eine große, für Wild-
schweine typische Streuung aufweist. Die so genannte
Baummast durch Eicheln, Bucheckern, Kastanien usw.
ist vergleichsweise niedrig kontaminiert. Gleiches gilt
für Futter, das Wildschweine auf landwirtschaftlichen
Flächen fressen. Bei größeren, zusammenhängenden
Waldgebieten, die die Futtersuche auf landwirtschaft-
lichen Flächen erschweren, oder in Jahren mit ge-

ringer Baummast ist dagegen mit höheren Konta-
minationen des Muskelfleisches zu rechnen.

Hoch kontaminierte tierische und pflanzliche Futter-
bestandteile werden auch direkt aus dem Waldbo-
den gewühlt. Eine besondere Rolle spielen Hirsch-
trüffel, deren unterirdisch wachsende Fruchtkörper
als „Delikatesse“ gezielt gefressen werden und um
mehr als den Faktor 10 höher kontaminiert sein kön-
nen als Speisepilze am selben Standort. Der Spitzen-
wert der letzten Jahre betrug bei Hirschtrüffeln etwa
122.000 Bq/kg Radiocäsium. Aus dem Boden gegra-
bene Hirschtrüffel sind in der folgenden Abbildung
dargestellt. Der rechte Fruchtkörper wurde zu De-
monstrationszwecken aufgeschnitten und zeigt die
dicke, ledrige Rinde und die schwarze Sporenmasse
des Pilzes. Anders als die hochbegehrten Speisetrüffel
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Ausgegrabene Hirschtrüffel auf einer Moosunterlage. Der rechte

aufgeschnittene Fruchtkörper zeigt die dicke, ledrige Haut und die

schwarze Sporenmasse des Hirschtrüffels.
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sind Hirschtrüffel für Menschen ungenießbar. Hirsch-
trüffel wachsen häufig in der Übergangsschicht
zwischen dem oberen organischen und dem darun-
ter liegenden mineralischen Waldboden. In dieser
Bodenschicht ist als Folge der Tiefenverlagerung von
Radiocäsium zunächst mit einer Zunahme der Akti-
vität zu rechnen. Ob die daraus resultierende zu-
nehmende Kontamination von Hirschtrüffeln die
tendenziell ansteigende Kontamination von Schwarz-
wild erklären kann, wird gegenwärtig kontrovers
diskutiert. Die Analyse des Inhalts von 40 Wild-
schweinmägen im Rahmen des Forschungsvorhabens
ergab, dass Hirschtrüffel im Mittel zwar nur mit
einem Gewichtsanteil von 6 % zu finden waren, aber
wegen ihrer außergewöhnlich hohen spezifischen
Aktivität zu etwa drei Viertel des mit dem Futter auf-
genommenen Radiocäsiums beitrugen. Auch die Auf-
nahme von Boden bei der Futtersuche spielt für die
Radiocäsiumzufuhr von Wildschweinen eine wich-
tige Rolle. Sie ist wesentlich bedeutender als die Bei-
träge anderer Futterkomponenten.

Nach dem gegenwärtigen Kenntnisstand ist erst
dann ein Rückgang des Radiocäsiumgehalts von
Wildschweinfleisch zu erwarten, wenn Radiocäsium
in tiefere Bodenschichten verlagert wird, die von
Hirschtrüffeln nicht mehr erreicht werden. 

Wer seine persönliche Strahlenexposition so niedrig
wie möglich halten will, sollte daher auch weiterhin
auf den Verzehr von Wildschweinfleisch aus höher
kontaminierten Gebieten verzichten. 

Der Verbraucher muss nicht mit höheren radioaktiven
Kontaminationen rechnen, wenn das Fleisch aus dem
Handel bezogen wird. Im Gegensatz zu frei lebenden
Wildschweinen können Zuchttiere, die ausschließlich
mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen gefüttert wer-
den, aus radiologischer Sicht bedenkenlos verzehrt
werden. Solche Zuchttiere weisen nur sehr geringe
Kontaminationen auf, die mit denen von Rind-,
Schweine- und Geflügelfleisch vergleichbar sind.

ERGEBNISSE DER UNTERSUCHUNGEN 
ZUR NATÜRLICHEN STRAHLENEXPOSITION
DURCH DIE NAHRUNGSAUFNAHME

Ansprechpartnerin:
Karin Wichterey (0 18 88/3 33-42 49)

Die natürliche Radioaktivität erlangte in den letzten
Jahren erhöhtes wissenschaftliches und öffentliches
Interesse, wie Pressemeldungen zum Radiumgehalt
in Mineralwässern zeigten. In diesem Zusammen-
hang gerieten auch natürliche Radionuklide in Nah-
rungsmitteln ins Blickfeld. Das BfS untersuchte daher
die Nahrung aus unterschiedlichen Gebieten
Deutschlands, um die natürliche Strahlenexposition
durch Nahrungsaufnahme (Ingestion) für die Bevöl-
kerung abschätzen zu können.

Dazu wurde in den Jahren 2001 bis 2003 die Gesamt-
nahrung untersucht, d.h. die festen und flüssigen
Bestandteile aller Tagesmahlzeiten, die aus unter-
schiedlichen Gemeinschaftseinrichtungen in neun
Bundesländern entnommen wurden. In den Nah-
rungsproben wurden die spezifischen Aktivitäten der
langlebigen Radionuklide der natürlichen Uran- und
Thoriumzerfallsreihen durch Anwendung spezieller
chemischer Verfahren bestimmt.

Nahrungsmittel aus der Bundesrepublik Deutschland
weisen meist sehr niedrige spezifische Aktivitäten
langlebiger Radionuklide der Zerfallsreihen von Uran
und Thorium auf. In der Tabelle oben sind die Ergeb-
nisse der BfS-Untersuchungen in Proben von Gesamt-
nahrung für Erwachsene und Kleinstkindernahrung
dargestellt. Die nuklidspezifischen Mittelwerte lagen
zwischen 1 und 34 mBq/kg Frischmasse (FM). Die
höchsten spezifischen Aktivitäten wurden für Blei-210,
Radium-228 und Radium-226 ermittelt. Für Thorium-
232 und Thorium-230 sind äußerst niedrige Werte 
in Nahrungsmitteln zu finden. Die untersuchten Nah-
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Ein Leckerbissen für Wildschweine sind Hirschtrüffel

Radio- tägliche Gesamtnahrung
nuklid für Kleinstkinder für Erwachsene

Mittelwert Spannweite Mittelwert Spannweite

Uran-238 7,1 4,9 - 10 8,5 1,2 - 20

Uran-234 8,2 12 3,9 - 36

Thorium-230 3,2 <1,3 - 4 1,0 <0.8 - 4

Radium-226 22 8,8 - 32 21 <6,0 - 42

Blei-210 34 17 - 69 28 10 - 115

Thorium-232 1,4 <0,7 - <3,9

Radium-228 20 <13 - 31 32 <16 - 69

Thorium-228 8,4 9,0 7,1 - 13

Spezifische Aktivität natürlicher Radionuklide in der Gesamtnahrung 

(in mBq/kg FM)
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rungsmittel wiesen im Mittel spezifische Aktivitäten
unter 3 mBq/kg FM auf. Meist wurden Werte im Be-
reich der messtechnischen Nachweisgrenzen ermit-
telt. Bedeutsame Unterschiede bei den Ergebnissen
sind weder zwischen der Gesamtnahrung für Erwach-
sene und für Kinder noch zwischen der aus den ein-
zelnen Bundesländern erkennbar.

Die mit den Nahrungsmitteln jährlich aufgenom-
mene Aktivität wurde unter Verwendung von Stan-
dardannahmen aus den ermittelten spezifischen
Aktivitäten in der Gesamtnahrung errechnet. In der
folgenden Grafik ist der Anteil der einzelnen Radio-
nuklide der natürlichen Zerfallsreihen an der Inges-
tionsdosis für Erwachsene dargestellt. Wie daraus zu
entnehmen ist, stammen fast 97 % der Dosis aus der
Aufnahme von Polonium-210, Radium-228, Blei-210
und Radium-226. Demgegenüber sind die Thoriumi-
sotope und die Radionuklide der Uran-235-Reihe na-
hezu ohne Bedeutung. Bei künftigen Untersuchun-
gen kann man sich daher auf die wesentlichen Ra-
dionuklide beschränken. Diese Erkenntnis ist bei der
Prüfung von Einzelstandorten, wie z. B. Bergbauge-
bieten, die durch menschliches Eingreifen verursach-
te zusätzliche Kontaminationen mit diesen Radio-
nukliden aufweisen, von Bedeutung.

Insgesamt ergibt sich daraus ein altersgewichteter
Mittelwert von 0,1 mSv/a für Deutschland. Dieser
Wert ist wegen entwicklungsbedingter Wachstums-
prozesse bei Kleinstkindern (0,2 mSv/a) und Jugend-
lichen (0,16 mSv/a) höher und bei Erwachsenen
(0,04 mSv/a) niedriger (s. Abb. oben). Bei Einbezie-
hung des Beitrages von Kalium-40, welches den
Hauptanteil in Höhe von 0,17 mSv/a liefert, beträgt
die durch terrestrische Radionuklide verursachte
Strahlenexposition der Bevölkerung durch Ingestion
etwa 0,27 mSv/a. Das ist ein relativ geringer Beitrag
von ca. 12 % an der gesamten Strahlenexposition
durch natürliche Strahlenquellen, wenn man den

Mittelwert von 2,1 mSv/a für die gesamte natürliche
Strahlenexposition in Deutschland zugrunde legt.
Bei der natürlichen Strahlenexposition durch In-
gestion handelt es sich um eine geogen verursachte
Gegebenheit, die sich nur geringfügig regional un-
terscheidet, in ihrem Niveau aber weitgehend unver-
änderlich ist. Sie kann daher nicht verringert wer-
den. Im Vergleich dazu liefern die wesentlichen
künstlichen Radionuklide Cäsium und Strontium der-
zeit in Deutschland im Mittel einen Ingestionsbeitrag
von 0,002 mSv/a.

DIE ERMITTLUNG DER KÖRPERDOSIS 
BEI INNERER STRAHLENEXPOSITION

Ansprechpartner: 
Andreas Dalheimer (0 18 88/3 33-45 40)

Karl König (0 18 88/3 33-24 30)

Für den Umgang mit Quellen ionisierender Strah-
lung sind in der Strahlenschutzverordnung (StrlSchV)
Grenzwerte für die Strahlendosis für die jeweilige
Person festgelegt. Für beruflich strahlenexponierte
Beschäftigte beträgt dieser Wert 20 mSv im Jahr für
die effektive Dosis (Dosis des Ganzkörpers). Beim Um-
gang mit offenen radioaktiven Stoffen kann sich die
Körperdosis je nach den Arbeitsbedingungen, der
chemischen Form des eingesetzten Stoffes und der
Art der Radionuklide aus Anteilen der äußeren (z. B.
Gamma-Strahler) oder/und der inneren Strahlenexpo-
sitionen (z. B. Alpha-Strahler) zusammensetzen. Eine
innere Exposition tritt immer dann auf, wenn Radio-
nuklide in den Körper gelangt sind, man spricht
dann von einer Inkorporation. Die durch Inhalation
(über die Lunge) oder Ingestion (über Mund bzw.
den Magen-Darm-Trakt) zugeführte Aktivität darf
nicht zu einer Überschreitung der Dosisgrenzwerte
(effektive Dosis bzw. Organdosis) der StrlSchV führen.
Das heißt, diese Grenzwerte dürfen nicht von der
Summe der Beiträge aus innerer und äußerer Strah-
lenexposition überschritten werden.

Durchführung der Inkorporationsüberwachung
In der StrlSchV wird die Überwachung auf Inkorpo-
rationen im Rahmen der physikalischen Strahlen-
schutzkontrolle geregelt. Die für die Ermittlung der
Körperdosis bei innerer Strahlenexposition üblichen
Überwachungsverfahren zur Bestimmung der zu-
geführten Aktivität sind:
• In-vivo-Verfahren: Bestimmung der Aktivität im

Körper oder in den Organen,
• In-vitro-Verfahren: Bestimmung der Aktivität in

den Ausscheidungen,
• Raumluft-Messungen: Bestimmung der Aktivitäts-

konzentration in der Luft am Arbeitsplatz.
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Die beiden ersten Verfahren werden dabei von Mess-
stellen, die für die Inkorporationsüberwachung zu-
ständig sind, durchgeführt. Diese Messstellen werden
von den jeweils zuständigen Landesbehörden be-
hördlich bestimmt, sind also amtlich anerkannt. Das
dritte Verfahren findet immer dann Anwendung,
wenn die beiden erstgenannten Verfahren nicht ge-
eignet sind, weil sie z. B. zu unempfindlich sind oder
weil das zu überwachende Radionuklid zu kurzlebig
ist. Verantwortlich ist in diesem Fall der Strahlen-
schutzverantwortliche des Betriebes bzw. der Strah-
lenschutzbeauftragte vor Ort.

Die praktische Durchführung der physikalischen
Strahlenschutzkontrolle ist in einer Richtlinie (Richtli-
nie für die physikalische Strahlenschutzkontrolle zur
Ermittlung der Körperdosis [§§ 62, 63, 63 a StrlSchV;
§§ 35, 35 a RÖV], GMBl 1994 Nr. 7 S. 286) zur Inkor-
porationsüberwachung geregelt. In dieser Richtlinie
ist u.a. für jedes Radionuklid und seine verschiede-
nen chemischen Verbindungen festgelegt, mit wel-
chem Überwachungsverfahren (Ganzkörpermessung,
Urin usw.) es in welchen Zeitabständen (Überwa-
chungsintervallen) zu überwachen ist (nuklidspezifi-
sches Überwachungsprogramm).

Die Aufgabe der Inkorporationsüberwachung ist es,
retrospektiv (rückwirkend) festzustellen, ob von den
in einem Strahlenschutzbereich Beschäftigten radio-
aktive Stoffe inkorporiert worden sind. Anhand der
Überwachungsdaten wird daraus die Aktivitätszufuhr
(das ist die im Überwachungszeitraum von der Per-
son aufgenommene Menge radioaktiver Stoffe) und
daraus die resultierende Körperdosis ermittelt. Das
bedeutet, dass die Inkorporationsüberwachung auf
der Basis von Messungen zur retrospektiven Ermitt-
lung einer Strahlenexposition dient und nicht dazu,
vorbeugende Strahlenschutzaufgaben zu erfüllen,
wie z. B. die Optimierung von Strahlenschutzmaß-
nahmen.

Das Ziel der Richtlinie zur Inkorporationsüberwa-
chung ist es, in Deutschland eine einheitliche und
konsistente Vorgehensweise für die Ermittlung der
Körperdosis zu etablieren. Es soll damit gewährleistet
werden, dass
• eindeutige Kriterien für das Erfordernis (also ab

wann eine Überwachung erforderlich ist) und für
die Durchführung einer Inkorporationsüberwa-
chung festgelegt sind,

• zuverlässige Berechnungen von Aktivitätszufuhr
und Dosis sichergestellt sind,

• diese Berechnungen soweit wie möglich standar-
disiert sind und

• erforderliche Qualitätssicherungsmaßnahmen
(Eigenkontrollen, Ringversuche usw.) garantiert
werden.

Dazu werden in der Richtlinie zur Inkorporations-
überwachung folgende Punkte geregelt:
• Festlegung der überwachungspflichtigen Personen.
• Feststellung des Erfordernisses einer Überwa-

chung für die Ermittlung einer personenbezoge-
nen Körperdosis. Das Erfordernis gilt sowohl für
eine regelmäßige Inkorporationsüberwachung als
auch für eine Überwachung aus besonderem
Anlass. Die regelmäßige Überwachung wird bei
einem konstanten, aber zeitlich nicht eingrenz-
baren Inkorporationsrisiko angewendet. Die Über-
wachung aus besonderem Anlass wird bei einem
zeitlich eng begrenzten Umgang mit radioaktiven
Stoffen durchgeführt sowie bei einem außerge-
wöhnlichen Ereignis, wie z. B.einem Unfall.

• Organisation der Überwachung. Mit dem ange-
wendeten Überwachungsverfahren (in-vivo, in-
vitro, Raumluft) muss auch unter ungünstigen Be-
dingungen eine Aktivitätszufuhr, die einer effek-
tiven Dosis von 1 mSv im Kalenderjahr entspricht,
zu erkennen sein. Dabei haben im Wesentlichen
drei Faktoren einen Einfluss auf das anzuwenden-
de Überwachungsverfahren sowie auf die Häufig-
keit der Überwachung (also der Messungen):
1. die physikalischen Eigenschaften der Radionu-

klide (Zerfallsart, Halbwertszeit usw.),
2. die Biokinetik der chemischen Verbindung

bzw. der Stoffklasse des inkorporierten Radio-
nuklids (Verteilung und Verweildauer des
Radionuklids im Körper usw.) und

3. die Empfindlichkeit der verwendeten Messappa-
ratur (z. B. Nachweis- und Erkennungsgrenze).

Im Anhang zur Richtlinie sind für etwa 90 Radio-
isotope und ihre verschiedenen chemischen Ver-
bindungen bzw. Stoffklassen die anzuwendenden
Überwachungsverfahren und die Häufigkeit der
Messungen angegeben.

Die Inkorporationsmessstellen haben aufgrund ihrer
verantwortungsvollen Aufgabe der Inkorporations-
überwachung einschließlich der Ermittlung von
Aktivitätszufuhr und Dosis erhebliche Anforderungen
hinsichtlich ihrer Ausstattung (personell, technisch
und räumlich), des wissenschaftlichen Kenntnisstan-
des und der Sicherstellung der Qualität zu erfüllen.

In der o. a. Richtlinie werden dazu die entsprechen-
den Anforderungen definiert. In ihr werden neben
den Aufgaben einer Messstelle u. a. auch die Anfor-
derungen an die Analysen- und Messverfahren, an
die Qualitätssicherung sowie an die Ausstattung
geregelt. Von zentraler Bedeutung ist dabei die Qua-
litätssicherung sowohl im Rahmen von routinemä-
ßigen Eigenkontrollen (im Labor) als auch der jähr-
lichen Teilnahme an Ringversuchen. Diese werden
von der Leitstelle Inkorporationsüberwachung des
BfS durchgeführt. Diese Anforderungen gewährleis-
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ten damit auch eine zuverlässige Mitteilung von ver-
gleichbaren Dosiswerten aus der Inkorporationsüber-
wachung an das Strahlenschutzregister des BfS.

Qualitätssicherung bei der 
Inkorporationsüberwachung
Eine der wichtigsten Aufgaben der Leitstelle Inkorpo-
rationsüberwachung des BfS ist die Unterstützung
der behördlich bestimmten Messstellen bei der Qua-
litätssicherung auf allen Schritten hin zur Ermittlung
der inneren Dosis. Das bedeutet, dass die Leitstelle
insbesondere für die regelmäßige Durchführung von
sog. Ringversuchen bei den In-vivo-Messstellen (Ganz-
körper- und Teilkörperzähler) und den In-vitro-Mess-
stellen (Ausscheidungsanalytik) Sorge zu tragen hat.
Diese Ringversuche bestehen dabei im Allgemeinen
aus zwei Teilen, einem praktischen Teil, in dem die
Aktivität in einem Phantom oder die Aktivitätskon-
zentration in einer Ausscheidungsprobe zu bestim-
men ist, und einem theoretischen Teil, der so ge-
nannten Fallbeschreibung, in der anhand von vorge-
gebenen Überwachungsdaten aus einem fiktiven Fall
die innere Dosis zu berechnen ist.

Nach § 41 Abs. 8 StrlSchV haben die behördlich be-
stimmten Inkorporationsmessstellen an diesen Ring-
versuchen teilzunehmen. Die Abbildung unten gibt
einen Überblick über die Verteilung dieser amtlich
anerkannten In-vitro- (12) und In-vivo-Messstellen (22)
in Deutschland. Diese räumliche Verteilung der Mess-

stellen gewährleistet damit auch für die Anwender
radioaktiver Stoffe sowie für die Bevölkerung eine
schnelle Erreichbarkeit, z. B. im Falle einer Unfall-
situation.
An den Ringversuchen der Leitstelle können neben
den amtlichen Inkorporationsmessstellen auch nicht-
amtliche und ausländische Messstellen teilnehmen.

In-vitro-Ringversuche
Seit 1997 werden von der Leitstelle Inkorporations-
überwachung des BfS regelmäßig In-vitro-Ringversu-
che in Deutschland durchgeführt. An diesen Ringver-
suchen nehmen neben deutschen Inkorporations-
messstellen auch Messstellen aus dem Ausland teil,
so z. B. aus Belgien, Brasilien, Österreich, Schweiz
und Spanien. In den letzten Jahren wurden Ringver-
suche zur Bestimmung der Aktivitätskonzentration
(Aktivität pro Liter) von H-3 (1997), C-14 und Th-nat
(1998), Am-241 und Sr-90 (1999), Pu-240 (2000), S-35
(2001), Pu/Am (2002), Th-nat und U-nat (2003) sowie
C-14 (2004) in Urin durchgeführt.

Der Bewertung werden so genannte Akzeptanzkri-
terien zu Grunde gelegt, nach denen die relative
Abweichung der vom Labor ermittelten Werte vom
Referenzwert zwischen –25 % (Unterschätzung) und
+50 % (Überschätzung) liegen und die relative Streu-
ung der im Labor gemessenen Einzelwerte zur Be-
stimmung der Aktivitätskonzentration dabei 40 %
nicht überschreiten darf.

Aufstellung der behördlich bestimmten Messstellen in Deutschland

1 Medizinische Hochschule Hannover

2 Charité Universitätsmedizin Berlin

3 Landesanstalt für Arbeitsschutz, Düsseldorf

4 Forschungszentrum Jülich

5 Verein für Kernverfahrenstechnik und Analytik Rossendorf e.V., Dresden

6 Johannes-Gutenberg-Universität, Mainz

7 Forschungszentrum Karlsruhe

8 Framatome ANP, Erlangen

9 Bayer HealthCare AG, Wuppertal

10 Bayerisches Landesamt für Umweltschutz, Kulmbach

11 Landesamt für Umwelt, Wasserwirtschaft und Gewerbeaufsicht, Oppenheim

12 Universität Regensburg

13 E.ON Kernkraft, Brokdorf

14 Allgemeines Krankenhaus St. Georg, Hamburg

15 Universität Hamburg

16 Kernkraftwerk Krümmel, Geesthacht

17 Bundesamt für Strahlenschutz, Berlin

18 Universität Münster

19 Universität Essen

20 Universität zu Köln

21 Rheinisch-Westfälische Technische Hochschule, Aachen

22 Justus-Liebig-Universität, Gießen

23 Siemens AG, Hanau

24 Universität Würzburg

25 Universität Tübingen

26 Bundesamt für Strahlenschutz, Neuherberg

Behördlich bestimmte Inkorporationsmessstellen in Deutschland
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Generell lässt sich zu den seit dem Inkrafttreten der
Richtlinie über Anforderungen an Inkorporations-
messstellen durchgeführten In-vitro-Ringversuchen
feststellen, dass die überwiegende Mehrzahl der
Ringversuchsergebnisse der Inkorporationsmessstel-
len innerhalb der oben aufgeführten Akzeptanzkrite-
rien lag. Für die außerhalb dieser Kriterien liegenden
Ergebnisse konnten, in Absprache mit der jeweiligen
Messstelle, die Ursachen dafür geklärt werden. So
konnte z. B. für die Überwachung des Radionuklids
Uran seit 1986 eine Abnahme der Zahl der „Aus-
reißer“ festgestellt werden. Das heißt, die Zuverlässig-
keit der von den behördlich bestimmten Messstellen
gelieferten Ergebnisse der Analysen- und Messver-
fahren hat seitdem eindeutig zugenommen. Das ist
natürlich auch auf die Weiterentwicklung der Ana-
lysen- und Messverfahren zurückzuführen.

Zur Sicherstellung der gleichen Qualität von Routine-
messungen ist es aber auch erforderlich, Eigenkon-
trollen in Form von häufigeren Kontrollanalysen, die
dabei nach Möglichkeit zufällig und anonym „einge-
schleust“ werden sollten, unter Routinebedingungen
durchzuführen.

In-vivo-Ringversuche
Als Beispiel für einen In-vivo-Ringversuch wird der
von der Leitstelle Inkorporationsüberwachung des
BfS im November/Dezember 2003 durchgeführte
Ringversuch für In-vivo-Messstellen dargestellt, 
an dem 21 Ganzkörper- und 7 Teilkörperzähler-Mess-
anlagen in Deutschland teilnahmen. Dabei hatten
die Messstellen die nuklidspezifischen Aktivitäts-
werte

• eines Ziegel-Ganzkörperphantoms mit 70 kg
Masse (siehe Abb. oben), das die Radionuklide 
K-40, Co-60, Ba-133 und Cs-137 enthielt,

• von zwei Ziegel-Teilkörperphantomen mit je
20 kg (das eine als Teil des o.a. Ganzkörper-
phantoms, das andere als zusätzliches Teilkörper-
phantom mit den Radionukliden K-40, Co-60 und
Cs-137 und höheren Aktivitätswerten) sowie

• die natürliche Körperaktivität der Begleitperson
zu ermitteln.

Die Ergebnisse dieses In-vivo-Ringversuchs sind für
alle teilnehmenden Messstellen in der Abbildung un-
ten dargestellt. Auf der horizontalen Achse sind die
relativen Abweichungen aller einzelnen Messwerte
vom Sollwert und auf der senkrechten Achse die
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Ziegelphantom „Olga“ in der Inkorporationsmessstelle der MH Hannover
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dazu gehörigen Messfehler (zählstatistische Unsicher-
heit) aufgetragen. Für die Bewertung der Ergebnisse
gelten auch hier die bereits vorher erwähnten Ak-
zeptanzkriterien aus der Anforderungsrichtlinie. Wie
in der Abbildung zu sehen ist, liegen fast 90 % der
Messwerte im Akzeptanzbereich.

Gegenüber früheren Ringversuchen hat sich die Qua-
lität der In-vivo-Messverfahren bei den teilnehmen-
den Messstellen weiter verbessert, was natürlich auch
auf die fortschreitende technische Weiterentwick-
lung zurückzuführen ist.

Die Ergebnisse der von der Leitstelle Inkorporations-
überwachung des BfS durchgeführten In-vivo- und 
In-vitro-Ringversuche zeigen, dass die Inkorporations-
überwachung von den behördlich bestimmten Mess-
stellen in Deutschland auf einem hohen Niveau
durchgeführt wird. Die Ringversuche der Leitstelle
leisten damit einen wichtigen Beitrag zur Qualitäts-
sicherung hinsichtlich der angewandten Überwa-
chungsverfahren sowie bei der Berechnung der inne-
ren Dosis.

SCHUTZ DES UNGEBORENEN LEBENS VOR
DEN GEFAHREN IONISIERENDER STRAHLUNG

Ansprechpartnerin: 
Renate Czarwinski (0 18 88/3 33-45 10)

Die Strahlenschutzverordnung und die Röntgenver-
ordnung ermöglichen schwangeren Arbeitnehmerin-
nen den Zutritt zu Kontrollbereichen. Ziel dieser ge-
sellschaftspolitisch innovativen, aber immer noch
umstrittenen Regelung ist es, das Recht von Arbeit-
nehmerinnen auf berufliche Chancengleichheit an-
gemessen zu berücksichtigen. Dabei wird der Schutz
des ungeborenen Lebens bei beruflich strahlenexpo-
nierten Frauen keinesfalls vernachlässigt. Ein diffe-
renziertes Schutzkonzept anstatt striktem Zutrittsver-
bot zu Kontrollbereichen beim Umgang mit offenen
radioaktiven Stoffen und ionisierender Strahlung
führt dazu, dass schwangere Frauen auch an solchen
Arbeitsplätzen arbeiten können und für die Frau da-
mit hochwertige Arbeitsfelder erhalten bleiben. In
einem Forschungsprojekt des Bundesministeriums
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU)
zur Umsetzung des Gender Mainstreaming Ansatzes,
der auf die Geschlechtergerechtigkeit abzielt, wurde
festgestellt, dass die Neuregelung der StrlSchV eine
verbesserte Gleichstellung der Geschlechter bedeutet. 

Diese Bewertung basiert u. a. auf der Abwägung von
Einzelaspekten, wie z. B. der Verbesserung von Chan-
cen zur beruflichen Aus- und Weiterbildung, Stär-

kung von Eigenverantwortung und Mitbestimmung
im Modell einer geteilten Verantwortung zwischen
Arbeitgeber/in und Arbeitnehmer/in. Auch die Ein-
richtung spezieller Schwangerenarbeitsplätze und
einer damit verbundenen höheren Bereitschaft des
Arbeitgebers/in zur Einstellung gebärfähiger Frauen
ist in die Bewertung einbezogen worden. 

Dieses Votum bedeutet aber auch, dass eine Reihe
von Präzisierungen, den Schutz gebärfähiger und
schwangerer Frauen betreffend, vorwiegend im un-
tergesetzlichen Regelwerk bzw. in Betriebsvereinba-
rungen vorgenommen werden müssen, z. B. über
Fortbildung der Strahlenschutzbeauftragten zu die-
sem Thema und auch über Aufklärung, Fortbildung
und Information der Arbeitnehmerin über die Ge-
fährdung beim Umgang mit ionisierender Strahlung.
Auszuschließen ist ein Missbrauch der Kontrollbe-
reichsregelung in der StrlSchV. Aus der Fürsorge-
pflicht des Arbeitgebers/in ergibt sich, dass im Einzel-
fall einer schwangeren Arbeitnehmerin das Recht
zugestanden werden muss, die Arbeit im Kontrollbe-
reich auch bei Unterschreiten der Grenzwerte zu
verweigern. Dies kann z. B. der Fall sein, wenn neue
wissenschaftliche Erkenntnisse vorliegen, die die He-
rabsetzung der gesetzlichen Grenzwerte erforderlich
machen. Dabei sind bereits Hinweise/Warnungen
zuständiger Strahlenschutzbehörden auf einen sol-
chen Sachstand durch den Arbeitgeber/in in seiner
Entscheidung zu berücksichtigen.

Laut Strahlenschutzregister des BfS sind in der Bun-
desrepublik Deutschland 125.000 Frauen im Alter un-
ter 45 Jahren beruflich strahlenexponiert. Die Abbil-
dung oben verdeutlicht, dass der überwiegende An-
teil der strahlenexponierten Arbeitnehmerinnen im
medizinischen Bereich tätig ist. Umgang mit offenen
radioaktiven Stoffen haben 11 % aller beruflich strah-
lenexponierten Frauen.

Für den Schutz des ungeborenen Lebens wurde in der
StrlSchV ein Wert von 1 mSv effektiver Dosis, resul-
tierend aus innerer und äußerer Exposition, ab Mittei-
lung der Schwangerschaft bis zu deren Ende festge-
legt. Im Gegensatz zu einer schwangeren Arbeitneh-

Anteil strahlenexponierter Frauen in Betriebskategorien
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merin, für die der Ausschluss einer Inkorporation ra-
dioaktiver Stoffe gesetzlich gegeben ist, besteht für
eine gebärfähige Frau die Möglichkeit, als beruflich
strahlenexponierte Person radioaktive Stoffe zu inkor-
porieren, wodurch es zu einer Depotbildung der Ra-
dionuklide im menschlichen Körper kommen kann.
Diese Depotbildung muss für den Schutz des ungebo-
renen Lebens angemessen berücksichtigt werden.

Unter Annahme folgender konservativer Szenarien
wurde vom BfS die effektive Folgedosis für den Fötus
mit Hilfe der Stoffwechselmodelle der ICRP berechnet:
• Chronische Exposition der Frau durch kontinuier-

liche Aktivitätszufuhr über 10 Jahre vor der
Schwangerschaft und in den ersten 10 Wochen
der Schwangerschaft auf der Basis der in der
StrlSchV festgelegten Grenzwerte.

• Exposition durch Einmalzufuhr zum ungünstigs-
ten Zeitpunkt in den ersten 10 Schwangerschafts-
wochen auf der Basis der in der StrlSchV festge-
legten Grenzwerte.

Im Ergebnis dieser Berechnungen musste festgestellt
werden, dass es bei einigen Radionukliden schon bei
deutlich niedrigeren Expositionen der gebärfähigen
Frau unterhalb des gesetzlich festgelegten Grenzwer-
tes für strahlenexponierte Personen von 20 mSv/a zu
einer Grenzwertüberschreitung des Föten (>1 mSv)
kommen kann. Beim Einsatz entsprechend optimier-
ter Verfahren der Inkorporationsüberwachung lassen
sich aber Situationen erkennen, die zu einer solchen
Grenzwertüberschreitung führen könnten, so dass
durch gezielte vorbeugende Maßnahmen am jewei-
ligen Arbeitsplatz der Schutz des Ungeborenen sicher-
gestellt werden kann.

Bei der chronischen Zufuhr radioaktiver Stoffe stellen
sich nach eingehender Prüfung nur die Nickelisotope
Ni-59 und Ni-63 als Problem für den praktischen Strah-
lenschutz dar. Der Nachweis dieser Isotope bereitet
bereits ohne Berücksichtigung des Grenzwertes für 
das Ungeborene messtechnische Schwierigkeiten. Für
die Nickelisotope Ni-59 und Ni-63 ist der Schutz der
gebärfähigen Frau und damit der Schutz des Unge-
borenen über die Arbeitsplatzüberwachung abzusi-
chern, da sich eine Inkorporation von Ni-59 und Ni-63
im Bereich der Dosisschwelle nicht mittels der routi-
nemäßigen Inkorporationsanalyse nachweisen lässt.

Im Zeitraum von 1980 bis 2004 wurden dem Strah-
lenschutzregister 228 beruflich strahlenexponierte
Personen (2/3 Männer, 1/3 Frauen) gemeldet, die

Umgang mit Ni-63 hatten. Der Schwerpunkt der Be-
schäftigung liegt hierbei in der Forschung, Entwick-
lung und Lehre im naturwissenschaftlichen und tech-
nischen Bereich. Diese Zahlen sind allerdings nicht
vollständig, sie spiegeln aber die Größenordnung der
Anwendung von Nickelisotopen in der Praxis wider. 

Die Überwachung beruflich strahlenexponierter Per-
sonen beginnt bei einer effektiven Dosis von 1 mSv
im Kalenderjahr. Dieser Wert ist auch unter ungüns-
tigen Bedingungen zuverlässig nachzuweisen. 

Besteht ein Inkorporationsrisiko durch Anwendung
offener radioaktiver Stoffe, so ist eine Inkorporations-
überwachung durchzuführen. Diese Verfahrensweise
ist gängige Praxis und wird in der Richtlinie für In-
korporationsüberwachung (RiPhyKo innere; zurzeit
im Entwurf) festgelegt.

Generell ist für die in der Richtlinie konzipierte In-
korporationsüberwachung zu sagen, dass diese nicht
a priori die Einhaltung von Grenzwerten sicherstel-
len kann, sondern nur im Nachhinein die tatsäch-
lichen Dosiswerte ermittelt und diese in Relation zu
den Grenzwerten setzen kann. Jedoch kann mit die-
ser Überwachung frühzeitig eine als kritisch zu be-
trachtende Einmalzufuhr erkannt und es können ent-
sprechende Maßnahmen eingeleitet werden.

Vom BfS wurden für den Schutz des ungeborenen
Lebens optimierte Dosisschwellen für die Inkorpora-
tionsüberwachung der gebärfähigen Frau ermittelt,
die in den Entwurf der RiPhyKo innere aufgenom-
men wurden. Bei Erreichen der Dosisschwellen muss
eine Berechnung der fiktiven effektiven Folgedosis
des Ungeborenen unter Einbeziehung früherer fest-
gestellter Aktivitätszufuhren erfolgen. Diese Berech-
nung ist nach den Vorgaben der StrlSchV von der
Messstelle durchzuführen. Für die Berechnung müs-
sen verbindliche Regelungen getroffen werden. Ist
eine Schwangerschaft mitgeteilt, hat unverzüglich
eine Inkorporationsmessung zu erfolgen, um abzu-
schätzen, ob die effektive Folgedosis für das Ungebo-
rene den Grenzwert übersteigen kann.

Hohe Priorität hat die nach Feststellung einer fikti-
ven Überschreitung der Dosis für das ungeborene Le-
ben zu treffende Entscheidung über die weitere Be-
schäftigung der Frau. Die im Arbeitsschutzrecht oder
Mutterschutzrecht bereits geregelten Schutzvorschrif-
ten bzw. Schutzmechanismen sind bei der Lösungs-
findung angemessen zu berücksichtigen.
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MÖGLICHKEITEN DER INDIVIDUELLEN
RETROSPEKTIVEN DOSIMETRIE MITTELS
CHIPKARTEN

Ansprechpartnerin: Lydia Heide (0 18 88/3 33-23 42)

Im Falle eines außergewöhnlichen radiologischen
Ereignisses, wie z. B. einem Strahlenunfall mit äuße-
rer Exposition, ist es im Rahmen des medizinischen
Notfallschutzes notwendig, nachträglich (retrospek-
tiv) die Strahlendosis von betroffenen Einzelpersonen
oder größeren Bevölkerungsgruppen zu rekonstru-
ieren, um eine optimale Versorgung zu gewährleis-
ten. Da im Alltag jedoch keine – wie bei der beruf-
lichen Strahlenschutzüberwachung üblich – Perso-
nendosimeter (Stabdosimeter, Filmdosimeter bzw.
Thermolumineszenzdosimeter) getragen werden,
müssen andere Methoden und Materialien für eine
individuelle Dosisrekonstruktion angewendet wer-
den. Hierbei finden zwei Methoden praktische An-
wendung, zum einen die biologische Dosimetrie mit
der Chromosomenanalyse von Lymphozyten des
Blutes, zum anderen physikalische Methoden der
Dosisrekonstruktion an Umgebungsmaterialien. Zur
individuellen Dosisbestimmung sollten dies Materiali-
en sein, die von Einzelpersonen körpernah getragen
werden und die über die entsprechenden dosimetri-
schen Eigenschaften verfügen. 

Mit festkörperphysikalischen Techniken ist es mög-
lich, schon geringe Strahlenwirkungen in Mineralien
wie Quarz und Feldspat nachzuweisen. Zu den hier-
für verwendeten Techniken zählen die Methoden der
Lumineszenzmessung. Sie beruhen auf der dosis-
abhängigen Akkumulation von Strahlenschäden in
Mineralien. Die Anzahl der im Kristallgitter der
Mineralien erzeugten Strahlenschäden ist ein Maß
für die aus der ionisierenden Strahlung absorbierten
Energie. Durch thermische oder optische Stimula-
tion (Erhitzen oder Belichten) kann die absorbierte
Energie als Lichtemission (Lumineszenz) wieder frei-
gesetzt werden. Die Intensität dieser Leuchterschei-
nung ist proportional der absorbierten Energie und
somit ein Maß für die akkumulierte Strahlendosis
(Einheit: Gray (Gy) = J/kg). Das Leuchten der Stoffe
kann dabei sowohl von der absorbierte Energiedosis
aus den natürlichen Radionukliden des Bodens
(Uran, Thorium, Kalium-40), der Höhenstrahlung
oder aus künstlichen Quellen (Fallout, Röntgenstrah-
lung) stammen. Je nach Ausheiztemperatur bzw.
Belichtungszeit kann das Lumineszenzsignal ge-
löscht, also auf „Null“ gesetzt werden. Ist der Zeit-
punkt der „Nullsetzung“, z. B. während des Herstel-
lungsprozesses bekannt, kann der natürliche Beitrag
der Strahlendosis aus der Dosisleistung der Umge-
bung berechnet und von der gemessenen gesamten
akkumulierten Dosis im Untersuchungsmaterial

subtrahiert werden. Die Differenz aus den beiden
Dosen entspricht der Unfalldosis.

Im Zeitalter der Informationstechnik trägt heute
nahezu jede/jeder Chipkarten wie Telefonkarten,
Krankenkassenkarten, Bankkarten für den bargeld-
losen Zahlungsverkehr oder SIM-Karten in Handys
mit sich. Diese sind potenzielle Personendosimeter!

Dass die oben beschriebene Technik für die Dosis-
rekonstruktion unter Verwendung von Chipkarten
genutzt werden kann, beruht auf der Tatsache, dass
einige Komponenten der Chipmodule, z. B. die Ver-
gussmassen, ebenfalls Mineralien enthalten, die
während des Herstellungsprozesses erhöhter Tempe-
ratur ausgesetzt waren. Eine individuelle Dosisab-
schätzung wird somit möglich. Wissenschaftler/innen
des Forschungszentrums für Umwelt und Gesund-
heit (GSF) sind auf diese neue Einsatzmöglichkeit ge-
stoßen. 

Verschiedene Chipkarten als potenzielle Personendosimeter für die

retrospektive Dosimetrie

Schnitt durch einen Chip in einer Chipkarte
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Mit Hilfe der optisch stimulierten Lumineszenz (OSL)
können gegenwärtig absorbierte Dosen von mehr als
250 mGy mit einer Genauigkeit von etwa ± 20 % be-
stimmt werden. Hierzu wird der Chip mitsamt seiner
Umhüllung im Dunkeln aus der Chipkarte entfernt
und komplett gemessen. Bis zu einer Dosis von 5 Gy
wiesen die Chips einen linearen Dosis-Wirkungs-Ver-
lauf auf. Nach ersten Untersuchungen ist das Signal
bei Raumtemperatur für eine Lagerzeit von 2,5 Jah-
ren stabil. Eingeschränkt wird die Methode aller-
dings dadurch, dass der Lumineszenzeffekt nur bei
Chips mit einem transparenten Umhüllungsmaterial
(Verguss) wahrgenommen werden kann. Die Metho-
de soll im BfS etabliert werden. Hierfür laufen Arbei-
ten zur Optimierung der Probenaufbereitung, weite-
re Untersuchungen dosisabhängiger Parameter sowie
ein Monitoring verschiedener Herstellungsverfahren
und unterschiedlich aufgebauter Chipmodule.

BAUARTZULASSUNGEN NACH 
STRAHLENSCHUTZVERORDNUNG UND
RÖNTGENVERORDNUNG

Ansprechpartnerin:
Renate Czarwinski (0 18 88/3 33-45 10)

Nach Strahlenschutzverordnung (StrlSchV) und Rönt-
genverordnung (RöV) kann für die Bauart von Vor-
richtungen, in die radioaktive Stoffe eingefügt sind
sowie von Röntgenstrahlern, Röntgeneinrichtungen
und Störstrahlern eine behördliche Zulassung erteilt
werden. Bauartzugelassene Vorrichtungen sind be-
züglich ihrer radiologischen Sicherheit durch ein vor-
gegebenes hohes Niveau und damit durch ein gerin-
ges radiologisches Risiko gekennzeichnet. Dies ge-
stattet, dass die behördlichen Kontrollmaßnahmen
bei Inbetriebnahme und Betrieb der Vorrichtungen
deutlich reduziert oder vollständig entfallen können.

Nach StrlSchV und RöV liegt die Zuständigkeit für
die Erteilung der Bauartzulassungen beim Bundes-
amt für Strahlenschutz. 

Nach Entgegennahme des Antrags und grundsätz-
licher Prüfung der Antragsunterlagen veranlasst das
BfS die erforderliche technische Prüfung (Bauartprü-
fung) bei der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt
(PTB) bzw. bei Bauartzulassungen nach StrlSchV auch
bei der Bundesanstalt für Materialforschung und 
-prüfung (BAM). Nach Vorliegen der Prüfergebnisse
erfolgt die wissenschaftlich-technische Gesamtbewer-
tung des Antrags durch das BfS. Wenn die Vorausset-
zungen zur Erteilung einer Bauartzulassung erfüllt
sind und darüber hinaus keine Versagensgründe vor-
liegen, erteilt das BfS die Zulassung.

Seit Übertragung der Zuständigkeit für die Bauart-
zulassungen auf das BfS wurden insgesamt 141 Bau-
artzulassungsverfahren durchgeführt, davon 122 An-
träge im Bereich der RöV und 19 Anträge im Bereich
der StrlSchV. Es handelt sich neben Anträgen zur
Neuerteilung von Bauartzulassungen auch um Än-
derungen oder Verlängerungen bestehender Bauart-
zulassungen. Einen Überblick über die seit 2002
bearbeiteten Vorgänge gibt die folgende Abbildung.

Bezüglich der Bauartzulassung nach StrlSchV 
gab es durch die 2001 erfolgte Novellierung der
StrlSchV erhebliche Veränderungen. 
Dies betraf insbesondere
• die Einführung neuer Freigrenzen für die Ver-

wendung radioaktiver Stoffe, 
• den Wegfall bisher bestehender Kategorien, die

u. a. die Einfügung von radioaktiven Stoffen mit
einer vergleichsweise hohen Aktivität ermöglichte, 

• die Anzeigefreiheit von bauartzugelassenen Vor-
richtungen. 

Die Prüfung der Voraussetzungen für die Erteilung 
der Bauartzulassung nach StrlSchV betrifft zentral 
die in die jeweilige Vorrichtung einzubauende Strah-
lenquelle. Die Aktivität der Strahlenquelle darf
grundsätzlich das Zehnfache der für das Radionuklid
festgelegten Freigrenze nicht überschreiten. Die
Strahlenquelle selbst muss durch die Konstruktion
der Vorrichtung geschützt und berührungssicher ein-
gebaut sein. Außer der Abnahmeprüfung und einer
im Allgemeinen nach 10 Betriebsjahren durchzu-
führenden Dichtheitsprüfung dürfen keine weiteren
Dichtheitsprüfungen erforderlich werden. Im Ab-
stand von 10 cm von der berührbaren Oberfläche
darf die Ortsdosisleistung den Wert von 1 μSv/h nicht
überschreiten.
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Bei den bisher nach StrlSchV zugelassenen Vorrich-
tungen handelte es sich ausschließlich um Ionisati-
onsrauchmelder und Ionenmobilitätsspektrometer.

Bezüglich der Bauartzulassung im Geltungsbereich
der RöV haben sich dagegen die strahlenschutztech-
nischen Anforderungen im Vergleich zu früher prak-
tisch nicht verändert.

Bei Röntgenstrahlern wird bei der Bauartprüfung die
Abschirmwirkung des Röhrenschutzgehäuses bei ge-
schlossenem Strahlenaustrittsfenster geprüft. Wenn
der in Abhängigkeit von Parametern des Röntgen-
strahlers festgelegte Wert der Ortsdosisleistung ein-
gehalten wird, kann die Bauart zugelassen werden.
Die Röntgeneinrichtung, in der dieser Röntgenstrah-
ler betrieben wird, ist vor Inbetriebnahme durch
einen Sachverständigen zu prüfen. Bei der Anzeige
der Inbetriebnahme sind technische und organisato-
rische Strahlenschutzmaßnahmen nachzuweisen.

Bei Röntgeneinrichtungen, deren Bauart zugelassen
werden soll (Hochschutzgeräte, Vollschutzgeräte und
Schulröntgeneinrichtungen), ist der erforderliche
Strahlenschutz durch die konstruktive Ausführung
der Röntgeneinrichtung zu gewährleisten. Der Nach-
weis der Wirksamkeit des konstruktiven Strahlen-
schutzes erfolgt u. a. durch die Prüfung der Einhal-
tung festgelegter Werte der Ortsdosisleistung sowie
durch geforderte Sicherheitsmaßnahmen. Diese Vor-
richtungen können nach Erteilung der Bauartzulas-
sung genehmigungsfrei betrieben werden. Außer für
Störstrahler ist die Inbetriebnahme solcher Vorrich-
tungen bei der zuständigen Aufsichtsbehörde jedoch
anzuzeigen. Bei der Anzeige der Inbetriebnahme
sind zusätzlich organisatorische Voraussetzungen für
Strahlenschutzmaßnahmen nachzuweisen.

Im Bereich der RöV kam es aufgrund der technischen
Entwicklung in zunehmendem Maße zu Schwierig-
keiten bei der Zuordnung der beantragten Vorrich-
tungen zu den nach RöV vorgesehenen Kategorien
von Röntgeneinrichtungen. Dies betraf insbesondere
Gepäckdurchleuchtungsanlagen und Lebensmittel-
scanner (Röntgeneinrichtungen mit kontinuierlicher
Probenzufuhr, siehe Abb. oben rechts).

Darüber hinaus wurde es erforderlich, die zulässigen
Werte der Ortsdosisleistung für Röntgeneinrichtun-
gen zu überprüfen. Auf der Basis der Praxiserfah-
rungen wurden vom BfS unter Einbeziehung von
Experten der beteiligten Behörden, der Sachverstän-
digenorganisationen und der Hersteller folgende
Vorschläge zur Überarbeitung der RöV erarbeitet:

• Es soll eine neue Kategorie von Röntgeneinrich-
tungen (sog. Basisschutzgeräte) eingeführt wer-
den, deren Anforderungen sich an den techni-
schen Merkmalen der Röntgeneinrichtungen mit
kontinuierlicher Probenzufuhr orientieren.

• Die zulässige Ortsdosisleistung soll für bestimmte
Röntgeneinrichtungen gesenkt werden, um den
aktuellen technischen Entwicklungsstand zu be-
rücksichtigen und um eine bessere Anpassung an
die mit der Novellierung gesenkten Grenzwerte
der effektiven Dosis pro Jahr zu erreichen.

Letztendlich wurden auch die Betriebsbedingungen
für Vakuumschalter, die eine spezielle Form von Stör-
strahlern darstellen, überprüft. Eine entsprechende
Präzisierung hinsichtlich der bei der Bauartprüfung
zu Grunde zu legenden elektrotechnischen Parame-
ter befindet sich in der Abstimmung.

Röntgen-Lebensmittelscanner
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DAS DEUTSCHE MOBILFUNK
FORSCHUNGSPROGRAMM 

Ansprechpartnerinnen:
Cornelia Baldermann (0 18 88/3 33-21 41)

Gunde Ziegelberger (0 18 88/3 33-21 42)

Im Juni 2001 und im September 2003 veranstaltete
das Bundesamt für Strahlenschutz Fachgespräche mit
dem Ziel, die wichtigsten Forschungsschwerpunkte
zur Thematik „Wirkung der elektromagnetischen
Felder des Mobilfunks“ zu identifizieren. Auf Basis
der Ergebnisse dieser Fachgespräche wurde das Deut-
sche Mobilfunk Forschungsprogramm (DMF) ausge-
arbeitet. Insgesamt beinhaltet das DMF etwa 50 For-
schungsvorhaben mit den Themenschwerpunkten
„Wirkungsmechanismen der hochfrequenten Felder“
(Biologie), „Auswirkungen bei Tieren und beim
Menschen“ (Biologie), „Epidemiologische Untersu-

tion“ (Dosimetrie), „Elektrosensibilität“ und „Risiko-
kommunikation“. 

Die einzelnen Projektbeschreibungen können 
unter der vom BfS eingerichteten Internetseite

eingesehen werden. Der vorliegende Bericht infor-
miert über den Stand des DMF zum Ende des Jahres
2004 und über die wichtigsten Inhalte und Ergeb-
nisse.

Biologie – 
Auswirkungen auf Tier und Mensch

Am Tiermodell und, soweit möglich, auch am Men-
schen werden mögliche Einflüsse hochfrequenter Fel-
der auf die intellektuelle Informationsverarbeitung
(Kognition) und das Wach- und Schlaf-Elektroenze-
phalogramm (EEG) sowie auf die Funktion der Blut-
Hirn-Schranke untersucht. An Zellen wird die Suche
nach den zugrunde liegenden molekularen Wirk-
mechanismen weitergeführt.

Die Entstehung bzw. der Verlauf von Krebserkran-
kungen und Veränderungen der kognitiven Fähigkei-
ten wie Gedächtnis und Lernfähigkeit werden auch
nach Langzeitexpositionen erfasst. Zudem soll die
Altersabhängigkeit möglicher Effekte untersucht wer-
den. Hierzu liegen bisher kaum Daten vor. Da die
Mobilfunktechnik in erheblichem Umfang von Kin-
dern und Jugendlichen genutzt wird, besteht hier
besonderer Klärungsbedarf. Ein weiteres Ziel ist es,
die gesundheitlichen Beschwerden von elektrosen-
siblen Personen zu objektivieren und mögliche Syner-
gismen, d. h. das Zusammenwirken unterschiedlicher
Belastungen darzulegen.

Bis Ende 2004 wurden 13 biologische Forschungs-
vorhaben vergeben. Zu fast allen Themenbereichen
haben die Forschungsnehmer ausführliche Litera-
turrecherchen erstellt. Die folgenden beiden For-
schungsvorhaben sind bereits abgeschlossen:

„Untersuchungen zu Wirkungsmechanismen 
an Zellen unter Exposition mit hochfrequenten
elektromagnetischen Feldern der Mobilfunk-
technologie B. Pinealdrüse“

In der Zirbeldrüse (Pinealdrüse) wird in Abhängigkeit
vom Tagesrhythmus das Hormon Melatonin gebildet.
Um eindeutige Ergebnisse im Hinblick auf den Ein-
fluss von Mobilfunkfeldern auf diese Hormonbildung
zu erhalten, musste die Kopplung an den Tagesrhyth-
mus aufgehoben werden. Dies ist mit In-vitro-Experi-
menten an Zirbeldrüsen von Labornagern möglich. 

Die Ergebnisse zeigen, dass es unter dem Einfluss
elektromagnetischer Felder bei 1800 MHz unterhalb
von 800 mW/kg nicht zu einer Erniedrigung der
Melatoninbildung kommt. Ab 800 mW/kg wird eine
erhöhte Freisetzung von Melatonin beobachtet. Die
Befunde unterstützen die so genannte Melatonin-
hypothese nicht, nach der ein unmittelbarer Effekt
hochfrequenter elektromagnetischer Felder die
Unterdrückung der Melatoninbildung ist. Eine ab-
schließende Beurteilung der Ergebnisse ist erst nach
Abnahme des Abschlussberichts möglich.

„Beeinflussung der spontanen Leukämierate 
bei AKR/J-Mäusen durch hochfrequente elektro-
magnetische Felder“
Mäuse des AKR/J-Stammes entwickeln spontan lym-
phoblastische Leukämie. Diese Mausvariante dient seit
Jahren als anerkanntes Modellsystem für menschliche
Leukämie. In dem Forschungsvorhaben soll geklärt
werden, ob bei dauerhafter Exposition mit einem
GSM-Signal (900 MHz, SAR-Wert von 400 mW/kg),
dessen Intensität unterhalb der gesetzlichen Grenz-
werte liegt, die Leukämierate bei diesen Mäusen be-
einflusst wird.

Die inzwischen beendeten Versuche zeigten keine
Unterschiede im Hinblick auf Überlebensverlauf,
Blutbild und Immunantwort. 

Dosimetrie, Erfassung der Exposition

Voraussetzung für die Beurteilung von Wirkungen
hochfrequenter Felder auf den Menschen ist die
möglichst genaue Ermittlung der tatsächlichen Expo-
sition, also der Intensität der Felder in unmittelbarer
Nähe des Menschen. Den Schwerpunkt im Bereich
Dosimetrie bildet daher die Bestimmung realer Feld-
verteilungen und tatsächlicher Expositionen in der
Umwelt, im Haushalt und im Büro, bei der alltäg-
lichen Nutzung von Mobiltelefonen oder in der
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Umgebung von Sendeanlagen. Von besonderer Be-
deutung ist dies auch für die Durchführbarkeit epi-
demiologischer Studien. Bis Ende 2004 wurden 6 For-
schungsvorhaben vergeben, eines davon konnte
2004 abgeschlossen werden:

„Entwicklung von Mess- und Berechnungsver-
fahren zur Ermittlung der Exposition der Bevölke-
rung durch elektromagnetische Felder in der
Umgebung von Mobilfunk Basisstationen“ 
Der Forschungsnehmer hat umfangreiche Unter-
suchungen der Intensitäten hochfrequenter elektro-
magnetischer Felder (Immission) in der Umgebung
von ortsfesten Mobilfunksendeanlagen der GSM 900-
und GSM 1800-Netze (D-/E-Netze) durchgeführt. Als
ein wichtiges Ergebnis konnte festgestellt werden,
dass die Immissionswerte an unterschiedlichen Mess-
punkten im direkten Umfeld der Basisstationen einer
sehr großen Streuung unterliegen. Alle Messwerte
wurden auf den theoretisch höchstmöglichen Aus-
lastungsgrad der Anlage extrapoliert – ein Zustand,
in dem sich in der Praxis keine Mobilfunkbasisstation
für längere Zeit befindet. Die oben stehenden Abbil-
dungen zeigen einen freistehenden Sendemast und
die in zunehmenden Abstand zum Mast am Boden
ermittelten Immissionswerte, ausgedrückt in Leis-
tungsflussdichte und elektrischer Feldstärke. Die
Leistungsflussdichte gibt die Energiemenge an, die
pro Zeiteinheit eine Fläche senkrecht zur Ausbrei-
tungsrichtung der Strahlung durchströmt und ist
somit das Maß für die Immission. Die elektrische
Feldstärke ist mit der Leistungsflussdichte über eine
einfache Umrechnungsformel verknüpft. Das hier
beispielhaft für die gesamte Messreihe dargestellte
Ergebnis zeigt, dass die Leistungsflussdichte im Ge-
gensatz zur allgemein geäußerten Vorstellung nicht
immer mit abnehmenden Abstand zur Basisstation
kontinuierlich zunehmen muss. Der Grund hierfür
liegt im vorliegenden Fall in der Richtcharakteristik

der Mobilfunkantenne mit ihren ausgeprägten Ne-
benzipfeln. In bebautem Gebiet stellt sich u. a. durch
Reflexionen z. B. an Häuserwänden eine noch sehr
viel kompliziertere Situation dar. Somit ist die Entfer-
nung zwischen Basisstationsantenne und Aufenthalts-
ort allein für sich gesehen kein geeignetes Maß zur
Abschätzung der Exposition.

Insgesamt zeigten die Untersuchungen, wie komplex
sich die Beurteilung einer Immissionssituation dar-
stellt und welche Parameter Einflüsse ausüben. Als
wichtigstes Kriterium zur Beurteilung stellte sich die
höhenmäßige Ausrichtung des Aufenthaltsortes zur
Sendeanlage heraus. Dabei kann nicht pauschal
geschlussfolgert werden, dass die Immission über die
Stockwerke eines einer Sendeanlage gegenüberlie-
genden Hauses immer stetig abnimmt bzw. im ober-
sten Stockwerk grundsätzlich höher ist als in tiefer
liegenden Stockwerken. Es kommt vielmehr darauf
an, wie der höhenmäßige Standpunkt zur Haupt-
strahlrichtung und zu möglichen Nebenstrahlrich-
tungen der Sendeantenne orientiert ist. Die Abb. un-
ten zeigt beispielhaft das Ergebnis einer höhenab-

Immissionswerte in der Umgebung eines freistehenden Sendemasts in Abhängigkeit des Abstands d. Der schwarze Pfeil in der Abb. links kennzeichnet die

Richtung, in der sich der Betrachter von der Basisstation entfernt
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hängigen Immissionsmessung in Bezug auf eine dem
Haus gegenüberliegende Mobilfunkantenne. Es zeigt
sich, dass im 7. Stockwerk höhere Immissionswerte
gemessen wurden, als im 12. Stockwerk. Daraus kann
gefolgert werden, dass tiefere Stockwerke durchaus
von einer Nebenstrahlrichtung erfasst werden kön-
nen, so dass die Immissionswerte in tieferen Stock-
werken u. U. höher als in höher gelegenen Stockwer-
ken sein können. Diese Ergebnisse zeigen, dass für
eine genaue Bestimmung der Immissionen letztend-
lich frequenzselektive Messungen vor Ort unerläss-
lich bleiben. 

Epidemiologie

Im Gegensatz zu den experimentellen Studien wer-
den in der Epidemiologie Beobachtungsstudien am
Menschen durchgeführt. Epidemiologische Studien
tragen wesentlich zur Beantwortung der Frage nach
möglichen Wirkungen auf die menschliche Gesund-
heit bei und erlauben die Quantifizierung des Risikos.
Bis Ende 2004 konnten 5 Forschungsvorhaben ver-
geben werden. Eine Machbarkeitsstudie für eine Ko-
hortenstudie an hochexponierten Berufsgruppen wur-
de 2004 abgeschlossen. Ein weiteres Vorhaben befasst
sich mit gesundheitlichen Befindlichkeitsstörungen
durch die Felder von Mobilfunkbasisstationen. Das
Schwergewicht der anderen epidemiologischen Stu-
dien liegt auf der Untersuchung von möglichen
Risiken des Mobilfunks für Krebserkrankungen oder
anderen gesundheitlichen Langzeitfolgen.

„Erweiterungsstudie einer multinationalen
epidemiologischen Studie des möglichen
Zusammenhangs zwischen hochfrequenter
elektromagnetischer Strahlung und dem Auftreten
von Tumoren des Kopf- und Halsbereiches
(INTERPHONE-Studie)“

Im Rahmen der Beteiligung an der internationalen
Fall-Kontroll-Studie „Interphone“ wird ein möglicher
Zusammenhang zwischen Mobilfunk und Hirntumo-
ren untersucht. Aufgrund der großen Fallzahlen und
des durchdachten Versuchsdesigns wird dieser Studie
eine größere Aussagekraft als früheren Studien zuge-
sprochen. Limitierungen dieser Studie liegen v. a. in
der für Hirntumore langen Latenzzeit und der relativ
kurzen Handynutzungszeit und in der nachträgli-
chen Expositionsabschätzung.

Die Ergebnisse des deutschen Teils der INTERPHONE-
Studie werden frühestens im ersten Halbjahr 2005
erwartet. Erste Publikationen zu Akustikusneurinom-
Patienten liegen bereits von Dänemark und Schwe-
den vor. Beide Studien zeigen kein höheres Erkran-
kungsrisiko an Akustikusneurinomen für Kurzzeit-
Nutzer von Handys (weniger als 10 Jahre). Die
schwedische Teilstudie konnte jedoch belastbare Ri-
sikoanalysen für Langzeitnutzer durchführen. In

dieser Gruppe zeigt sich ein höheres, fast 2faches
Erkrankungsrisiko. Die Risikoerhöhung wurde aller-
dings ausschließlich bei Nutzern analoger Handys
(vergleichbar mit dem inzwischen eingestellten 
C-Netz in Deutschland) beobachtet. Nutzer digitaler
(gepulster) Handys hatten noch keine Nutzungs-
zeiträume von mehr als 10 Jahren. Die dahinter lie-
genden Fallzahlen (14 Patienten) sind vergleichswei-
se klein, so dass eine abschließende Bewertung erst
mit der Veröffentlichung der internationalen Aus-
wertung möglich sein wird.

Im Gegensatz zum Erkrankungsrisiko an Akustikus-
neurinomen ergaben die Auswertungen der schwedi-
schen Teilstudie für Gliome und Meningeome keine
Risikoerhöhung bei Nutzungszeiträumen von mehr
als 10 Jahren.

Risikokommunikation

Verschiedene Studien haben gezeigt, dass sich die
Bevölkerung über die Funktions- und Wirkungsweise
der hochfrequenten Felder zu wenig informiert fühlt.
Ein Ziel des BfS ist es daher, eine umfassende und
zielgruppenspezifische Information der Bürger zu
gewährleisten und die Kommunikation mit verschie-
denen Bevölkerungsgruppen zu verbessern. Inhalte
dieser Informationen sollen sowohl Vorsorgeempfeh-
lungen im Hinblick auf die Exposition durch elektro-
magnetische Felder sein, als auch die aktuellen wis-
senschaftlichen Ergebnisse und deren Bewertung. 
Bis Ende 2004 wurden in diesem Bereich 11 For-
schungsvorhaben vergeben. Hierzu zählt das For-
schungsvorhaben:

„Ermittlung der Befürchtungen und Ängste 
der breiten Öffentlichkeit hinsichtlich möglicher
Gefahren der hochfrequenten elektromagnetischen
Felder des Mobilfunks – jährliche Umfragen“ 

Ein zentraler Bestandteil der Mobilfunk-Thematik ist
die Sorge der Bevölkerung um mögliche gesundheit-
liche Risiken durch die elektromagnetischen Felder.
Zur genaueren Erfassung der Risikowahrnehmung in
der Bevölkerung hat das BfS u.a. die Umfrage zur Er-
mittlung der Befürchtungen und Ängste der Öffentlich-
keit in Auftrag gegeben. Diese Art der Befragung ist
jährlich vorgesehen, um Veränderungen der Wahrneh-
mung in der Bevölkerung über die Zeit hinweg zu er-
fassen. Die Umfragen zeigen, dass sich die Stimmungs-
lage in der Bevölkerung hinsichtlich der Besorgnis und
Beeinträchtigung durch elektromagnetische Felder, die
von Mobilfunksendeanlagen, Handys oder schnurlosen
Festnetztelefonen ausgehen, in den letzten drei Jahren
nicht wesentlich verändert hat: Die Anteile der Besorg-
ten sind mit 30 % im Jahr 2004 (gegenüber 31 % in
2003 bzw. 35 % in 2001) leicht gesunken. Beeinträch-
tigt bezeichnen sich 9 % im Jahr 2004 (gegenüber 8 %
in 2003 bzw. 6 % in 2001). Diese geringfügigen Verän-
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derungen scheinen inhaltlich auf einen Trend hinzu-
weisen – mehr Informationen wird die Befragung im
Jahr 2005 liefern. 

Art und Ausmaß der Besorgnis und der Beeinträchti-
gung können anhand dieser Befragungen recht diffe-
renziert dargestellt werden. So wurde z. B. im Jahr
2003 überwiegend die Mobilfunksendeanlage als
stärkste Quelle genannt. Im Jahr 2004 zeigt sich dies
nicht mehr ganz so deutlich – abhängig vom Ausmaß
der Besorgnis bzw. Beeinträchtigung werden entweder
Mobilfunksendeanlagen oder eher Handys als Auslöser
genannt. Zugleich zeigen die Umfragen, dass die Sor-
gen um die Gesundheit, bezogen auf die Mobilfunksen-
deanlagen und die Benutzung von Handys, weit unter
dem Grad der Besorgnis wegen Luftverschmutzung,
den Nebenwirkungen von Medikamenten, dem Ver-
zehr von Fleisch unbekannter Herkunft, starken Ziga-
rettenrauchens sowie der Teilnahme am Straßenver-
kehr stehen. Bemerkenswerterweise wusste nur knapp
ein Drittel der Befragten, dass jedes Handy einen 
SAR-Wert hat, der Auskunft über die Strahlungsinten-
sität des jeweiligen Modells gibt. Die Bekanntheit des
SAR-Wertes hat damit entgegen der Erwartungen im
Jahr 2004 gegenüber 2003 nicht zugenommen. Das 
BfS sieht es als seine Aufgabe an, die Bekanntheit des
SAR-Wertes und seiner Bedeutung durch geeignete 
Informationsmaßnahmen zu erhöhen. Weitere In-
formationen zu den Umfragen erhalten Sie unter
http://www.emf-forschungsprogramm.de/forschung/
risikokommunikation/risikokommunikation_verg/
risiko_021.html. 

Runder Tisch zum Deutschen Mobilfunk
Forschungsprogramm

Im Sinne einer umfassenden Kommunikation ist es
ein zentraler Aspekt bei der Durchführung des Deut-
schen Mobilfunk Forschungsprogramms, die Trans-
parenz des Verfahrens und der Forschungsergebnisse
gegenüber der Öffentlichkeit möglichst umfassend
zu gewährleisten. Dazu wurde beim BfS 2004 der
Runde Tisch zum Deutschen Mobilfunk Forschungs-
programm (RTDMF) eingerichtet, der als unabhän-
giges Beratungs- und Diskussionsgremium das Deut-
sche Mobilfunk Forschungsprogramm begleitet. Der
RTDMF gibt gesellschaftlichen Gruppen und Institu-
tionen die Möglichkeit, sich über den Stand des Pro-
gramms zu informieren und Anregungen dazu abzu-
geben. Insbesondere soll der RTDMF das BfS bei der
Kommunikation des Programms, seiner Ziele und
Ergebnisse sowie bei der Erarbeitung von Konzepten
zur Veröffentlichung der Forschungsergebnisse be-
ratend unterstützen. Der Runde Tisch setzt sich zu-
sammen aus Vertretern der Wissenschaft, Behörden
und Interessenverbänden. Die erste konstituierende
Sitzung fand am 15. Juni 2004 im BfS Neuherberg
statt. Es wurde die gemeinsame Geschäftsordnung

und die Zusammensetzung des RTDMF verabschie-
det. Auf der 2. Sitzung des Runden Tisches am 23.
November 2004 wurde unter anderem die Frage der
Transparenz von Entscheidungsprozessen und deren
Wahrnehmung in der Öffentlichkeit diskutiert.

Internationale Entwicklungen 
im Strahlenschutz: Wissenschaftliche
Erkenntnisse zur Wirkung nieder-
frequenter elektrischer und magne-
tischer Felder

Anders als bei ionisierender Strahlung sind die be-
kannten Wirkungen elektromagnetischer Felder
schwellenabhängig. Die bestehenden Grenzwerte be-
ruhen daher auf den bekannten Schwellen frequenz-
abhängiger Wirkmechanismen unter Berücksichti-
gung von Sicherheitsfaktoren. Ausgehend von dem
Schwellenwert 4 W/kg (SAR: Spezifische Absorptions-
rate), der innerhalb von 30 min zu einer Erhöhung
der Körpertemperatur um 1 °C führt, wurde der
Grenzwert für beruflich Exponierte um den Faktor 10
auf 0,4 W/kg und für die allgemeine Bevölkerung
noch einmal um den Faktor 5 auf 0,08 W/kg festge-
legt. Das BfS überprüft kontinuierlich, ob aktuelle
wissenschaftliche Publikationen mit den bestehenden
Grenzwerten im Einklang stehen. Für statische sowie
niederfrequente elektrische und magnetische Felder
stellt sich der wissenschaftliche Erkenntnisstand wie
folgt dar: 

Internationale Kommission zum Schutz 
vor nicht ionisierender Strahlung (ICNIRP) 
Die internationale Kommission zum Schutz vor nicht
ionisierender Strahlung (ICNIRP) hat eine umfassen-
de Literaturübersicht vorgelegt. Der Überblicksartikel
„Exposure to Static and Low Frequency Electromag-
netic Fields, Biological Effects and Health Consequen-
ces (0-100 kHz)“ (ELF-Review) umfasst ca. 1100 aktuel-
le wissenschaftliche Publikationen aus den Bereichen
Dosimetrie und Expositionsabschätzung, Biologie
und Epidemiologie von statischen, elektrischen und
magnetischen Feldern bis ca. 100 kHz und wird von
der ICNIRP zur Überprüfung und ggf. Überarbeitung
der Empfehlung zur Expositionsbegrenzung von nie-
derfrequenten Feldern herangezogen. Aus den aus-
gewerteten Tierversuchsstudien ergeben sich keine
überzeugenden Belege für die Hypothese, dass eine
Exposition mit niederfrequenten elektromagneti-
schen Magnetfeldern (ELF) unterhalb der Grenzwerte
das Krebsrisiko erhöht, sich nachteilig auf die Fort-
pflanzung auswirkt oder relevante Einflüsse auf den
Hormonhaushalt hat. Weiter untersucht werden soll-
ten mögliche Einflüsse auf Funktionen des Nerven-
systems, um nachzuprüfen, ob die bisherigen Hin-
weise auf mögliche biologische Effekte, wie z. B. ein
möglicher Einfluss auf intellektuelle Fähigkeiten, Be-
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stand haben. Im Bereich der epidemiologischen Stu-
dien konstatiert die ICNIRP das Vorliegen von quali-
tativ hochwertigem Datenmaterial, das auf eine
mögliche Assoziation kindlicher Leukämie mit einer
Exposition gegenüber ELF > 0.4 μT (Mikrotesla) nach
der Geburt hinweist. Für das BfS waren die epidemio-
logischen Studien zur kindlichen Leukämie Anlass,
tierexperimentelle Studien zu diesem Endpunkt zu
initiieren, um die epidemiologischen Ergebnisse ggf.
stützen zu können. Die bisherigen Ergebnisse aus
dem laufenden Projekt liefern jedoch keine Hinweise
auf eine Beeinflussung der Leukämieentwicklung in
einem entsprechenden Tiermodell.

Weltgesundheitsorganisation (WHO) 
Die WHO aktualisiert derzeit den wissenschaftlichen
Kenntnisstand zu statischen Feldern (Environmental
Health Criteria – Static Fields). Daran beteiligt sich
auch das BfS. Während bei statischen elektrischen
Feldern zur Zeit kein weiterer Forschungsbedarf ge-
sehen wird, sieht die WHO in Bezug auf statische
magnetische Felder die Notwendigkeit, mögliche
Wechselwirkungsmechanismen auf molekularer
Ebene weiter aufzuklären, Phantom-Modelle zu ver-
bessern und tierexperimentelle Studien über die
Wirkung von Langzeitexpositionen durchzuführen.
Empfohlen werden weiterhin qualitativ hochwertige
epidemiologische Studien an Personengruppen, die
aus beruflichen Gründen vergleichsweise stark ge-
genüber statischen Magnetfeldern exponiert sind,
wobei vor allem technisches Personal, das an leis-
tungsstarken Magnetresonanz-Tomographen arbei-
tet, zu nennen ist. 

5. EU-Rahmenprogramm 
Der Forschungsverbund mit der Bezeichnung
„REFLEX“ hat innerhalb des 5. EU-Rahmenpro-
gramms die biologischen Wirkungen von nieder-
und hochfrequenten Feldern in zahlreichen In-vitro-
Studien (d. h. an Zellkulturen) untersucht. Die um-
fangreichen Versuchsreihen sind abgeschlossen 
und als EU-Abschlussbericht veröffentlicht (REFLEX: 
Risk Evaluation of Potential Environmental Hazards
from Low Frequency Electromagnetic Field Exposure
Using Sensitive in Vitro Methods – Final Report,
http://www.itis.ethz.ch/downloads/
REFLEX_Final%20Report_171104.pdf). 

Nach den bisher vorliegenden Informationen erge-
ben sich sowohl für niederfrequente als auch für
hochfrequente Felder auch unterhalb der Grenzwerte
Hinweise auf DNA-Schäden in bestimmten mensch-
lichen Zelllinien. Diese Hinweise werden ernst ge-
nommen und weiter verfolgt. Bezüglich der nieder-
frequenten Felder werden DNA-schädigende Effekte
unterhalb der Grenzwerte allerdings nur von einer
Arbeitsgruppe innerhalb des REFLEX-Projekts be-
schrieben. Sie müssen also noch unabhängig repro-

duziert werden. Zudem ist sicherzustellen, dass die in
dieser Studie vorgenommene Art der Auswertung
und/oder die on/off-Exposition keine Fehlerquellen
darstellen. Im Fall der hochfrequenten elektromagne-
tischen Felder werden DNA-schädigende Effekte in-
nerhalb eines bestimmten SAR-Fensters beschrieben.
Auch hier treten die Effekte nur in bestimmten Zell-
typen auf. Eine unabängige Reproduktion steht hier
noch aus, ebenso eine Veröffentlichung der Ergeb-
nisse in einem Fachjournal. Die Ergebnisse zur Gen-
expression waren vielfältig und komplex, die Repro-
duzierbarkeit und v. a. die biologische Relevanz der
einzelnen Ergebnisse ist derzeit nicht abschätzbar.
Eine ausführliche Stellungnahme des BfS zur REFLEX-
Studie steht unter http://www.bfs.de/elektro/
papiere/reflex_stellungnahme.htm zur Verfügung.

Generell ist darauf hinzuweisen, dass Schlüsse über
die physiologische oder gar gesundheitliche Bedeu-
tung von In-vitro-Effekten in Zellkultursystemen nur
im Zusammenhang mit Ergebnissen aus Tierver-
suchen oder epidemiologischen Studien gezogen
werden können. Es werden zur Zeit umfangreiche
Forschungsprogramme durchgeführt, deren Ergeb-
nisse als Grundlage einer Bewertung abzuwarten
sind.

EMISSIONSÜBERWACHUNG 
VON KERNKRAFTWERKEN

Ansprechpartner:
Christopher Strobl (0 18 88/3 33-25 10)

Schutz der Bevölkerung durch Kontrolle der Eigen-
überwachung von kerntechnischen Anlagen
Trotz moderner Rückhalte- und Aufbereitungstechni-
ken werden aus Kernkraftwerken auch ständig im
Normalbetrieb radioaktive Stoffe mit der Fortluft und
dem Abwasser in die Umwelt abgegeben. Da diese zu
einer zusätzlichen Strahlenexposition der Bevölke-
rung führen, sind die Betreiber von Kernkraftwerken
dazu verpflichtet, die Ableitung zu minimieren, alle
abgeleiteten radioaktiven Stoffe zu messen, nach Art
und Aktivität zu spezifizieren und zu bilanzieren
(Eigenüberwachung). 

Für den Bereich Fortluft umfasst diese Eigenüberwa-
chung die Bestimmung der Ableitungen von radio-
aktiven Edelgasen, von gammastrahlenden radioak-
tiven Schwebstoffen, von gasförmigen Jod-Isotopen,
Alphastrahlern und Betastrahlern. Die Bilanzierung
der Ableitung dieser radioaktiven Stoffe mit der Fort-
luft erfolgt, je nach Nuklid bzw. Nuklidgruppe, als
Tages-, Wochen oder Vierteljahresabgabewert. Zu-
sätzlich werden für ausgewählte Nuklidgruppen in
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sehr kurzen Zeitintervallen von zumeist nur wenigen
Minuten so genannte Monitoring-Messungen durch-
geführt. Diese Messungen ermöglichen es dem Be-
treiber, erhöhte Ableitungen frühzeitig zu erkennen
und entsprechende Gegenmaßnahmen einzuleiten.

Im Gegensatz zur Ableitung radioaktiver Stoffe mit
der Fortluft dürfen radioaktive Abwässer erst in den
Vorfluter eingeleitet und an die Umwelt abgegeben
werden, wenn eine Entscheidungsmessung ergeben
hat, dass ein vorgegebener Grenzwert für die Ge-
samtaktivität nicht überschritten wird. Zur Bilanzie-
rung der mit dem Abwasser abgeleiteten radioakti-
ven Stoffe müssen vom Betreiber jedoch auch die
Aktivitätskonzentrationen gamma- und betastrahlen-
der Radionuklide und die Gesamtalphaaktivität be-
stimmt werden.

Die Anforderungen an die Messverfahren und die
Messeinrichtungen sind in der Richtlinie zur Emissi-
ons- und Immissionsüberwachung (REI) und in den
entsprechenden sicherheitstechnischen Regeln des
Kerntechnischen Ausschusses (KTA) festgelegt.

Kontrolle der Eigenüberwachung
Um die Zuverlässigkeit und Qualität der Eigenüber-
wachung wirksam zu kontrollieren, führt des Bundes-
amt für Strahlenschutz bzw. seine Vorgängerbehörde
seit mehr als 20 Jahren als Sachverständiger im Auf-
trag der zuständigen Aufsichtsbehörden Kontrollmes-
sungen durch. Gesetzliche Grundlage dieses Kontroll-
messprogramms ist die bundeseinheitliche Richtlinie
„Kontrolle der Eigenüberwachung radioaktiver Emis-
sionen aus Kernkraftwerken“. 

In der Praxis werden von den Betreibern alle Bilan-
zierungsproben an das BfS geschickt. Das BfS wählt
stichprobenartig einzelne Proben aus und führt Akti-
vitätsbestimmungen durch. Bei diesen Proben han-
delt es sich um Schwebstoff- und Jod-Filter sowie Tri-
tium- und Kohlenstoff-Sammelproben, die über einen
definierten Zeitraum von einem repräsentativen Teil
der Kaminfortluft durchströmt wurden. Die folgende
Grafik zeigt den prozentualen Anteil der Bilanzie-
rungsproben der Betreiber, an denen vom BfS im Be-
reich Fortluft Kontrollmessungen vorgenommen wer-
den.

Im Bereich Abwasser umfasst das Routinemesspro-
gramm die Überwachung der Ableitung von Alpha-,
Beta- und Gammastrahlern sowie der Radionuklide
Fe-55 und Ni-63.

Des Weiteren wird die betreibereigene Messung und
Bilanzierung der Ableitung radioaktiver Edelgase mit
der Kaminfortluft durch regelmäßige mehrwöchige
Vergleichsmessungen in allen in Betrieb befindlichen
deutschen Kernkraftwerken überprüft. Hierzu wer-
den vom BfS im dreijährigen Turnus kontinuierlich
arbeitende Edelgasmesseinrichtungen, die die Akti-
vitätskonzentration radioaktiver Edelgase in der Ka-
minfortluft direkt messen, in den Kernkraftwerken
installiert. Diese Direktmessung der Kaminfortluft ist
notwendig, weil radioaktive Edelgase, im Gegensatz
zu den oben angegebenen Nuklidgruppen, sich nur
sehr bedingt durch Sammeleinrichtungen erfassen
lassen. Darüber hinaus erfordert auch die sehr kurze
Halbwertszeit einiger Edelgas-Radionuklide eine di-
rekte Bestimmung vor Ort.

Die Messwerte der Betreiber werden vom BfS mit den
Ergebnissen der Kontrollmessungen verglichen und
in Quartalsberichten den jeweiligen Aufsichtsbehör-
den und Betreibern vorgelegt. Im Allgemeinen stim-
men die Ergebnisse der Messungen des Betreibers
und des BfS innerhalb der jeweiligen Messunsicher-
heiten gut überein. Bei abweichenden Messergebnis-
sen werden die möglichen Ursachen gemeinsam von
der zuständigen Aufsichtsbehörde, dem Betreiber
und dem BfS ermittelt und Lösungsansätze unterbrei-
tet. Um auch andere Aufsichtsbehörden und Betrei-
ber von Kernkraftwerken über die aktuell bei den
Kontrollmessungen erkannten Problemfelder zu
informieren, werden von Seiten des BfS jährlich Fach-
gespräche im Bereich Fortluft und Abwasser durch-
geführt. Die Fachgespräche leisten ferner einen wich-
tigen Beitrag zur Vermittlung des neuesten Standes
von Wissenschaft und Technik im Bereich der Emis-
sionsüberwachung.

Ein weiteres wesentliches Instrument zur Qualitäts-
sicherung bei der Überwachung radioaktiver Emis-
sionen aus Kernkraftwerken ist die regelmäßige
Durchführung von Ringversuchen. Das Bundesamt
für Strahlenschutz organisiert gemeinsam mit der

Prozentualer Anteil der Kontrollmessungen durch das BfS
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Physikalisch -Technischen Bundesanstalt (PTB) jähr-
lich einen Ringversuch „Abluft“ zur Messung der
Aktivität von Radionukliden auf Standardfiltern und
einen Ringversuch „Abwasser“ zur Bestimmung der
Radionuklidzusammensetzung einer Modellabwasser-
probe sowie einer realen Abwasserprobe. Neben den
zur Teilnahme verpflichteten kerntechnischen An-
lagen in Deutschland haben in den letzten Jahren
auch vermehrt internationale Messlabore an diesen
Ringversuchen teilgenommen. Die Ringversuche des
BfS haben zu einem sehr hohen messtechnischen
Qualitätsniveau bei den teilnehmenden Messlaboren
geführt und stellen dieses auch zukünftig sicher. Bei
Routinemessungen ermöglichen die in diesen Ring-
versuchen ermittelten Kenngrößen für die Qualität
der Messlabore eine objektive Bewertung von Mess-
ergebnissen.

Ergebnisse von Kontrollmessungen 
am Beispiel des Radionuklids C-14
Den Hauptdosisanteil der durch die Ableitung radio-
aktiver Stoffe mit der Fortluft hervorgerufenen Strah-
lenexposition in der Umgebung von Kernkraftwer-
ken wird im Wesentlichen durch das Radionuklid
Kohlenstoff-14 (C-14) bestimmt. Dosisbestimmend ist
hierbei vor allem die Ingestion von C-14 in Form von
Kohlendioxid, welches in die Nahrungskette gelangt
und vom Menschen mit dem Essen aufgenommen
wird. Zur Verdeutlichung sind in der folgenden Ab-
bildung die über alle Standorte der in Betrieb befind-
lichen deutschen Kernkraftwerke gemittelten Anteile
der jeweiligen Radionuklide an der effektiven Dosis
für Erwachsene aufgetragen. 

Die für alle deutschen Atomkraftwerksstandorte er-
mittelten effektiven Dosen für Erwachsene weisen
Werte von weniger als 10 Mikrosievert auf und liegen
demzufolge deutlich unter dem in der Strahlen-
schutzverordnung festgelegten Grenzwert von 300
Mikrosievert. Zur realistischen Berechnung der effek-
tiven Dosis ist die Verlässlichkeit der vom Betreiber
ermittelten Emissionsdaten von entscheidender Be-
deutung. Eine entsprechende Bewertung der betrei-
bereigenen Messdaten erlaubt exemplarisch der in
der folgenden Abbildung dargestellte Vergleich mit
den Ergebnissen der Kontrollmessungen des BfS. Im
vorliegenden Fall stimmen die ermittelten Aktivitäts-
konzentrationen des Radionuklids C-14 im Rahmen
der jeweiligen Messunsicherheiten gut überein.

Um einen Überblick über den zeitlichen Verlauf der
Aktivitätsableitungen an C-14 aus deutschen Siedewas-
ser- und Druckwasserreaktoren seit 1980 zu erhalten,
sind die Werte in der Abbildung unten aufgetragen.
Der sprunghafte Anstieg der Ableitungen an C-14 aus
Siedewasserreaktoren im Jahr 1984 und aus Druckwas-
serreaktoren im Jahr 1988 ist durch die Inbetriebnah-
me einiger großer Kernkraftwerksblöcke bedingt.
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Vom Betreiber und dem BfS ermittelte C-14-Aktivitätskonzentrationen in

der Fortluft von Kernkraftwerken

Jährliche Aktivitätsableitungen von C-14 als Kohlendioxid mit der Fortluft

aus Kernkraftwerken in der Bundesrepublik Deutschland

Dosisanteile von mit Luft abgeleiteten Radionukliden beim Betrieb von

Kernkraftwerken
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Das vom Bundesamt für Strahlenschutz im Rahmen
der Kontrolle der Eigenüberwachung durchgeführte
Messprogramm stellt ein effektives und effizientes
Instrument zur Qualitätssicherung bei der Überwa-
chung der Ableitung radioaktiver Stoffe mit der Fort-
luft und dem Abwasser aus kerntechnischen Anlagen
dar. Die qualitätsgesicherte Überwachung ermöglicht
eine realitätsnahe Berechnung der Strahlenexposi-
tion und gewährleistet den Schutz der Bevölkerung. 

SICHERHEITSÜBERPRÜFUNG VON KERN-
KRAFTWERKEN – STAND UND ENTWICKLUNG

Ansprechpartner: Rudolf Görtz (0 18 88/3 33-15 40)

Durch die Novelle des Atomgesetzes (AtG) vom 
22. April 2002 wurde die Vereinbarung zwischen
Bundesregierung und Energieversorgungsunterneh-
men rechtlich umgesetzt. § 19 a AtG regelt die Sicher-
heitsüberprüfung (SÜ) für Kernkraftwerke während
ihrer Restlaufzeit. Damit die SÜ bundeseinheitlich
nach dem Stand von Wissenschaft und Technik
durchgeführt werden, entwickelt der Bund unter Be-
teiligung der Ländergenehmigungs- und Aufsichts-
behörden hierfür Leitfäden, zum einen als überge-
ordnetes Dokument die „Grundlagen der SÜ“, des
Weiteren für die deterministische Sicherheitssta-
tusanalyse und die probabilistischen Sicherheitsana-
lysen (PSA) (s. a. BfS-Jahresberichte 2002 und 2003). 

Unterhalb der Ebene dieser behördlichen Leitfäden,
welche die wesentlichen Vorgaben bezüglich Ana-
lyseumfang, Ergebnisdarstellung und -bewertung
umfassen, werden Einzelheiten zur Durchführung
der Analysen von Expertengruppen aus Herstellern,
Gutachtern, Betreibern und beratenden Firmen er-
arbeitet. Die Expertengruppen und ihre Arbeitskreise
werden vom BfS geleitet, die erarbeiteten Fachbände
sollen als BfS-Berichte verfügbar gemacht werden.

Zentrales Arbeitsergebnis im Jahre 2004 waren die
abschließenden Beratungen der beiden Fachbände
zur PSA, die kurz als Methoden- und Datenband PSA
bezeichnet werden.

Die durchgeführten Arbeiten umfassen die Einbe-
ziehung moderner Methoden zur Beschreibung von
Personalhandlungen, die Analyse von Notfallmaßnah-
men, Methoden und Daten für die Analyse von Brän-
den, Verbesserung von Schätzverfahren für die Zuver-
lässigkeit von Komponenten, insbesondere bei gerin-
ger Zahl beobachteter Ausfälle sowie Analysen von
Zuständen außerhalb des Leistungsbetriebs. Im Jahre
2004 wurden insbesondere die wichtigen Bereiche
der „Einwirkungen von Außen“ – dazu gehören z. B.

Explosionsdruckwellen, Erdbeben, Hochwasser und
der Flugzeugabsturz – und die Analysen der Stufe 2
abgeschlossen. Im Gegensatz zu Analysen der Stufe 1,
die mit dem Schaden am Reaktorkern endet, wird im
Rahmen der Stufe 2 die Art und Menge radioaktiver
Stoffe untersucht, die in Unfallabläufen aus dem Re-
aktorkern zunächst in die Anlage und dann weiter in
die Umgebung freigesetzt werden und welches die
Häufigkeit dieser Abläufe ist. Durch diese Erkennt-
nisse wird nicht zuletzt eine Optimierung des Notfall-
schutzkonzeptes der Anlagen ermöglicht.

Insgesamt wurde gegenüber früheren Sicherheits-
überprüfungen ein erheblich erweiterter und ge-
nauer beschriebener Analyseumfang festgelegt. Die-
ser Aufwand ist allerdings dadurch mehr als gerecht-
fertigt, da auf diesem Wege ein präziseres Bild der
Sicherheit der Anlagen resultiert und somit zielge-
richtet der Frage erforderlicher Sicherheitsverbesse-
rungen nachgegangen werden kann. 

ALTERUNGSMANAGEMENT UND 
SICHERHEITSKULTUR IN DEUTSCHEN
KERNKRAFTWERKEN

Ansprechpartner: Burkhard Ernst (0 18 88/3 33-15 42)

Das Ziel eines Alterungsmanagements ist, eine Ab-
nahme des Sicherheitsniveaus infolge möglicher
Alterungsprozesse durch entsprechende Maßnahmen
zu verhindern. Am 23. Juli 2004 hat die Reaktorsi-
cherheitskommission eine Empfehlung zur „Beherr-
schung von Alterungsprozessen in Kernkraftwerken“
ausgesprochen (RSK, www.rskonline.de). Durch die
Betriebsüberwachung wird die Alterung im Bereich
der Technik kontrolliert. Dies umfasst die zeitliche
Änderung der Eigenschaften von mechanischen
Komponenten, elektro- und leittechnischen Kompo-
nenten, baulichen Anlagen und Hilfs- und Betriebs-
stoffen. Für die weiteren Bereiche Anlagenkonzep-
tion/Technologie (Hardware, Software, Betriebs-
führungssysteme, Dokumentation...) und Personal
(Kompetenzerhalt) werden ebenfalls Alterungsme-
chanismen betrachtet und Überwachungsverfahren
vorgeschlagen. 

Das BfS nimmt koordinierend an der Umsetzung die-
ser RSK-Empfehlung in die behördliche Aufsicht teil,
mit dem Ziel, dass in den Anlagen das Alterungs-
management bundeseinheitlich betrieben wird.

Im Jahre 2004 wurde ein Untersuchungsvorhaben
abgeschlossen, in dem anlagenübergreifend der
Wissensstand zu Alterungsmechanismen mit dem
Ziel aufgearbeitet wurde, fachliche Grundlagen für
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bundeseinheitliche behördliche Anforderungen an
das Alterungsmanagement zu schaffen und die Be-
richte der Kraftwerksbetreiber zum Alterungsmana-
gement in ihrer inhaltlichen Tiefe zu harmonisieren. 

Fragen der Sicherheit von Atomkraftwerken muss
oberste Priorität eingeräumt werden. Es muss sich in
den Köpfen der Mitarbeiter eine Sicherheitskultur
entwickeln, damit während des laufenden Betriebes
und besonders zum Ende der gesetzlich vereinbarten
Restlaufzeiten die sicherheitstechnischen Erforder-
nisse stets angemessen berücksichtigt werden. Die
Sicherheitskultur selbst ist nicht beobachtbar, sie
wird im Verhalten der Mitarbeiter und administra-
tiven Vorgaben des Unternehmens im Sicherheits-
management, welches das Alterungsmanagement
beinhaltet, sichtbar. In den letzten Jahren wurden
national und international Untersuchungen zu Me-
thoden und Verfahren zur Erfassung und Bewertung
von Sicherheitskultur und Sicherheitsmanagement
durchgeführt. 

Das Vorhaben „Entwicklung praxisgerechter Bewer-
tungskriterien für die Sicherheitskultur in deutschen
Kernkraftwerken“ wurde im Jahr 2004 abgeschlossen.
Ausgehend von dem Gedanken, dass aus den Ursa-
chen von Störungen und Ereignissen Indikatoren ab-
geleitet werden können, die Hinweise auf organisa-
torische und Management-Defizite geben, wurde ein

„ereignisbasiertes Bewertungsverfahren von Sicher-
heitskultur“ entwickelt. Dieses Verfahren verwendet
24 Elemente, die Rückschlüsse auf die Sicherheitskul-
tur erlauben. Ein strukturierter Merkmalkatalog von
Ursachenkategorien, der wie eine Checkliste verwen-
det werden kann, ermöglicht es, aus den Stör- bzw.
Ereignisberichten die benötigten Hintergrundinfor-
mationen zu gewinnen. Der Analyseprozess gliedert
sich in vier Schritte:
• Erfassung und Strukturierung aller verfügbaren

Ereignisinformationen,
• Vollständigkeits- und Plausibilitätskontrolle,

vertiefte ganzheitliche Ursachenbestimmung,
• Zuordnung zu den Ursachenmerkmalen und

Abschätzung deren Wertigkeit,
• Erstellung eines Profils der ermittelten Merkmale

und Bewertung.

Die Gewichtung der Ursachen erfolgt im dritten
Schritt. Für jedes Ereignis wird jeder Ursachenkatego-
rie ein Zahlenwert zugeordnet, der ein Maß für den
Beitrag dieser Kategorie zur Verursachung des Ereig-
nisses darstellen soll. Der Wert 1,0 gilt für eine un-
mittelbare Ursache, die für sich allein zu diesem Er-
eignis führt. Indirekte Ursachen, die nur in Verbin-
dung mit anderen Umständen zu einem Ereignis
führen, erhalten den Additionswert 0,5 und Ursa-
chen, die das Ereignis schwach verschlechternd be-
einflussen, den Wert 0,1. Die Summe der ermittelten
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Maßzahlen von allen Ereignissen in einem Zeitab-
schnitt liefert ein Profil für die Anlage. Das abgebil-
dete Profil wurde aus 34 realen Ereignissen in einer
Referenzanlage ermittelt. Im ersten Bild erfolgt die
Zuordnung nach den Kategorien „Mensch-Technik-
Organisation“ aus dem Merkmalkatalog. 

Die Zusammenfassung in Prozessgruppen (Planung
(P), Ausführung (E), Überwachung (Ü) und Führung/
Unterstützung (O)) zeigt direkt in einem Diagramm
die auffälligen Merkmale, die eine Organisation
schwächen – im dargestellten Beispiel sind dieses die
Planung und die Ausführung der Instandhaltung.

Auch wenn diese Methode keinen Anspruch auf Voll-
ständigkeit hinsichtlich der Ursachenanalyse erheben
kann, ermöglicht sie doch auf eine einfache Weise,
u. U. ohne die Anlage zu betreten, aus den Berichten
über Ereignisse Hinweise über die Sicherheitskultur
zu gewinnen. 

Die erläuterten Indikatoren dienen nur dem Auffin-
den von Schwachstellen innerhalb einer Anlage.
Quantitative Indikatoren, die den Stand der Sicher-
heitskultur in den verschiedenen Anlagen vergleich-
bar machen, existieren noch nicht. 

RADIOAKTIVE ABFÄLLE AUS DER
STILLLEGUNG KERNTECHNISCHER ANLAGEN
IN DEUTSCHLAND

Ansprechpartner: Bernd Rehs (0 18 88/3 33-15 47)

Kerntechnische Anlagen werden nach ihrer endgülti-
gen Abschaltung stillgelegt. Hierbei wird das radio-
aktive Inventar der Anlage – eventuell nach einer
längeren Phase des sicheren Einschlusses – aus der
Anlage entfernt und als radioaktiver Abfall entsorgt.
Wenn durch Messungen nachgewiesen wurde, dass
die aus dem Betrieb der Anlage stammende Radioak-

tivität aus der Anlage soweit entfernt wurde, dass die
in der Strahlenschutzverordnung (StrlSchV) festgeleg-
ten Freigabewerte nicht überschritten werden, kön-
nen die Gebäude der Anlage ggf. vollständig besei-
tigt werden.

Der Hauptbeitrag radioaktiver Abfälle stammt aus
der Stilllegung von Kernkraftwerken und Anlagen
der Kernbrennstoffver- und -entsorgung, deutlich ge-
ringere Mengen kommen aus der Stilllegung von
Forschungsreaktoren und sonstigen kerntechnischen
Forschungseinrichtungen.

Abfallarten und Entsorgungswege
In Deutschland liegen umfangreiche Erfahrungen
mit der Stilllegung von kerntechnischen Anlagen
vor. Es hat sich herausgestellt, dass die Behandlung
und Beseitigung von Stilllegungsabfällen eine Schlüs-
selrolle im gesamten Stilllegungsablauf einnimmt.

Bei Stilllegungsabfällen handelt es sich um schwach-
und mittelradioaktive Abfälle, bei denen im Falle von
Atomkraftwerken und Forschungsreaktoren die ver-
gleichsweise kurzlebigen Beta/Gamma-Strahler Cäsi-
um-137 mit einer Halbwertszeit von 30,2 Jahren und
Kobalt-60 mit einer Halbwertszeit von 5,3 Jahren do-
minieren. Bei Abfällen aus Anlagen der Kernbrenn-
stoffver- und -entsorgung kommen langlebige Alpha-
Strahler hinzu, wie z. B. Plutonium-239 mit einer
Halbwertszeit von 24.110 Jahren oder Americium-241
mit einer Halbwertszeit von 432,2 Jahren, die wegen
ihrer Alpha-Aktivität besonders radiotoxisch sind.

Der bei weitem größte Anteil der in stillgelegten
Kernkraftwerken vorhandenen radioaktiven Stoffe
(ca. 99 %) ist als Aktivierung (d. h. Material wird
durch Bestrahlung mit Neutronen radioaktiv) in Ma-
terialien von Reaktordruckbehälter, Einbauten und
biologischem Schild fest eingebunden. Diese Mate-
rialien werden als radioaktiver Abfall entsorgt. Die
darüber hinaus vorhandene radioaktive Kontamina-
tion befindet sich überwiegend auf den inneren
Oberflächen verschiedener Systeme und wird durch
geeignete Dekontaminationsverfahren so weit ent-
fernt, dass sie danach freigegeben werden können.
So wird ein großer Teil der bei der Stilllegung anfal-
lenden Reststoffe nach den verschiedenen Material-
sorten getrennt gesammelt und ggf. sortiert, um sie
dann mit den folgenden Optionen freizugeben:

• Uneingeschränkte Freigabe,
• Freigabe zur Beseitigung,
• Freigabe von Gebäuden zum Abriss,
• Freigabe zur Rezyklierung (Einschmelzen von

Metallen).

Hierbei werden die Kriterien, die einer Entscheidung
über die Freigabefähigkeit von Reststoffen zugrunde
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zu legen sind, in der Strahlenschutzverordnung
(StrlSchV) vorgegeben. Weiterhin können Reststoffe
einer Verwertung im kerntechnischen Bereich oder
der direkten Wiederverwendung im Bereich einer
anderen atomrechtlichen Genehmigung zugeführt
werden. Nur dann, wenn Messungen ergeben haben,
dass keiner der oben genannten Entsorgungswege
gangbar ist, wird der Reststoff als radioaktiver Abfall
deklariert.

Durch die Behandlung der radioaktiven Abfälle mit
bewährten Standardverfahren wird das Abfallvolu-
men weiter reduziert. Zu diesen Standardverfahren
zählen die Hochdruckverpressung und die Verbren-
nung von festen radioaktiven Abfällen sowie die Ver-
dampfung von Flüssigkeiten.

Abfallaufkommen aus der Stilllegung
Die bereits laufenden Stilllegungsprojekte und die
beginnende Stilllegung weiterer Atomkraftwerke
lassen das Aufkommen an radioaktiven Abfällen in
den kommenden Jahren ansteigen. Abschätzungen
der Abfallvolumina sind wichtig für die Planung von
Lagereinrichtungen, aber stark abhängig von zu-
künftigen technischen, logistischen, aber auch recht-
lichen Entwicklungen (z. B. im Hinblick auf Freiga-
be). Bei der Stilllegung des im November 2003 end-
gültig abgeschalteten Kernkraftwerks in Stade (KKS)
fallen nach Betreiberangaben voraussichtlich ca.
3.000 Tonnen radioaktiven Abfalls an. Das sind etwa
2,4 % der Rückbaumassen des nuklearen Bereiches
des Kernkraftwerks. Diese Abfallmasse ergibt ein
Abfallvolumen von ca. 4.000 m3 (incl. Behälter).
Unter Zugrundelegung von Planungswerten für
sämtliche deutschen Kernkraftwerke (zurzeit 18 in
Betrieb und weitere 18 abgeschaltet) ist mit einem
Gesamtaufkommen radioaktiver Abfälle in der
Größenordnung von etwa 158.000 m3 aus der Stillle-
gung dieser Anlagen zu rechnen.

Zwischenlagerung von radioaktiven Abfällen
Da derzeit kein Endlager für die Entsorgung radioak-
tiver Abfälle zur Verfügung steht, müssen die radio-
aktiven Abfälle zwischengelagert werden, bis ein
Endlager betriebsbereit ist. In dieser Situation errich-
ten die Betreiber an den Stilllegungsstandorten
Zwischenlager für radioaktive Abfälle, die nach dem
Abbau der Anlage autark weiterbetrieben werden.
Solche Lager wurden auch für die beiden jüngsten
Stilllegungsprojekte in Deutschland, das Kernkraft-
werk in Mülheim-Kärlich (KMK) und in Stade (KKS),
beantragt. Die radioaktiven Abfälle werden dort in
endlagerfähiger (sog. konditionierter) Form so lange
zwischengelagert, bis sie zur Endlagerung abgege-
ben werden können. Im Falle der stillgelegten Kern-
kraftwerksblöcke 1-5 in Greifswald (KGR) werden
nicht nur konditionierte radioaktive Abfälle, sondern
auch ganze Komponenten (z. B. Dampferzeuger) im
sog. Zwischenlager Nord (ZLN) zeitweise gelagert.

Internationales Projekt der IAEO
Die Thematik „Behandlung und Lagerung von Still-
legungsabfällen“ wird auch auf internationaler
Ebene diskutiert. Das BfS beteiligt sich in diesem Rah-
men an einem Co-ordinated Research Projekt (CRP)
der IAEA (Wien) mit dem Titel „Disposal Aspects 
of Low and Intermediate Level Decommissioning
Waste“, um die deutschen Erfahrungen anderen
Ländern zugänglich zu machen.
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Prozentuale Aufteilung der Entsorgungswege für die bei der Stilllegung

voraussichtlich anfallenden Reststoffe aus dem nuklearen Bereich im Falle

des abgeschalteten Kernkraftwerks in Stade. (Quelle: E.ON Kernkraft GmbH)

Zwischenlagerung von Komponenten (hier: Dampferzeuger) im Zwischen-

lager Nord (ZLN) aus den in Stilllegung befindlichen Kernkraftwerksblöcken

1–5 in Greifswald. (Quelle: EWN GmbH)
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MELDEPFLICHTIGE EREIGNISSE IN
KERNTECHNISCHEN EINRICHTUNGEN DER
BUNDESREPUBLIK IM JAHR 2004

Ansprechpartner: Matthias Reiner (0 18 88/3 33-15 70)

Störfälle und andere wesentliche Ereignisse in kern-
technischen Anlagen müssen von den Betreibern an
die jeweils zuständigen Landesaufsichtsbehörden ge-
meldet werden. Grundlage ist die Atomrechtliche Si-
cherheitsbeauftragten- und Meldeverordnung (AtSMV)
vom 14. Oktober 1992. Zusätzlich werden diese Ereig-
nisse nach der Internationalen Bewertungsskala (INES)
für Ereignisse in kerntechnischen Einrichtungen hin-
sichtlich der sicherheitstechnischen Bedeutung einge-
stuft. Das behördliche Meldeverfahren und die inter-
nationale INES-Skala wurden im Jahresbericht des BfS
2002 (Seiten 43 ff.) ausführlich erläutert.

Die Störfallmeldestelle des BfS hat die Aufgabe, alle
meldepflichtigen Ereignisse, die in kerntechnischen
Einrichtungen (Atomkraftwerke, Forschungsreakto-
ren, Anlagen der Kernbrennstoff-Versorgung und 
-Entsorgung) auftreten, zu erfassen, zu dokumentie-
ren und für das Bundesministerium für Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit auszuwerten. Das
BfS unterstützt damit das Bundesumweltministerium
bei der Unterrichtung der Öffentlichkeit über solche
Ereignisse und trägt andererseits durch systematische
Auswertung dazu bei, dass Störungen im Betriebs-
ablauf in kerntechnischen Einrichtungen bereits im
Vorfeld vermieden werden können. Die von der
Störfallmeldestelle erstellten Berichte über melde-
pflichtige Ereignisse sind von der Internet-Homepage
des BfS abrufbar http://www.bfs.de/kerntechnik/ 
ereignisse/berichte. 

Das Diagramm oben rechts zeigt eine Übersicht über
die in den Jahren 1994 – 2004 aus den deutschen
Kernkraftwerken gemeldeten meldepflichtigen Ereig-
nisse, aufgeschlüsselt entsprechend ihrer sicherheits-
technischen Bedeutung in den einzelnen INES-Stufen.
Ereignisse mit einer INES-Einstufung oberhalb der Stu-
fe 2 gab es in deutschen Kernkraftwerken bisher nicht.

Im Durchschnitt ereigneten sich in den Atomkraft-
werken der Bundesrepublik Deutschland seit 1994 pro
Jahr ca. 136 meldepflichtige Ereignisse. Trendaussa-
gen über die Häufigkeit von gemeldeten Ereignissen

sind aus dieser Statistik nicht ableitbar. Bei der Be-
trachtung der Häufigkeiten gemeldeter Ereignisse
sind neben anlagenspezifischen Belangen auch die
möglichen Interpretationsspielräume im Bereich der
Meldeschwelle durch die teilweise notwendigen, ver-
allgemeinernden Formulierungen der Meldekriterien
in der AtSMV zu beachten. Zur Einengung dieser In-
terpretationsspielräume wurden Erläuterungen zu den
Meldekriterien erstellt, die anhand der praktischen Er-
fahrungen bei der Anwendung der AtSMV regelmäßig
vom Bund-Länder-Ausschuss für Atomkernenergie an-
gepasst werden. Die Störfallmeldestelle des BfS betei-
ligt sich aktiv an diesem Prozess. Eine erste Überarbei-
tung der Erläuterungen zu den Meldekriterien erfolg-
te im Jahr 1997. Ende 2004 wurden erneut präzisierte
Erläuterungen zu den Meldekriterien für Kernkraft-
werke durch den Länderausschuss für Atomkernener-
gie gebilligt.

Ausführliche Beschreibungen aller Ereignisse der
Meldekategorien E oder S bzw. mit einer INES-Einstu-
fung oberhalb oder in die Stufe 1 sind in den Berich-
ten der Störfallmeldestelle auf den Internetseiten des
BfS enthalten.

Wie aus der Tabelle unten zu entnehmen ist, wurden
2004 aus deutschen Kernkraftwerken 154 melde-
pflichtige Ereignisse gemeldet. Davon wurden 148
Ereignisse in die Meldekategorie N und 6 Ereignisse
in die Kategorie E eingestuft. 7 Ereignisse wurden
der INES-Stufe 1 und 147 der INES-Stufe 0 zugeord-
net.

Aus den deutschen Forschungsreaktoren mit mehr
als 50 kW thermischer Dauerleistung wurden im Jahr

1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004

INES 0 158 151 131 114 132 120 91 119 154 134 147

INES 1 3 1 6 3 3 1 3 5 13 3 7

INES 2 - - - - 1 - - 2 - - -

Gesamtzahl 161 152 137 117 136 121 94 126 167 137 154

Meldepflichtige Ereignisse in deutschen Kernkraftwerken 1994 – 2004 
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2004 7 (2003: 16) meldepflichtige Ereignisse gemel-
det. Alle Ereignisse wurden in der Kategorie N gemel-
det und in die INES-Stufe 0 (keine oder sehr geringe
sicherheitstechnische Bedeutung) eingeordnet. Aus
den Anlagen zur Kernbrennstoffver- und -entsorgung
wurden im Jahr 2004 insgesamt 35 (2003: 42) Ereig-
nisse erfasst. 34 Ereignisse wurden in der Meldekate-
gorie N und mit INES-Stufe 0 gemeldet, ein Ereignis
in der Meldekategorie E und INES-Stufe 0.

FORSCHUNG FÜR MEHR SICHERHEIT 
UND STRAHLENSCHUTZ
Ansprechpartner:

Hans-Peter Berg (0 18 88/3 33-15 01)

Zur Durchführung seiner gesetzlichen Aufgaben und
für die geordnete und sichere Beendigung der Nut-
zung der Atomenergie im Rahmen einer neuen Ener-
giepolitik hat das Bundesministerium für Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) technisch-
wissenschaftliche Fragen von grundsätzlicher Bedeu-
tung für die Sicherheit kerntechnischer Einrichtun-
gen und den Schutz des Menschen vor den Gefahren
ionisierender und nicht ionisierender Strahlung zu
klären. Für anstehende Entscheidungen sind wissen-
schaftlich-technische und rechtliche Grundlagen zu
schaffen und komplexe Sachverhalte zu bewerten,
welche die Einbeziehung externen Sachverstands er-
fordern. Dazu stehen dem BMU Haushaltsmittel im
Rahmen der Ressortforschung zur Verfügung, um
Untersuchungen, Gutachten und Studien zur Klärung
von Einzelfragen an Universitäten, Forschungsinsti-
tute, Sachverständigenorganisationen oder Firmen
zu vergeben. 

Die zur Lösung aktuell anstehender Fragestellungen
auf den Gebieten der kerntechnischen Sicherheit und
des Strahlenschutzes durchzuführenden neuen Maß-
nahmen, Untersuchungen und Projekte unterliegen
einem jährlichen Planungsprozess mit Prioritäten-
setzung und sind Bestandteil des Umweltforschungs-
planes (UFOPLAN), der alle geplanten Ressortfor-
schungsvorhaben mit umweltpolitischer Bedeutung
umfasst. Die Liste der prioritär durchzuführenden
Vorhaben des Umweltforschungsplanes wird zu
Beginn eines jeden Jahres auf der Homepage des
BMU veröffentlicht und ist unter der Adresse
http://www.bmu.bund.de/forschung/aktuell/aktuell/
1239.php aufrufbar.

Das BfS unterstützt das BMU fachlich, wissenschaft-
lich auf den Gebieten des Strahlenschutzes und der
kerntechnischen Sicherheit. Das BfS ist administrativ
insbesondere für die Initiierung, fachliche Begleitung
und Auswertung einzelner Untersuchungsvorhaben

verantwortlich. Weiterhin unterstützt es das BMU 
bei der Koordinierung der Ressortforschung in der
Planungs- und Ausführungsphase. 

Im Jahr 2004 wurden rund 132 Untersuchungsvorha-
ben fachlich und etwa 201 Vorhaben verwaltungs-
mäßig durch das BfS betreut. Insgesamt standen dem
BfS im Jahr 2004 für die BMU-Ressortforschung 8,8
Millionen Euro für den Strahlenschutz und 21 Millio-
nen Euro für die kerntechnische Sicherheit zur Ver-
fügung. 

Die im Rahmen von Ressortforschungsvorhaben er-
arbeiteten Ergebnisse werden in der Schriftenreihe
„Reaktorsicherheit und Strahlenschutz“ auf der BMU
Homepage eingestellt. Die als pdf-files verfügbaren
Ergebnisberichte sind unter http://www.bmu.bund.de/
strahlenschutz/schriftenreihe_reaktorsicherheit_
strahlenschutz/doc/20112.php auf der BMU Homepa-
ge zu finden.

Nachstehend werden Zielsetzung, Vorgehensweise
und Gegenstand der Ressortforschung anhand kon-
kreter Beispiele verdeutlicht.

Solare UV-Belastung bei unterschiedlich
zur Sonne geneigten Körperoberflächen 

Ansprechpartner:
Manfred Steinmetz (0 18 88/3 33-21 49)

Der bundesweite solare UV-Messverbund erfasst die
UV-Strahlung, wie international üblich, mit horizon-
tal ausgerichteten Empfängerflächen. Eine solche
Ausrichtung ist für Vergleichsmessungen unabding-
bar und dient als Basis für die Ermittlung des stan-
dardisierten UV-Index (UVI), der während des Tages
auftretenden maximalen sog. sonnenbrandwirksa-
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Messaufbau mit schwenkbarem Detektor (links) und thermostabilisiertem

Spektralradiometer (rechts) am Sylter Strand
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men UV-Strahlung. Der Mensch empfängt jedoch auf
direkt zur Sonne ausgerichteten Flächen, den sog.
Sonnenterrassen (wie z. B. Nase, Stirn, Hände, Fuß-
rücken und Schultern), mehr UV-Strahlung als auf
horizontalen Flächen, so dass der UV-Index für solche
Bereiche nicht unbedingt aussagekräftig ist. Aus die-
sem Grund hat das BfS die Universität Kiel beauf-
tragt, diesen Mehrbetrag der UV-Belastung quantita-
tiv zu bestimmen und einen möglichen Korrelations-
faktor zum standardisierten UV-Index zu ermitteln.
Die Messungen wurden auf der Nordseeinsel Sylt
durchgeführt (s. Abb. auf Seite 64), wo sich die Men-
schen in hohem Maße im Urlaub am Strand der UV-
Strahlung aussetzen.

Neben den Messungen mit den o. g. zwei Spektral-
radiometern – das eine als Referenz mit horizontaler,
das andere mit zur Sonne ausgerichtetem Empfänger
– wurden parallel dazu Modellrechnungen durchge-
führt. Ein Vergleich zwischen Messung und Modell
ermöglichte eine Abschätzung darüber, wie gut die

aktuellen Bedingungen durch das Modell erfasst wer-
den. Messung und Modellierung stimmten dabei bis
auf wenige Prozent überein. Als wichtigstes Ergebnis
zeigten die Kieler Forscher, dass die Erhöhung der
UV-Belastung auf geneigten Flächen im Vergleich
zur horizontalen Lage vom Sonnenstand abhängt.
Die Erhöhung beträgt bei Sonnenhöhen von etwa
30° (im Frühjahr und Herbst zur Mittagszeit) bis zu
25 %, im Sommer bei etwa 60° um die 15 % (siehe
Abb. oben).

Da die UVI-Werte im Frühjahr und Herbst nur etwa
halb so hoch sind wie im Sommer (bis ca. 8), sind die
„Sonnenterrassen“ des Körpers über den gesamten
o. a. Zeitraum konstant mit einem um den Wert 1 er-
höhten theoretischen UVI-Wert belastet. Unter dem
Aspekt der Strahlenschutzvorsorge hat dies auch Aus-
wirkungen auf die Strahlenschutzempfehlungen. 

Da die Haut der Menschen nicht einheitlich gegen-
über UV-Strahlung reagiert, wird in Abhängigkeit
von der Sonnenbrandschwelle zwischen vier verschie-
denen Hauttypen in Europa unterschieden. Die Son-
nenbrandschwelle ist demnach bei Hauttyp I am
niedrigsten. Hauttyp IV dagegen besitzt die geringste
Empfindlichkeit gegenüber längerer Expositionszeit. 

Laut Weltgesundheitsorganisation (WHO) werden
Schutzmaßnahmen für den Hauttyp II ab einem 
UV-Index von 6 für erforderlich und ab 8 für unbe-
dingt erforderlich gehalten. Im Frühjahr und Herbst
werden im Norden und Süden Deutschlands UVI-
Werte von 4 bzw. 5 gemessen, im Sommer UVI-
Werte von 6 bzw. 7. Für die Sonnenterassen des Kör-
pers bedeutet dies im o. a. Zeitraum eine um jeweils
eine Stufe verschärfte Schutzempfehlung im Süden
Deutschlands. Diese Ergebnisse werden ab der UV-
Saison 2005 von Mai bis September bei der UV-Prog-
nostik und UV-Berichterstattung Berücksichtigung
finden. 

In einem weiteren Vorhaben soll untersucht werden,
wie Wolken die gesamte aus dem Himmelsraum
eintreffende UV-Strahlung beeinflussen. Diese
Messergebnisse leisten einen wesentlichen Beitrag
für ein abschließendes Urteil zu der Thematik der
körperflächenbezogenen UV-Dosimetrie. 

Mit Hilfe der weiteren Ergebnisse des Forschungs-
vorhabens lässt sich somit von den mit horizontalen
Empfängern ermittelten UVI-Werten auf die tatsäch-
liche UV-Belastung von beliebig geneigten Flächen
rückrechnen. Der UV-Index dient als Maßstab für das
gesundheitliche Risiko solarer UV-Strahlung. Er ist
eine international einheitlich definierte Maßzahl und
macht dadurch einen Vergleich zwischen den ver-
schiedenen geografischen Regionen erst möglich. Bei
den zukünftigen gesundheitlichen Bewertungen der
solaren UV-Strahlung sind jedoch auch die stärkere 
UV-Belastung und damit die erhöhten UVI-Werte der
„Sonnenterrassen“ des Körpers zu berücksichtigen
und in die geltenden Strahlenschutzempfehlungen
mit aufzunehmen.
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Die Grafik zeigt die UV-Mehrbelastung von geneigt zu horizontal ausgerich-

teter Fläche in Abhängigkeit vom Sonnenhöhenwinkel

Hauttyp I immer Sonnenbrand, kaum Bräunung auch nach
wiederholten Bestrahlungen

Hauttyp II fast immer Sonnenbrand, mäßige Bräunung nach
wiederholten Bestrahlungen

Hauttyp III mäßig oft Sonnenbrand, fortschreitende Bräunung
nach wieder holten Bestrahlungen

Hauttyp IV selten Sonnenbrand, schnell einsetzende
Bräunung
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Zusammenstellung und Auswertung von
radioökologischen Messdaten zum Trans-
fer Boden/Pflanze unter Berücksichti-
gung der lokalen Variabilität in
Deutschland

Ansprechpartner: Martin Steiner (0 18 88/3 33-25 49)

Wie hoch ist die Strahlenexposition des Menschen
durch den Verzehr von Lebensmitteln? Um diese
Frage beantworten zu können, muss die radioaktive
Kontamination von pflanzlichen Nahrungs- und
Futtermitteln bekannt sein. In vielen Fällen kann der
Gehalt an radioaktiven Stoffen jedoch nicht direkt
gemessen werden. Ein Beispiel hierfür sind radio-
ökologische Begutachtungen im Rahmen von Geneh-
migungsverfahren, bei denen die radioaktive Konta-
mination von verschiedenen Umweltmedien infolge
zukünftiger Ableitungen radioaktiver Stoffe in die
Umwelt rechnerisch ermittelt werden muss.

Radioaktive Stoffe können von Pflanzen entweder di-
rekt über die Blätter oder über die Wurzeln aus dem
Boden aufgenommen werden. Wie hoch die Wurzel-
aufnahme sein kann, hängt vom Radionuklid, den
Bodeneigenschaften, der Pflanzenart, dem betrach-
teten Pflanzenteil und weiteren Bedingungen ab.

Seit den 50er Jahren wurden in Deutschland zahl-
reiche wissenschaftliche Untersuchungen zum Trans-
fer von langlebigen Radionukliden aus dem Boden 
in die Pflanze durchgeführt. Ziel des aktuellen For-
schungsvorhabens war es, durch eine umfassende
Recherche die Fachliteratur, einschlägige Datenban-
ken und sonstige relevante Quellen möglichst voll-
ständig zu erfassen und auszuwerten. Von knapp 400
gesichteten Quellen enthielten 54 Veröffentlichungen
Originaldaten, die den Anforderungen an die Qua-
lität, Vollständigkeit und Nachvollziehbarkeit der In-
formationen genügen. Die Daten wurden – sofern er-
forderlich – auf eine standardisierte Größe, den soge-
nannten Transferfaktor, umgerechnet und für
verschiedene Kombinationen von Boden und Pflanze
statistisch ausgewertet. Zudem wurden die Korrelatio-

nen mit chemisch ähnlichen Elementen und verschie-
denen Bodenparametern, wie etwa dem pH-Wert und
dem Gehalt an organischer Substanz, untersucht.

Die wesentlichen Ergebnisse werden im Folgenden
exemplarisch für Radiocäsium und Radiostrontium
dargestellt. Für Radiocäsium konnten insgesamt 3305
Datensätze recherchiert werden. Bemerkenswert ist
die extrem große Spannweite der Transferfaktoren von
sechs Größenordnungen (Faktor 1.000.000) und mehr.
Die niedrigste Wurzelaufnahme wurde im Mittel für
Getreide auf lehmigen Böden festgestellt. Besonders
hohe Transferfaktoren für Radiocäsium ergaben sich
auf organischen Böden. Durch die statistische Analyse
konnte nachgewiesen werden, dass der Transferfaktor
für Radiocäsium mit dem Gehalt des verfügbaren Kali-
ums im Boden, dem Tongehalt und dem pH-Wert
hochsignifikant negativ korreliert ist, d. h. die Wurzel-
aufnahme ist umso höher, je niedriger die genannten
Bodenparameter sind. Für Radiostrontium liegen 1.009
Datensätze mit Transferfaktoren vor, die einen Werte-
bereich von vier Größenordnungen (Faktor 10.000)
überdecken. Die Wurzelaufnahme ist auf Sandböden
im Durchschnitt doppelt so hoch wie auf Lehmböden,
die wiederum um etwa den Faktor 2 höhere Transfer-
faktoren aufweisen als Tonböden. Die Pflanzenverfüg-
barkeit von Radiostrontium in organischen Böden ist
mit der in mineralischen Böden (Sand, Lehm) ver-
gleichbar. Werden alle Datensätze berücksichtigt, ist
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Bodenprofil in der Wurzelzone eines Getreidefeldes

Querschnitt durch die Wurzelzone an einem Grünlandstandort
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die Radiostrontiumaufnahme hochsignifikant negativ
korreliert mit dem Gehalt der organischen Substanz
im Boden und dem pH-Wert. Zwischen der Ca-Konzen-
tration in der Pflanze und dem Transferfaktor besteht
ein hochsignifikanter positiver Zusammenhang.

Die Ergebnisse des Forschungsvorhabens schaffen die
notwendige Datengrundlage für regional differenzierte
Transferfaktoren, die örtliche Besonderheiten wie z. B.
den Bodentyp berücksichtigen. Insgesamt können
prognostische radioökologische Berechnungen zuver-
lässiger durchgeführt und besser an lokale Gegeben-
heiten angepasst werden. Zur praktischen Anwendung
stehen die Transferfaktoren und alle relevanten Zusatz-
informationen in einer Datenbank zur Verfügung.

Mengenaufkommen an 
NORM-Rückständen für das deutsche
Entsorgungskonzept 
Ansprechpartnerin: Karin Kugel (0 18 88/3 33-19 10)

In der Vergangenheit wurden NORM-Rückstände
(Naturally Occuring Radioactive Materials) zu großen
Teilen als nicht radioaktive Abfälle betrachtet und
entsorgt. Nur für einige Bereiche mit bekannten ra-
dioaktiven Kontaminationen (z. B. Erdölgewinnung)
wurde die Radioaktivität bei der Entsorgung bereits
kontrolliert und beachtet. In dem Vorhaben wird der
Kenntnisstand zum Aufkommen und zu den Charak-
teristika von überwachungsbedürftigen Rückständen
nach § 97 StrlSchV und sonstigen zu überwachenden
Materialien nach § 102 StrlSchV zusammengestellt
und ein Aktivitäts- und Mengengerüst erarbeitet. Der
künftige Regelweg für die Entsorgung der NORM-
Rückstände bleibt die Verwertung oder Beseitigung
als Abfall im Sinne des Gesetzes zur Förderung der

Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltver-
träglichen Beseitigung von Abfällen (kurz: Kreislauf-
wirtschaftsgesetz, KrW-/AbfG). Voraussetzung für
eine diesbezügliche Entsorgung ist die Aufhebung
der Eigenschaft radioaktiver Stoff im rechtlichen Sin-
ne, vorzugsweise als Entlassung aus der Überwa-
chung nach § 98 StrlSchV. 

Als in der Überwachung verbleibende Rückstände
nach Anlage XII Teil A der StrlSchV, die ggf. im deut-
schen Entsorgungskonzept und damit für eine End-
lagerung als radioaktiver Abfall zu berücksichtigen
sind, wurden im Rahmen dieses Vorhabens Bauschutt
(aus Hinterlassenschaften) und Scales aus der Erdöl-
und Erdgasgewinnung identifiziert (Fallgruppe 1).

Bei den sonstigen Materialien, die im Entsorgungs-
konzept zu berücksichtigen sind, handelt es sich um
ungenutzte Chemikalienreste (Uran- und Thorium-
verbindungen), ausgesonderte Gasglühkörper sowie
Abfälle aus der Herstellung und Nutzung von Gas-
glühstrümpfen und Schweißelektroden. Zu beachten
sind hierbei auch Funde wie z. B. mit NORM konta-
minierte Schrotte (Fallgruppe 2). Alle ausgewiesenen
Materialien enthalten durchweg Alpha-Strahler. Es
wird ein Mindestaufkommen an derartigen Abfällen
von ca. 1.000 t (ca. 700 m3) über einen Zeitraum von
10 Jahren abgeschätzt. In der folgenden Tabelle wird
das erwartete Aufkommen der Fallgruppen 1 und 2
dargestellt.

Wird die Entlassung aus der Überwachung nach § 98
StrlSchV durch eine eingeschränkte Annahmebereit-
schaft der Abfallwirtschaft (z. B. der Deponien) limi-
tiert, wird ein Maximalwert von ca. 35.000 t (ca. 23.000
m3) für einen Betrachtungszeitraum von 10 Jahren ab-
geschätzt, der als radioaktiver Abfall zu entsorgen ist.
Diese Variante wird als eher unrealistisch eingeschätzt.

Masse in Tonnen / 10 Jahre
Aktivitätsklasse in Bq/g —> 1 – 10 10 – 50 50 – 100 > 100 > 500

Fallgruppe 1
Bauschutt (Hinterlassenschaften) 10 10
Scales (Erdöl-Erdgasgewinnung) 10
Fallgruppe 2
Arbeiten mit thorierten Schweißelektroden 15 52 8
Verwendung von Gasglühkörpern 2
Chemikalienreste 1 0,1
Thorierter Legierungen 0,1
Herstellung thorierter Schweißelektroden 100 120
Herstellung Gasglühkörper 100 10 2 (20 (*))
Lampenproduktion 10 50
Verwendung von Uranchemikalien 0,6
Thorierte Optiken 0,01
Funde (ohne Quellen) 250 200 50 0,1
Masse, gesamt in Tonnen pro 10 Jahre 220 660 120 2,2 (20)
(*)bei Rücknahme der Produkte, keine lineare Hochrechnung wegen abnehmenden Gebrauchs
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Ansprechpartner: Reinhard Naß (0 18 88/3 33-12 01)

Das Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) ist eine orga-
nisatorisch selbständige wissenschaftlich-technische
Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit (BMU). Es wurde am 1. November 1989 er-
richtet. Nach dem Errichtungsgesetz vom 9. Oktober
1989 erledigt das BfS Aufgaben des Bundes auf den
Gebieten des Strahlenschutzes, einschließlich der
Strahlenschutzvorsorge sowie der kerntechnischen
Sicherheit, der Beförderung radioaktiver Stoffe und
der Entsorgung radioaktiver Abfälle, einschließlich
der Errichtung und des Betriebes von Anlagen des
Bundes zur Sicherstellung und zur Endlagerung
radioaktiver Abfälle, die ihm durch das Atomgesetz,
das Strahlenschutzvorsorgegesetz, andere Bundesge-
setze und durch Verordnungen zugewiesen sind.

Das BfS unterstützt das BMU fachlich und wissen-
schaftlich, insbesondere bei der Wahrnehmung der
Bundesaufsicht, der Erarbeitung von Rechts- und Ver-
waltungsvorschriften sowie bei der internationalen
Zusammenarbeit.

Im Einzelnen befasst sich das BfS insbesondere mit
Fragen des Strahlenschutzes in der Medizin, den Aus-
wirkungen der UV-Strahlung und der elektromagne-
tischen Strahlung sowie der durch natürliches Radon
verursachten Strahlenbelastung. Das BfS untersucht
und überwacht die Strahlenexposition der Bevölke-
rung und bewertet gesundheitliche Risiken. Für
beruflich strahlenexponierte Personen wird ein Strah-
lenschutzregister geführt, das die individuelle Er-
fassung von Strahlenbelastungen gewährleistet.

Das BfS ist Genehmigungs- und Zulassungsbehörde
(z. B. bei der Anwendung radioaktiver Stoffe oder io-
nisierender Strahlung am Menschen in der medizini-

schen Forschung sowie der Beförderung von Kern-
brennstoffen und Großquellen).

Das BfS ist gegliedert in eine Zentralabteilung und
vier Fachbereiche. Das BfS hat Standorte in Salzgitter-
Lebenstedt (Hauptsitz), Oberschleißheim-Neuherberg
bei München, Berlin-Karlshorst, Freiburg, Hanau,
Bonn, Rendsburg und Gorleben. 

Das BfS hatte in 2004 im Jahresdurchschnitt 731 Be-
schäftigte. Im Zuge der Initiative der Bundesregie-
rung zur Erhöhung der Ausbildungsleistung in der
Bundesverwaltung hat das BfS zum 30.09.2004 zu-
sätzlich zu den vorhandenen 13 Ausbildungsplätzen
weitere 22 Ausbildungsplätze zur Verfügung gestellt.
Damit erhöht sich die Gesamtzahl der Ausbildungs-
plätze im Jahre 2004 auf 35. Die Verteilung der Be-
schäftigten auf die Dienstorte und die Zuordnung zu
den Laufbahnen ist der folgenden Tabelle zu entneh-
men.

Die Entwicklung der Beschäftigtenzahl von 1995 bis
2004 zeigt die Abbildung auf Seite 69 oben links. Der
Anstieg der Beschäftigtenzahl ist zurückzuführen auf
die Teilung von Stellen für Teilzeitkräfte, auf zusätz-
liche Zeitkräfte für Sonderaufgaben (insbesondere für
die Genehmigungsverfahren für dezentrale Zwi-
schenlager) und auf zusätzlich Beschäftigte infolge
der Inanspruchnahme von Altersteilzeit.

Rückläufig ist dagegen die Anzahl der Planstellen/
Stellen, bedingt durch die seit 1993 vom Parlament
jährlich beschlossene Stelleneinsparung i. H. v. 1,5 %.
Der Stellenzuwachs in 1998 beruht auf der Übernah-
me des Ortsdosisleistungs-Messnetzes vom ehemali-
gen Bundesamt für Zivilschutz und entsprechender
Umsetzung von Planstellen/Stellen in den Haushalt
des BfS. Im Haushaltsjahr 2003 stand der jährlichen
Stelleneinsparung ein Stellenzuwachs aufgrund neu
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Dienstort Höherer Dienst Gehobener Dienst Mittlerer Dienst Einfacher Dienst Auszubildende Gesamt

Salzgitter 150 69 94 11 28 352

Oberschleißheim 79 43 46 8 5 181

Berlin 42 21 46 8 – 117

Bonn 23 2 8 3 – 36

Freiburg 10 6 8 4 2 30

Rendsburg – 1 4 2 – 7

Hanau – 4 2 – – 6

Gorleben – 1 1 – – 2

304 147 209 36 35 731

(41 %) (20 %) (29 %) (5 %) (5 %) (100 %)

Beschäftigte nach Dienstorten und Laufbahnen (Jahresdurchschnitt – Teilzeitkräfte werden wie Vollzeitkräfte gezählt)

BfS: FAKTEN UND ZAHLEN 
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bewilligter Stellen für Aufgaben im Rahmen der No-
vellierung der Röntgenverordnung und der Strahlen-
schutzverordnung sowie der Genehmigung dezentra-
ler Zwischenlager gegenüber.

Die Abbildung unten zeigt, welcher Berufsgruppe die
Bediensteten im BfS anteilmäßig angehören.

Dem BfS standen 2004 zur Erfüllung seiner Aufgaben
ca. 162 Millionen Euro zur Verfügung, die sich wie
folgt verteilen:

Auf dem Gebiet der Ressortforschung (Untersuchun-
gen, Studien, Gutachten, die dem BMU als Entschei-
dungshilfen dienen) waren dem BfS im Jahr 2004
Haushaltsmittel in Höhe von 33,3 Millionen Euro für
folgende Bereiche zugewiesen:

Entwicklung der Beschäftigtenzahl im BfS-Planstellen/Stellen für Beamte,

Angestellte und Arbeiter im BfS (Die Anzahl der Planstellen/Stellen ist

in der Regel nicht identisch mit der Zahl der Beschäftigten, da sich u. a.

mehrere Beschäftigte eine Planstelle/Stelle teilen können [Teilzeit].)
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Ansprechpartner: Arthur Junkert (0 18 88/3 33-11 32) 

Vermittler zwischen Öffentlichkeit und Fachwelt
Tausende von Fragen erreichen die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit
jährlich, ob telefonisch, als Brief, Fax, E-Mail oder 
im Gespräch auf Messen. Bei der Beantwortung
kommen die vielfältigen Informationsmaterialien des
BfS zum Einsatz. Zu wichtigen Themenbereichen des
Amtes gibt es Informationsblätter und Broschüren, in
denen die bisweilen komplizierte Thematik der
Strahlung und des Strahlenschutzes verständlich und
informativ dargestellt wird. Durch das neue, im ge-
samten Geschäftsbereich des BMU angewendete
Corporate Design wird die Gestaltung der Materia-
lien nicht nur einheitlich, sondern auch übersicht-
licher.

Das Internet ergänzt das Informationsangebot mit
Grundlagentexten und zahlreichen Dokumenten zu
speziellen Themen, seien es Vorträge, Interviews,
Stellungnahmen zu Forschungsergebnissen oder zu
Presseartikeln. Zusätzlich bietet das Internetangebot
des BfS mit den FAQ, den „häufig gestellten Fragen“,
klare und kurze Antworten auf die verschiedensten
Fragen wie zum Beispiel „Was ist ein Castor-Behäl-
ter?“ oder „Sind Solarienbesuche gesundheitsschäd-
lich?“. 

Eine individuelle telefonische Beratung gibt den
Bürgerinnen und Bürgern Gelegenheit, ihre persön-
lichen Fragen mit den Fachleuten zu besprechen.
Diese Gespräche gelten den Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit als

Seismograph. Häufen sich Fragen zu einer Thematik,
werden entweder diese mit ihren Antworten zeitnah
als neue FAQ ins Internet gestellt oder es wird neues
Informationsmaterial publiziert. 

Mit Pressemitteilungen, Pressekonferenzen, Inter-
views und Hintergrundgesprächen mit Journalistin-
nen und Journalisten informiert das BfS zu aktuellen
Themen. Gleichzeitig werden die zahlreichen Anfra-
gen der Medienvertreter kompetent beantwortet. Die
Themen des BfS finden dabei regelmäßig ein großes
Presseecho, wie die Abbildung auf Seite 72 oben bei-
spielhaft zeigt.

Die Schattenseiten des Sonnenscheins
Das BfS hat etwas gegen die zu große Sorglosigkeit
angesichts der gesundheitlichen Gefahren durch UV-
Strahlung. Die Broschüre „Mit heiler Haut durch den
Sommer“ informiert Kinder über die Wirkung von
UV-Strahlung und zeigt, wie man sich auf einfache
Weise vor Sonnenbrand und anderen Haut- und
Augenschäden schützen kann. Die Neuauflage im
neuen Corporate Design des BfS wurde dort verteilt,
wo UV-Strahlen der empfindlichen Kinderhaut beson-
ders schaden können, zum Beispiel in den Urlaubs-
regionen an Nord- und Ostsee und im Ferienflieger
Richtung Süden. Sonnenbrillen sind ein lässiges
Accessoire und unerlässlich zum Schutz der Augen
vor UV-Strahlung. Doch nicht alle Sonnenbrillen hal-
ten die gefährlichen Strahlen gleich gut ab. Auf
Messen und anderen Veranstaltungen hat das BfS die
UV-Durchlässigkeit von Sonnenbrillen gemessen.
Dabei schnitten leider auch teure Brillen nicht im-
mer gut ab. Die BfS-Mitarbeiterinnen und -Mitarbei-
ter erklärten, was eine gute Sonnenbrille auszeichnet
und wie man seine Augen richtig schützt. 

Doch nicht nur die Sonne birgt Gefahren. Das künst-
liche „Sonnenlicht“ in Solarien bräunt meist mit we-
sentlich stärkerer UV-Dosis und ist Strahlenschützern
daher ein Dorn im Auge. Die unter Leitung des BfS
am „Runden Tisch Solarium“ entwickelte Zertifizie-
rung für Solarien wurde jedoch erst von wenigen
Solarienbetrieben in Deutschland durchgeführt. Die
erste Zertifizierung, die der Studiobesitzerin aus Neu-
stadt an der Weinstraße überreicht wurde, fand ein
breites Medienecho.

Mit einer Checkliste des BfS kann man selbst über-
prüfen, ob man im Solarienbetrieb gut beraten wird.
So sollte zum Beispiel beim Festlegen der Bestrah-
lungsdauer und -dosis der jeweilige Hauttyp berück-
sichtigt werden. Diese Checkliste und andere Infor-
mationen zum Thema UV stehen im Internet unter
www.bfs.de/uv.
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Pressetermin: Gemeinsam präsentierten Bundesumweltminister 

Jürgen Trittin und BfS-Präsident Wolfram König im Bundespressehaus 

die Arbeitsschwerpunkte des BfS im Jahr 2003 und stellten zeitgleich 

den Jahresbericht 2003 vor

PRESSE- UND ÖFFENTLICHKEITSARBEIT

Strahlenschutz_2004  24.05.2005  12:19 Uhr  Seite 70

www.bfs.de/uv


71

dustriegesellschaft, die bereits in Paris, auf der Chi-
nesischen Mauer, am Matterhorn, auf dem Roten
Platz in Moskau und bei den Pyramiden von Gizeh
aufgebaut waren, kamen in die Region Gorleben.
800 von ihnen bevölkerten oberirdisch eine autofreie
Allee und 200 unter Tage eine exponierte Stelle im
Erkundungsbergwerk des Salzstocks.

Diese Aktion ermöglichte einen neuen Blick auf eine
Region, die öffentliches Interesse sonst vor allem aus
Anlass jährlicher CASTOR-Transporte in die benach-
barte oberirdische Gorlebener Zwischenlagerhalle
weckt. Die Inszenierung verband nun Gorleben ima-
ginär mit den bisherigen Aufstellorten der „Trash
People“ in anderen Erdteilen und richtete die Auf-
merksamkeit auf unsere Verantwortung für den Zu-
stand der Welt und die Lebenswelt der zukünftigen
Generationen. Unser heutiges Handeln – hier im
Bereich der Produktion, der Zwischenlagerung und
der Endlagerung radioaktiver Abfälle – wurde durch
die Kunst widergespiegelt und provozierte Diskussio-
nen weit über die Region hinaus. Sie thematisierte in
fundamentaler Art den Umgang der Industriegesell-
schaft mit ihren selbst geschaffenen Lebensrisiken
und den ethischen Anforderungen an unsere Pro-
blemlösungsstrategien. Dies gilt ganz praktisch auch
für die anstehende Endlager-Entscheidung und die
Überlegungen, wie fachliche und gesellschaftliche
Akzeptanz der Endlagerung radioaktiver Abfälle er-
reicht werden kann.

Da die Endlagerung radioaktiver Abfälle nur gesell-
schaftlich legitimiert und akzeptiert stattfinden kann,
hat das Bundesamt für Strahlenschutz die Kunst-Akti-
on Stille Tage in Gorleben ermöglicht.

Mobilfunk: 
Information hilft gegen Verunsicherung
Mit der Nennung von drei Vorsorgemaßnahmen hat
das BfS beim Thema Mobilfunk die Richtung vorge-
geben. Neben dem Ziel einer möglichst geringen Be-
lastung durch den Mobilfunk sowie der Klärung offe-
ner wissenschaftlicher Fragen durch zielgerichtete
Forschung muss auch die Bevölkerung informiert wer-
den, um – meist aus Verunsicherung entstehende –
Ängste abzubauen und eine sachliche Grundlage für
Diskussionen zu schaffen. Mit Broschüren, auf Ver-
anstaltungen und im Internet sowie durch Presse-
informationen und Fernseh-, Hörfunk- und Zeitungs-
interviews hat die Presse- und Öffentlichkeitsarbeit
des BfS entscheidende Beiträge geleistet, um Bür-
gerinnen und Bürger kompetent, sachlich und ver-
ständlich zu informieren. Dabei wurde der Schwer-
punkt auf die Handys selbst gelegt – gibt doch die
höhere Belastung beim Telefonieren mehr Anlass zu
Vorsorgemaßnahmen als die Belastung durch Mobil-
funkanlagen.

So konnte auf verschiedenen Messen und auf Veran-
staltungen der Bundesregierung, des BMU und des
BfS den interessierten Bürgerinnen und Bürgern mit
Hilfe eines Messkopfs anschaulich gemacht werden,
wie viel Energie beim Telefonieren mit dem Handy
von ihrem Kopf aufgenommen wird (SAR-Wert). Da-
mit einher ging die Empfehlung, Handys mit einem
möglichst niedrigen SAR-Wert zu verwenden, um die
persönliche Strahlenbelastung zu verringern. Die
hohen Zugriffszahlen auf die Internet-Seite des BfS,
auf der die SAR-Werte der Handys aufgelistet sind
(www.bfs.de/elektro/hff/oekolabel.hmtl), zeigen das
gesteigerte Interesse an Handys mit möglichst ge-
ringer Belastung – ein deutlicher Hinweis für die
Handyhersteller, den SAR-Wert direkt am Gerät an-
zugeben und für strahlungsarme Handys das Güte-
siegel Blauer Engel zu beantragen.

Auch die Informationsschriften des BfS zum Thema
Mobilfunk, allen voran die Broschüre „Mobilfunk:
Wie funktioniert das eigentlich? Tipps und Informa-
tionen rund ums Handy“, wurden in großer Zahl ge-
ordert und von den Medien immer wieder empfoh-
len. Diese Broschüre und weitere Informationen zum
Thema Mobilfunk gibt es auch im Internet unter
www.bfs.de/elektro.

„Stille Tage“ in Gorleben
Der Aktionskünstler HA SCHULT inszenierte vom
25. September bis zum 2. Oktober die Aktion „Stille
Tage in Gorleben“. Mit der Bitte um Unterstützung
war er im Frühsommer auf das BfS zugekommen. 

1000 „Trash People“, lebensgroße Figuren aus Dosen,
Computerschrott und anderen Abfällen unserer In-

Trash people: 200 lebensgroße Figuren aus Dosen, Computerschrott und

anderen Abfällen unserer Industriegesellschaft unter Tage an einer expo-

nierten Stelle im Erkundungsbergwerk des Salzstocks Gorleben
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Das Einmischen der Kunst hat in überraschender
Weise dazu beigetragen, Distanz zu überwinden und
Kommunikation zwischen gesellschaftlichen Grup-
pen wieder anzuregen, wo bisher Konfrontation
herrschte. Bürgerinnen und Bürger aus der Region,
Beschäftigte der DBE, Mitglieder der Bürgerinitiative
und Gemeindevertreter, Landrat und Bürgermeister
kamen miteinander in ungewohnte Gespräche. Von
Beteiligten wurde angeregt, solche Anlässe auch
zukünftig zu schaffen.

Die Aktion stieß sowohl in den Medien als auch bei
den Menschen in Gorleben auf lebhaftes Interesse. 
In eigenen Pressemitteilungen wurde sie vom Deut-
schen Atomforum und der Bürgerinitiative Umwelt-
schutz Lüchow Dannenberg gleichermaßen begrüßt.

Tag der offenen Tür in Freiburg 
2004 veranstaltete das BfS erstmals an seinem Stand-
ort Freiburg einen Tag der offenen Tür. Das Beson-
dere: Auch die Messstation auf dem Schauinsland
war zu besichtigen. Besucher, die sowohl die Dienst-
stelle als auch die Messstation besuchen wollten,
konnten auf den angebotenen Shuttle-Service zurück-
greifen. Die Besucherinnen und Besucher zeigten
großes Interesse an Aufgaben des BfS und speziell an
den Aufgaben dieses Standortes. Zu den Gästen des
BfS zählte der Oberbürgermeister der Stadt Freiburg,

Dr. Dieter Salomon, der zusammen mit BfS-Präsident
Wolfram König die Veranstaltung eröffnete. 

In der Dienststelle Rosastraße wurde neben unter-
haltsamen Spielen und Musik geballte Wissenschaft
zum Thema Umweltradioaktivitätsüberwachung ge-
boten. Um das breite Aufgabenspektrum des BfS auf-
zuzeigen, bot das Amt auch Messungen von Handy-
Werten, der UV-Durchlässigkeit von Sonnenbrillen
und Informationen zur Endlagerung radioaktiver Ab-
fälle an. Wo es möglich war, wurde praktisch und
damit für die Besucherinnen und Besucher anschau-
lich gearbeitet.

In der Messstation Schauinsland konnten Messein-
richtungen zur Ortsdosisleistungsmessung, Anlagen
zur Überwachung des internationalen Kernwaffen-
teststoppabkommens und Anlagen zur Messung von
aerosolgebundenen Radionukliden in der Luft besich-
tigt werden. Auch auf dem Schauinsland war für das
leibliche Wohl der Besucher gesorgt.
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Freiburgs Oberbürgermeister Dr. Salomon lässt sein Handy messen.

Zeitungsartikel zum Thema „Absichtlich herbeigeführter Flugzeugabsturz

auf kerntechnische Anlagen“ – ein Beispiel für die gute Resonanz auf die

Pressearbeit des BfS.
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BfS-Berichte 

BfS-SCHR-30/04
Lennartz HA, Mussel Ch, Thieme M.
Beteiligung der Öffentlichkeit bei der Standortaus-
wahl für die Endlagerung radioaktiver Abfälle
Abschlussbericht
Salzgitter, April 2004

BfS-SCHR-31/04
Weiß D, Bönigke G, Spoden E, Warnecke E.
Übersicht zu stillgelegten kerntechnischen Anlagen
in Deutschland und in Europa – Januar 2004
Salzgitter, September 2004

BfS-SCHR-32/04
Bergler I, Bernhard C, Gödde R, Löbke-Reinl A, Schmitt-
Hannig A.
Strahlenschutzforschung Programmreport 2003
Bericht über das vom Bundesamt für Strahlenschutz
fachlich und administrativ begleitete Ressortfor-
schungsprogramm Strahlenschutz des Bundesministe-
riums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit
Salzgitter, Dezember 2004

BfS-SE-02/04
Brennecke P, Kugel K.
Anfall radioaktiver Abfälle in Deutschland. 
– Abfallerhebung für das Jahr 2000 –.
Salzgitter, April 2004

BfS-SE-03/04
Brennecke P, Kugel K.
Radioactive Waste Arising in the Federal Republic of
Germany 
– 2000 Waste Inquiry –
Salzgitter, Mai 2004

BfS-SE-04/04
Börst FM, Fasten C.
Empfehlung für die sichere Beförderung von 
radioaktiven Stoffen
Ausgabe 1996 (in der Fassung 2003)
Deutsche Übersetzung der Abschnitte I bis Vlll der
„IAEA Safety Standards Series No. TS-R-1“
Salzgitter, Dezember 2004

BfS-SG-03/04
Frasch G, Almer E, Fritzsche E, Kammerer L, Karofsky R,
Kragh P, Spiesl J.
Die berufliche Strahlenexposition in Deutschland 2002
Bericht der Strahlenschutzregisters
Salzgitter, Februar 2004

BfS-SG-04/04
Bergler I, Bernhard C, Gödde R, Löbke-Reinl A, Schmitt-
Hannig A.
Strahlenschutzforschung Programmreport 2002
Bericht über das vom Bundesamt für Strahlenschutz
fachlich begleitete und verwaltete Ressortforschungs-
programm Strahlenschutz des Bundesumweltminis-
teriums
Salzgitter, März 2004

BfS-SK-04/04
Philippczyk F, Hutter J, Rehs B, Schneider M.
Statusbericht zur Kernenergienutzung in der Bundes-
republik Deutschland 2003
Salzgitter, August 2004

Die Schriften und Berichte des BfS sind im Wirt-
schaftsverlag NW erschienen und über den Buch-
handel oder direkt beim Verlag erhältlich. 
Anschrift des Wirtschaftsverlages NW: 
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Verlag für neue Wissenschaft GmbH 
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